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AlB-Aktuell: ZimlOabwes Schlüsselstellung 

Im Schatten der um Afghanistan im Westen entfachten Hyslede sind 
die Nachrichten übe r die Emwicklung in Zimbabwe in die h.i n tcn:n 
Teik der Medien geruckt. Immerhin: Aus ihnen läßt sich entn.:hmen, 
daß die Waffenruhe in Zimbabwes, die auf der London<:. Konferenz 
Ende 1979 vereinbart worden war, äußersl labil iSI und die Gesamt­
lage Zu erheblicher Beunruhigung Anlaß gibt. Befürchtungen, auch 
nach den Wahlen von Ende Februar dJ. (d ieser Beitrag schloß am 
10.2.1980) seien die Risiken weiterhin erheblich, .ind e rnst ,lu neh­
men. 
Umso einsichtiger nimmt sich die in der Wahlplauform der Patrio· 
tischen Front/Afrikanische Volksunion von Zimbabwe (PF/,ZAPU) 
enthaltene AufgabensteIlung aus, daß cs zunächst darauf ankäme, 
den Frieden im Lande henu~leUen und zu bewahren, nämlich durch 
die Beendigung de~ Kolonialkriege~ und die Beseitigung seiner Ur­
Bachen. Um die gewaltigen Probleme zu bewältigen, die sic:h nach 
insgesamt fast zwei Jahnehnten des bewaffneten Befreiungska.mpfes, 
nach Zc:ntörungen und großen Blutopfern ergeben, poslUliert die Par­
tei Joshua Nkomos' "die Förderung der Einheit des Volkes in, einem 
demokratiS<:hen Staat ohne soziale, winschaftliche, religiöJC:, rassi­
sche oder tribalinische Diskriminierung". Dies ist ein deutlicher Hin­
weis auf den ernsten Willen der Patriotischen Front, die Aussöhnung 
auch mit jenen anzustreben, die bislang die rassistische Gesell!.::hafts­
o rdnung verteidigt hatten, und damit zu verhindern, daß es zu einer 
MassenOucht für den Aufbau benötigter weißer Fachkräfte k.ommt. 
Die Entscheidung liegt mithin auf seiten der Weißen. 
"Dieses Land gehö rt beiden, den Schwanen und den W,~ißen". 
äußerte J. Nkomo hierzu. "Wir haben nicht gegen die Weilkn ge­
kämpft, sondern gegen das von ihnen verwaltete System," Allerdings 
gehört al s Kernpunkt zur Wahlplattform der PF/ZAPU eine Reform 
der Grund· und Bodenbesitzverhältnisse zugunsten der afrikanischen 
Bevölkerung. Es wird sich zeigen müssen, inwieweit die bisllerigen 
"HelTen" des Landes gegebenenfalls ein demokratisches afrikanisches 
Regime zu akzeptieren und auf Privilegien zu verzichten be,,~it sein 
werden. 
Bemerkenswerterweise ill in den Spekulationen der westlichen Me­
dien kaum ein Hinweis auf einen anderen Aspekt der Zimbabwe· 
· Frage enthalten: ihre strategische Bedeutung. 
Zimbabwe spielt eine SchlüsselroUe in der Strategie des Wesu:ns und 
Siidafrikas, einen neo kolonial beherrschten Block im Südlicht,n Afri­
ka als Eckpfeiler innerhalb der imperialistischen Globalstrategie zu 
erhalten. Ein Zimbabwe unter neokolonialer Hernchaft - und als 
deren Idealkandidat gilt nach wie vor Bischof Muzorewa, ung.=achtet 
seiner verminderten Wahlchancen - sicherte Südafrikas "Vorfeld" im 
Norden und schüfe eine Landbrücke in die Nähe Zaires, das bereits 
eng mit Südafrika kollaboriert. Damit könnten Länder wie Symbia 
und Mocambique, aber auch Angola und Tansania geographi!lCh iso­
liert werden - Voraussetzung zu einer neuen Etappe im bereil:s 1976 
eingeleiteten Destabilisierungsfeldzug gegen revolutionäre Regimes 
im Südlichen Afrika, sowie für eine Atempause f1.ir Südafrika, um 
eine genehme Namibia-Lösung zu forcieren und Kräfte zu sa,:nmeln. 

Diese Planung steht in offenkundigem Zusammenhang mi! der im 
Zusammenspiel zwischen Washington und der reaktionären Thatchcr­
Regierung in London verfolgten. lange vor "Afghanistan" entwor­
fenen und in Sune gese tzten globalurategischen Konzeption. Noch 
bevor das Londoner Abkommen über Zimbabwe unter dem ultima· 
tiven Druck dts hritischen Außenministers Lord Carrington unter· 
zeichnet worden war, hatten sich Carrington und Premierministerin 
Thatcher zu Konsul tationen nach Washington begeben. Keine 24 
Stunden nachdem beide WashingIOn "hochzufrieden" verlaSJCn hat­
ten, kündigte die US·Regierung die Entsendung einer hochrangigen 
Militärmission in die Region des Nahen Ostens und die angrenzenden 
Gebiete an, deren Reiseroute auch Kenia und Somalia um faßte. 
Um Zimbabwe seine Rolle in diesem Kalkiil spielen lassen und die 
beträchtlichen ökonomischen Interessen nachhaltig absichern Zu 
können, setzt Großbritannien auf ein rechtes, neokoloniales Regime. 
Um dessen Exponenten Muzorewa an die Regierung zu bringen, wird 
nichts unversucht gelassen. Das beweist zugleich, daß unter der vom 
Westen stets propagierten "friedlichen Lösung" von jeher nu r eine 
solche verstanden wurde, welche die eigenen Interessen gegen dieje­
nigen der Massen garantie ren sollte. Daß diese Strategie aucb das 
Scheitern der Wahlen cimchließt, machen in jüngerer Zeit wieder­
holte Sekundungen des U.a. von Südafrika finanzierten Muzorewa 
deutlich, angesichts des derzeit in Zimbabwe immer noch hel'l'schen­
den Terrors eventuell das Wahlresuhat nicht zu akzeptieren - mit 
allen Konsequenzen, die ein solcher Schritt haben könnte . 

Für den täglichen T error in Rhodesien - überfalle und Attentate, 
die seit Jahresanfang über 70 Menschen du Leben gekostet haben ­
sorgen zum einen die Tolerierungspolitik des britischen Gouverneun 
Soames, zum anderen d ie Hilfstruppcn Muzorewas selber. Seides 
steht in offenkundigem Zusammenhang, auch wenn Soames die 
Mehnahl der übergriffe Angehörigen der Afrikanischen National­
union von Zimbabwes (ZANU) anlastet bzw. für nicbt aufgeklän 
deklariert, dagegen die Anschläge der Tel'l'Orlruppe Muzorewas f1.ir 
unerheblich erklärt. 

Die Organisation fur Afrikanischc Einheit (OAU) und der Sicher· 
heitsrat der Vercimen Nationen sahen sich bereits gu:wungen, sich 
mil den merkwürdigen Praktiken des britischen Gouverneurs zu be­
fassen: im Sicherheitsrat wurdc Großbritannien mit 14:0 Stimmen 
(es selber nahm nicht teil) verurteilt wegen der Duldung der übergrif. 
fe von I.luzorewa·Trupps und der offiziellen Armee, die entgegen 
dem Abkommen nicht in ihrcn Sammellagern bleibt {So'lmes plant 
sogar ihre 7.ahJenmäßige Aufstockung für die Wahlphase}; wegen der 
nach wie vor festgehaltenen politischen Gefangenen (die Schät­
zunKen bewegen sich zwischen 5000 und 11000); wegen der Bebin· 
derung der Rückkehr der elwa 250000 Flüchtlinge aus Mocambique, 
Sambia und Botswana (eines sicheren Stimmpotentials für die Pt' 
und dic ZANU), sowit wegen der Anwesenheit südafrikanischer 
Truppen auf dem Territorium Zimbabwes (die von Soames und Mu· 
zorewa geduldete TruPJre an der Beit Bridge zwischen be iden Län· 
dern soll iozwischen abge~ogen sein, nichts verlautet jedoch über die 
weiteren 3,000 vermuteten südafrikanischen Soldaten im Land). 

Sabotagepoliti k Großbritanniens 

Parallel zur offenen Unterstützung Muzorcwas (bzw, zur Behinde­
rung von PF und ZANU/PF) läuft ein Manöver der Irreführung, Ver­
unsichenmg und Spaltung gegen die beiden get rennt kandidierenden 
Parteien J oshua Nkomo und Robert Mugabes ab, mit dessen Hilfe 
he ide in eine erneute Konfrontation getrieben und ihre Anhänger 
verunsichert werden sollen. Parallelen Zur Zei t der Jahre 1974175 
drängen sich auf, als ebenfalls mit diversen Etiketten ("radikal" -
was z.B. seinerzeit den beiden späteren Kollaborateuren Mutorewa 
und Sithole verliehen wurde, ,.gemäßigt" usw;) Verwirrung geschaf­
fen wurde. Gerüchte über eigenartige Koalitionsangebote sollen die 
Auseinanderentwicklung von PF (ZAPU) und ZANU(PF) VCTstärken ; 
selbst Andeutungen de r Art, hin te r den Attentaten auf ihre jeweili­
gen Führer neckte die rivalisierende Partei, werden ins Spiel ge. 
bracht. 
Vor diesem Hintergrund erweist sich die getrennte Kandidatur der 
ZANU als ein Teilerfolg der Spaltungstaktik, die auf die Wiederbele­
bung tribaliuischer Spannungen und politisch-Iaktischer Differenzen 
abzielt, welche mit der 1976 erfolgten Bildung der Patriotischen 
Front von ZAPU und ZANU überwunden werden soll ten. Die of­
fenen politischen Angriffe Mugabu auf Nkomo zu Beginn des Feb­
ruar 1980 sind bedenkliche Zeichen. 
Zimbabwes Freiheitskampf ist noch nicht gewonnen. 
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Wolfram Brönner 

Carters Doktrin­
Antwort auf Afghanistan? 

l'räsidCnl Jimmy Carter machte in seiner Botschaft an die 
Nat ion vom 23. 1.1980 folgende Kcrnaussage der Garter­
Doktrin: "Der Versuch seitens ifgcndeiner äußeren Macht, 
die Kontrolle über den Persischen Golf zu erlangen, wird 
von uns a ls ein Angriff auf die Lebensinterc$SCn der USA 
betrachtet. und ein solcher Angriff wird mit allen notwendi­
gen Maßnahmen zurückgeschlagen werden - einschließlich 
militärischer Gewalt." 
Oie USA, so die Bcgriindung des Präsidenten, sähen ihre 
"eigene Sicherheit" d urch d ie "militärische Aggn:ssion" der 
Sowjetunion in Afghanis tan vom Dezember 1979 elementar 
bedro ht, denn die UdSSR habe eine "neue BedJ:Ohung für 
die Sicherheit im Persischen Colf und Südwesta:,ien", eine 
"ernste Bedrohung für den freien Zustrom des mittclöstli­
chen Ob" in die westlichen Zentren geschaffen. Es gehe für 
d ieses und viele weitere J ahre darum, in dieser Region wie 
"überall auf der Welt" die durch die sowjetische Afghani­
stanpräsenz hervorgerufene "ernsthaheste B<.'<ir<l hung des 
Weltfriedens seit dem 2. Weltkrieg" zu bannen. Dies sei - so 
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J. Carter wei ter - "ei ne noch grundlegendere lkrausforde­
rung" als d ie im Iran vorausgegangene Geiselnahme des US­
Botsc haft spersonals. 
Zusammengenommen sähe man sich nunmehr "drei fu nda­
mentalen Herausforderungen" gegenüber, nämlich erstens 
der wachsenden "sowjet ischen Militärmacht", zweitens der 
"überwält igellden Abhängigkeit der west lichen Demokratien 
von der Olversorgung aus dem Mitt leren Osten", drittens 
dem "Druck der sozialen, religiösen, wirtschaftlichen und 
politischen Veränderungen in vielen Ländern der unterent­
wickelten Welt - belegt durch die Revolution im Iran", 

Die bedrohte "Sicherheit" 

Da die USA aber beanspruchen müßten, "die stärkste aller 
Nationen zu bleiben", bedürfe es energischer Gegenmaß· 
na hmen zur Gewährleistung "weltweiter Sicherheit", näm­
lich u.a.: gemeinsame "Sichcrheils"-Anstrengungen d<.T 
Westmächte u nd deren enge Kooperat ion mit den betreffen· 
den Ländern des jeweils "mögl icherweise bedrohten" Gebic­
tes; noch stärkere Aufrüstung der USA um nun jährlich 5%, 
Stärkung spez iell des Atomwaffenpotentials der NATO; 
Aufbau einer mobilen US-Eingrciflruppe; drastische Erwei­
terung der eigenen Militärpräsenz speziell in der mittelöstli­
chen Regio n; wirtschaft liche und politische Strafmaßnah­
men gegen die Sowjetunion, darunter ein Lieferstopp für 

US·Getreide und .Technologie an die UdSSR, eine Boykott· 
akt ion gegen die Olympiade in Moskau sowie die weitere 
Aufschiebung der Ratifizierung von SALT 11 dureh den 
amerikanischen Senat.l 

Die Entspannung taucht in J . Carters Botschaft bezeichnen­
derweise nicht einmal mehr als AufgabensteIlu ng auL Dafür 
nimmt die Politik der Stärke, nimmt die Begründung der 
Androhung bzw. des Einsa tzes militärischer Gewalt breiten 
Raum e in. Sie ist in erster Linie gerichtet gegen die Sowjet­
union wie revolutionäre Regierungen und Befreiungsbewe­
gungen. Insofern mutet das Program m des 23. J anuar 1980 
wie ei ne Neuauflage der westlichen Doktrinen aus der Ära 

des Kalten Krieges an. 
Die Ursprünge dieser Doktrinen reichen in die unmittelbare 
Nachkricgsperiode 1946/47 zurück. Gestützt auf das westl i­
che Atomwaffenmonopol (Ato mbombenabwÜTfe der USA 
1945 im japanischen Hiroshima und Nagasaki) verordneten 
damals d ie führenden Repräsentanten der angloamerikani. 
sc hen Siegermächte Winston Churchill und Harry S. Truman 
die Spaltung der Welt in zwei gegnerische Lager diesseits 
und jenseits des .. eiS<.Tnen Vorhangs". Auf amerikanischem 
Boden leitete W. Churchill im März 1946 das Erfordernis 
gemei nsamer angloamerikanischer Anstrengungen ab, um 
den Völkern diesseits jenes Vorhangs "eine überwältigende 



Sic herheitsgarantie" zu bieten, und zwar mit hilfe eines Net­
zes von Flotten- und Luftstützpunkten "in der ganzen 
Welf'. 
US-Präsident H. S. Truman maehte daraus die UntCl' teilung 
der Welt in zwei "Lebensarten" , dic der "freien Völker, ... 
deren Unterstützung in d ie Po lit ik der USA mit einbezogen 
werden muß" einerseits, der " durch Kommunisten von in­
nen u nd außen herausgefordert(en)" Länder andererseits. 
Als H. S. Truman am 12. März 1947 vor dem US-Kongreß 
diese seine Doktrin der globalen antikomm unist ischen Kon­
fro ntation bzw. des Kalten Kr ieges verkündete, ging es um 
die "E indämmung" ("Containment", nach Präsidentenbera­
ter George F. Kennan) starker antiimperialist ischer Bewe­
gungen in Griechenland und der Türkei. Wie hier so wurden 
fortan nat ionale wie soziale Befreiungsbewegungen, ganz 
gleich ob in Nachbarländern der Sowjew nion oder am ande­
ren Ende der Welt beheimatet, ganz gleich ob von nat iona l­
bourgeoisen oder marxistischen Kräften angeführ t, zu fern­
gesteuerten Werkzeugen Moskau s erklärt und mit Krieg oder 
Intervention überzogen. Dafür stehen u.a. der Koreakrieg 
(1950-53), Ägypten 1956, Kuba 196 1, d ic Dominikanische 
Republik 1965, der Vietnam kr ieg 1964-73 oder Chile 1973. 
Der in der sog. "Sic herheitszone" gelegene Iran war eines 
der ersten Opfer der Truman-Doktr in, die doch verheißen 
hatte, die USA würden "den freien Vö lkern bei der fr eien 
Entscheidu ng über ihr Schicksal behilflich sein". 2 Mit ei­
nem CIA·Putsch beseitigte man hier 1953 d ie nationalbo ur­
geoise Regierung Mossadt.'gh, weil sie mit der Verstaat li­
chung der Ölmult is erstmals ernst gemacht hatte. Denn hier, 
im arab isch-iranischen Raum, realisierte der angloamerika ni­
sche "Olimperialismus" bis in d ie 70er jahre die im Welt­
maßstab gigantischsten Profi te (siehe Beitrag zur Olkrise 
und den Olmultis in diesem Heft). Und dies sollte so blei­
ben ... 
Der Vorrang der militärpolitischen "Eindämmung", sprich 
der Einkreisung und des " Roll Back" ("Zurückrollen", nach 
US-Außenminister j. F. Dulles) des Sozia lismus prägte die 
gesamte Dritte-Welt-Politik der USA in der Ära des Kalten 
Krieges. Die Anlage e ines euroasiatischen Ringes vo o Mili tär­
pakten und -basen um das sozialistische Lager (siehe Kas ten 
zum US-Pakt- und Stützpunktoetz) beinhaltete das anglo­
amerikanische Streben, aUe angrenzenden Staaten in die 
Konfrontation gegen die Sowjetunion und ihre Verbündeten 
hineinzuzwingen_ Die Form ieru ng der nichtpaktgebundenen 
Bewegung im Zeitraum 1955-64 ging ebendeshalb gerade 
von Jodien, Indonesien, Pakistan, Ägypteo und anderen un­
abhäogigen Staaten dieser Region aus. 3 Und diese Priori tä-

~lIantischer 
Ozean -

tensetzung in der US-Globalstratcgie zeigte sich sc hließlich 
auch an der Struk turierung der westlichen Entw icklu ngs­
hilfevergaben an d ie u nterentwickelten Länder : In der Peri­
ode 1948·67 entfielen vo n den iosgesam t 41 Mrd Dollar al­
leine über die Hälfte auf die elf a n das sozialistische Lager 
angrenzenden Staaten, voran an die Türkei, den Iran, Süd­
korea, Südvietnam; und über 50% bestanden aus bloßen Mi­
litärhilfen bzw_ Rüstungsgütern.4 Entwicklungspolitik blieb 
der sog. "Sicherheitspolitik " untergeordnet. 

US-Desaster nicht nur in Vietnam 

Hier spätestens wird erkennbar, daß die Carter-Doktrin im 
Kern ein Rückgriff auf den "Sicherheiu"-Begriff des Kalten 
Krieges ist. Mehr noch, sie ähnelt in frappiereoder Weise 
j ener zweiten US-Doktrin, die Präsident Dwight D. Eisen­
hower im J anuar 1957 in einer Bo tschaft dem US- Kongreß 
in Washington verkündete. Die Behauptungsfähigkcit d er 
ägyptischen Revolution im Suezkrieg 1956 (Dreieraggres­
sion Israels, Großbritanniens, Frankreichs gegen G_A. Nas­
sers Nat.ionalisierung der Suezkanal-Gesellschaft) deutete er 
in ein angebliches Vordringen d es "Kom munism us" bzw. 
der UdSSR in den Nahen und Mittleren Osten um. Er recht­
fer tigte die Androhung des künft igen Einsatzes "vo n Stre it­
kräften, um ... jeder Nat ion oder Gruppe vo n Nationen bei­
zustehen, die Hilfe gegen eine bewaffnete Aggression irgend­
eines vom internationalen Kommunismus ko ntrollier ten 
Landes ersuchen würde".5 Mit der US-Invasion 1958 im 
Libano n, mit der man auf d ie Libanonkrise, d ie irakisehe 
Revolut ion und das Vereinigungsprojekt Ä.gypten-Syrien 
reagierte, fa nd die Eiscnhower-Doktrin ihre erste praktische 
Anwend ung. 
Doch gerade das offensichtliche Scheitern d er Ro ll-Back­
Versuche der USA in Kuba (19 6 1/62) und Vietnam 
(1964-73) sowie d ie Herausb ildung eines mili tärischen 
Gleichgewichts zwischen NATO und sozialistischem Lager 
machten ausgangs der 60tt jahre den Verzicht auf d ie Dok­
tr inen des Kalten Krieges unumgänglich. 
In b ilateralen Verhandlungen mit der Sowjetunion erkannte 
Washington nunmehr d ie - von der UdSSR seit 1927 unab­
lässig vorgetragenen 6 - Prinzipien der allgemeinen und voll­
ständigen Abrüstung, der Einschränkung des Wettrüstungs, 
der fr iedlichen Koexistenz, d er Respektierung der europä­
isch-asiatischen Nachkriegsgrenzen, der Nichteinm ischung 
usw. an. Mit dem ersten sowjet isch-amerikanischen Vertrags­
abschluß über die Be~enzung der strategischen RüslUngen 
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, :-. .]1 I1 " " ,1 .• hr J~72 und der Europäischen Sicherheitskon-
1 .... ,·tI '. (KSZE) in II dsinki 1975 unt er Beteiligung der USA 
h .'!l t: ,.id, der l'ruzeß der politischen Entspannungdurchge­
_ • .:1 ' .1. 
Dcm cntsprach die mit den Do ktrinen Richard M. Nixons 
(1970) und Gt.Tald R. Fords ( 1975) verbundene Orientie­
rung auf eine reduzierte weltweite US-Militärpräsenz. auf 
das Unterlanen des direkten US-Militärinterventionismus, 
der durch den systematischen Albau abhängiger regionaler 
Stellvertretcrmächte (Iran, Südvietnam, Israel, Brasilien. 
Südafrika, ASEAN-Staaten) in der Dritten Welt abgelöst 
werden soUt e. Das Desaster im Vie tnamkr ieg legte es nahe, 
künftige unmittelbare Verwicklungen der USA in regionale 
Konflikte bzw. Krieges zu meiden , o hne auf die fortgesetzte 
- indirekte - Unterdrückung jedweder Befreiu ngsrevo lu­
tionen zu verzichten. 
Washingtoner Strat egen wie Außenministcr Henry Kissinger 
verbanden mit dieser späten Anpa ssung an das veränderte 
globale Kräftever hältnis freilich eine trügerische Hoffnung: 
Der Entspannungsprozeß. so kalkulierten Sie. brächl e ein 
Abflauen des internationalen Klassenkampfes, des Befrei­
ungskampfes in der Dritten Welt und den Stopp interna· 
tionalistischer Unterstützung seitens des sozialistischen La­
gers mit sich. Doch das Gt.-genteil tra t ein. trotz vereinzelter 
gegenrevolutionärer Einbriiche e twa in Chile, Ägypten. So­
malia, trotz des Defa cto-Obertritl5 der VR Chi na in die 
Phalanx der NATO. 

1973/7 4 boten die arabischen Olländer dem angloamerika­
nischen Olimperialismus Paroli und e tablierten eine Gegen­
rnachtposition - ungeachtet der US-Olkriegsdrohungen -
gegen die Olmulits. Die Dritte Welt sc hockte die Westmäch­
t(' 1974 mit der forderung nach einer Ncu('n Internationa­
len Wirt schaftsordnung (N IWO). In Vietnam gdang 1975 
die B('freiung d('s Südens. Im Anglokrieg 19 75/ 76 behaupte­
te sich di(' Vo lksbewegung zur Bcfrd ung Angolas (MPLA) 
geg('nüber der indirekt('n(!) Intervention Südafrikas und 
Zair('s. wozu Kubas revolutionärer Int ernatio nalismus, seine 
Enuendung eines Truppenkontigen15, maßgeblich beitrug. 
Gleiches wied('rholten Kuba und die SowjelUnion im Zeit­
raum 1977· 79 mit ihrer erfo lgreichen Hilfeleistung für die 
Revolutionsregierungen Äthiopiens und Afghanistans. 
Unter der Carter·Admini stration setzte sic h fol gerichtig fort, 
was das Kris('nmanagement des H. Kissinger schon nicht an­
zuhalten vermocht hatte. Mehreres kam hier zusammen: 
Während die NIWO-Forderungen der Drillen Welt (unter­
stützt vom sozialistischen Lager) die neokolonialistische 
inl('rnational(' Arbeitsteilung in fragc stellten, verfügten die 
W('stmächt e aufgrund der kapitalistischen Weltwirtschafts­
kris(' (1974-76) und Energi('krise für weitcrg('hende Zuge­
ständnisse nicht über hinreich('nde Manövrierspielräume. Die 
zw('i!e ölkrise 1979 u nd die im J ahr 1980 eins('tz('nd(' neu(' 
Wirtschaftskrise der imperialistischen führungsrnacht USA 
deuten hier nicht auf gravicrende Vcrändcrung('n zugunsten 
der Westmii.cht e hin. 

Revolutionen in vormals " loten Zonen" 

Die Fortdau('r d('s internationalen Entspannungsprousses, 
di(' ung('achtet verstärkter Geg('ntcndenzcn (NATO·Lang. 
uitprogramm 1978, Chinas von der NATO gedeckter Ag. 
gressionskrieg gegen Vi('tnam im februar/März 1979) im 
Abschluß von SALT 11 vom Juni 1979 zum Ausdruck kam, 
begtinstigt(' zusätzlich antiimp('rialistische Entwicklungen. 
Neben der ungebroch('nen Stärke d es Befreiungskampfes im 
Süden Afrikas, in der Westsahara, in Palästina bzw. dem 
Nahen 05t('n (die US-Scparatpolitik scheint gegenwärtig 
fcstgefahr('n) kristallisi('rten sich in vormals sog. "toten Zo­
nen" revolutionär(' Situationen heraus. Ocr sozialrevolutio-
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nären Radikalisierung in Äthiopicn folgten die Apr iln:vo lu­
tion 1978 ill J\fghanistan. dann die antidiktatorisch-a nti­
imperialist ischen Vo lksrcvo lutionen 1979 im Iran und Ni ka­
ragua. 
In Nikaragua errang die la tei namerikanische Befreiungsbe­
wegu ng ihren größten Sieg seit der kubanischen RL-vo lution. 
Das nikaraguanisc he Beispiel löstc spez iell in Mittelamcrika 
und der Karib ik ei nen rL-vo lutionärcn Gärungsprozeß aus. 
sichtbar _ neben Grenada - spC"..:icll in der aktuellen Zuspit· 
zU lig im benachbar ten EI Salvador. Ho nduras und Cuatema­
~. 

Mit dem Sturz des Scha h-Regimes im Iran wurde zuvor den 
Positionen des US- Imperialismus - nach Vietnam und An· 
gola - d ie dritte stra tegisc he Niederlage binnen kürzester 
Fr ist beigebrac ht. was das Scheitern dcr Nixon-Doktrin be­
siegelte. Es fie l e ine unersetzlic he regionale StellvLTtre ter­
machl zur Bekämpfung der arabischen Befreiungsbewegun. 
gen. was obendrein die feudalabsolutistischen ölmächle wie 
Saudi Arabien. Oman usw. anfälliger machte. Es veränderte 
sich innerhalb der ÖlIänder das Kraftcvcrhähnis ei nschnei­
dend zugu nsten ihres ant iimperia listischen Flügels. Und mit 
der Beseitigung der US·Militärpräsenz im Iran wie dem a n· 
schließenden ZI,.Tfal1 des CENTO-Paktes wurde der Einkrei· 
su ngsring der Westmächte um die Sowjetunion bzw. das 
sozial istisc he Lager aufgebrochen_ 

Entspannungstod am Hindukusch? 

Erst auf diesem Hintergru nd wird (' insichtig, warum di(' 
herrschenden Kreise der USA 1978/7 9 mit zunehmender 
Aggressivität reagierten, warum sie mit der Carter-Doktrin 
auf den alt hergebrachten Kurs der Konfrontation und "Ein­
dämmung" zurüc kverfielen. Afghanistan war so lediglich ein 
Vorwand, um di(' a lte Legende vo n der "sowjetischen Be­
dro hung" des friedens, vo m sowjet ischen Griff nach "un­
$CI"em" 01 am Persisch('n Golf neu aufzuwärmen - und da­
mit den eigenen Neointerventio nismus zu bemänteln. Afgha­
nistan wurd e zum Vorwa nd, um darüber hinweg zu täu­
schen. daß der e igentliche Croßangriff auf die Entspannung 
nicht Ende Dezember 1979 am Hindukusch, sondern - in 
unverantwortlicher Zurückweisung der sowjetischen Ab­
riistungsini tiative Leonid Breschncws vom 6.10.1979 in Ber­
lin - auf der Brüsseler NATO-Ratstagungam 12. Dezember 
1979 gefahren worden war. 

Mit den Brüsseler NATO-Be5chlüssen zur Produktion und 
Stationierung lIo n rund 600 nuklearen Mittelstreckenrak e­
t('n auf westeuropiäischcm Bod('n hatten die USA und ihre 
Verbündeten. voran Großbritannien und di(' BRD, das Ent­
spa nnu ngsprinzip militärischen Gleichgewichts übcr Bord ge-­
worf('n. Sie hatten damit e ine grund legende neue militär­
politische Ausga ngslage in Europa geschaH('n. 
Di(' Möglichkeit (' ines atomar('n Erstschlags der NATO oder 
cines begrenzten a to maren Konflikts, die schon 1978 in 
J. Cart ers Neutronenwaffen-Vorstoß angelegt war, wurde zu 
n('uem Ld>('n erweckt. Die ganze Unverantwort lichkeit die­
$CI" Stärkepolit ik wird in e iner neueren Studic des Pentagon 
mit d('m Titel "Fähigk('iten am Persischen Colf" off('nbar. 
Darin wird empfohlen, zum "Schutz" dieser US-"Inter('ssen­
sphäre" die Androhung oder sogar den Einsatz taktischer 
Atomwarf('n zu erwägen? 

Längst vor dem Ausbruch der Afghanistankrise (27.1 
28.12.1979) auch hatte die Carter-Adm inistration tatkräftig 
die Zuspitzung der w('ltpolitischen Situation vorangetrieben. 
Im September 1979 hatte sie mit ihrer Kampagne gegen eine 
angclJliche sowjetische Kampfbtigade auf Kuba und mit pro­
vokatorischen Manöv(.Tn vor der kuba nischen Küste die Lage 
verschärh. zugleich die Ratifiz ieru ng von SALT TI durch 



Globales Pakt· und Stützpunktnetz der USA 

~gen Ende des 2. Wellkricgcs noch versiehenc US·Präsident F. D. 
Roosevelt, die USA beabsichtigten allenfal ls zwei Jahre ihre Trup­
pen auf europäischem Boden zu belassen. Aus den zwei sind mitt ­
lerweile 35 Jahre geworden. Und das Netz an US·Mililärbasen, d.h. 
an Marine-, LuftwafFen-, Heercsstützpunkten und elektronischen 
Oberwacbungssystemen (zuzüglich Kricgsflotlcn), hat ""the r e ine 
beispiellose wehweitc Expall$ion eriahrcn. 
Unterhielt Wash ingion 193 3 1ediglicl1 in S Wndern Militärbasen, so 
stieg diese Zahl auf 39 im Jahr 1949 und auf nochmals in etwa das 
J)Qppcllc bis zum Jahr 1979. Nach Angaben der dem Pentagon 
(US-Vertcidigungsministcrium) nahes tehcndcn US News and World 
Rcport umfaBtcn die in Europa, Asien, Afrika und Latcinamcrika 
stationierten US-Truppcn Anfang 19 79 ins~samt rund 500.000 
Mann, d.h. jeder vierte Militärangehö ri~ steht heute außerhaib des 
Landes. Koru:entration$~bie te der US·Truppenpräsenz sind West­
europa (etwa 300.000), Ostasien /Pazifik (rund 140.000) und de r 
Nahe und Mittlere Osten (zu den his zum Februar 1979 ca. 40.000 
Mili t ärangehöri~n im Iran kommen hier u.a. ca. 5 .000 in der 
Türkei und 35.000 .Mann der VI. Flotte hinzu). In Lateinamerika 
sind nahezu 16.000 US-Soldaten stationiert. 

Der euroasiati!iche "Sicncrneitsgüttel" 

Ein Ring von ins~samt 386 US-Militäntützpunkten rankt sich 
heute rund um das so:tialistische Lager bzw_ die Sowje tunion. Wie 
unsere Weltkarte verdeutlich t, haben wir es hier mit dem eigentli­
chen Konzentrationsgebiet globaler amerika ni scher Militärpräsenz, 
mit einer systematischen Einkreisung der Sowjetunion und ihrer 
Verblindeten zu Lande und zu Wasser zu tun_ 
Außenminister J. F_ Dulles haUe im Oktober 1949 vor dem US­
Senat die Notwendigkeit einer musiven ei~nen Militärpräsenz ne­
ben Euro pa auch in der ostasiatisch-pazifischen Region behauptet, 
da die USA ansonsten "ge~n eine Einkre isung von 05len ber nicht 
8'C.sichert" seien. Folgericht ig schloß Washington eingangs der 50er 
jahre eine Serie von "Sicherheiuvertrigen" mit den Philippinen, 
Australien, Neusccland, japan ab; hinzu kamen bila terale Militär· 
verträge mit weiteren 60 Staaten. 
Mit dem interamerikanischen Pakt von Rio schufen die USA 1947 
das erste Bündnissystem der Ära des Kalten Krieges, Es erachtete 
jede neue progressive Regierung in Lateinamerika künftig als indio 
rekte Aggression seitens der UdSSR und drohte ihr Repressalien an. 
Der Aufbau einer Kelte von Militärpakten rund um das sozialisti­
sche Lager, initiiert und angeführt von den USA und Großbritan­
nien, schloß sich an. Dieser euroasiat ische "Sicherheitsgürtc1" nahm 
seinen Anfang im April 1949 mit der Gründung der Nordatlant i· 
schen Vertragsorganisation (NATO) in Washington, die sich von 
Norwegen bis zur Türkei (Beitritt 1952) erstreckte. 
Seit 1950 mühten sich die Westallüerten USA, Großbritannien und 
Frankreich, e ine $Og. Verteidigungsorganisation des Mittleren 
Ostens zustandezubringen, welche die Anrainerstaaten der Sowjet· 
union (Türke i, Irak, Iran, Afghanistan, Pakistan) bis hin zu Ägyp-

len einbeziehen $Olltc. Der Irak, de r schl ie6lich als e inziges arabi· 
sehes Land im Februar 1955 dem Pakt für Gegenseiti~ Hilfe (Bag· 
dad-Pakt) beigetreten war, schied nach der Revolution von 1958 
aus. Der Bagdad-Pakt wurde in Zen trale Vertragsorganisation 
(CENTO) umbenannt und schloß fortan d ie Türkei, den Iran, Paki­
stan, Großbritannien und - als assoziiertes Mitglied - die USA ein, 
nicht aber das auf seiner Neutralität behalTende Afghanistan. 
In Ost asien halte man den 1951 konstituierten ANZUS·Pakt (USA, 
Australien, Neusedand) nach der Niederlage des französisc hen Ko' 
lonialismus in Vietnam im jahr 1954 um die Siidostasiatische VeI" 
,tragsorganisation (SEATO) ergänzt. Sie vereinte die USA, Groß.. 
britannien, Frankreich, Australien, Neuseeland, Pakistan, TItailand 
und die Phi lippinen unter e inem Dach. 
Diese Kette von Militärpakten wurde komplett iert mithilfe 
" schwimmender Militärbasen", nämlich der im Mittelmeer kreuzen­
den VI. Flolle und der im Femen Osten operierenden vn. Flotte 
der USA. Ihre Ergänzung um eine V. Flo tte im Raum Indischer 
Ozean/Persischer Golf befindet sich deneit im Stadium der Plandis­
kussion, Die Kampfkraft dieser Flottenverbände muß bttin· 
drucken, denn alle in die VI. Flotte umfaßte Mitte der 70cr jahre 
50 Kriegsschiffe, mehrere Flugzeugträger, über 200 Kampfflugzeu­
ge, mit Ato":'raketen bestückte U·Boote und 27.000 Infanterinen. 
Dieser euroasiatische Ring von Mi litärobjekten und -bündnissen der 
USA und ihrer anglofranzösischen Verbündeten fungierte zum 
einen als "Aufmarschraum" in der Ktiegsplanung gegen das $Oziali­
st ische Lager. Nach Auffassung von Regierun8skreisen in Washing­
IOn eignet sich dabei, SO berichte te die US News and World Report 
am 1.5.1953, speziell das nah- und mittdöstliehe Gebiet als "die 
Ausgangsposition für d ie großen strategischen Pläne des Westens". 
Seine Ausnutzung .. al s Luftstützpunkt ist ein feste r Bestandteil des 
Kriegsplanes der Alliie rten". Und dies wegen seiner geographischen 
Nähe zu den wirtschaftlichen Zentren der UdSSR (Baku, Moskau), 
:;eine r d ich t heranreichenden Luftwaffcnbasen und seines Erdöl· 
reichtums. Zum anderen diente das Militärpakt- und Stützpunkt· 
netz vielfach als Ausgangsbasis für Interventionen und Kriegszüge 
der Westmächte, die sich gleichermaßen gegen sozialistische Staaten 
(Koreakrieg 1950·5 3, Vietnamkrieg 1964·73) wie Befreiungsbewe­
gungen bzw. nich tpaktgebundene Länder (Indochinakrieg, Liba· 
non/Jordanien 1958, Ägypten 1956 und Ägypten/Syrien 1967) 
richteten. 
Die US,ölkriegsdrohungen der J ahre 1973/ 74 und 1979 wie die 
militärische AufmaT$chpolitik gegenüber dem Iran zur jahreswende 
1979/80 demonstrierten die Fortdauer dieser IntelVent ionsgefahr. 
Nach dem Fiasko der US-Aggressoren in Indochina war das 
SEATO-Bündnis 1977 zerfallen. Seither suchen die Westmächte 
den Verband Siidostasiatischer Staaten (ASEAN), 1967 gegründet 
von Indont$ien, den Philippinen, Thailand, Singapur und Malaysia, 
in einen prowestlichen Militärpakt umzuformen, also die von der 
SEATO hinterlassene Lücke aufzuftillen. Im Jahr 1979 schließlich 
fiel mit dem Stun der iranischen Schah·Diktatur nicht nu r e in 
militär-politischer Eckpfeiler in de r Globalstrategie Washingtons, 
sondern es zerbrach auch der CENTO· Pakt, das Bindeglied zwi· 
schen NATO und Fernem Osten. Die Carter·Administ ration sucht 
dieses strategische Leck gegenwärtig durch eine mass ive direkte US­
Militärpäsenz im Umfeld des Persischen Golfes zu schließen (siehe 
Beitrag zur Carter·Doktrin). 

US· Krie" n"" ..... der KÜ!lt Oman. 
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den US-Scnal auf die lange Bank geschoben_ Schon seit dcm 
4. November 1979, dem Tag der Besel:wng der US-Bot­
schaft in Teheran, ha tte Washington dic drastische Auswei­
tung der US-Militärpräsenz im Umfeld "unserer" ölregion in 
Gang gesetzt. Der Aufmarsch d es größten US-Kriegsflotten­
verbandes im Nahen und Mittleren Ost en seit 1945, beglei­
tet vo n serienweisen Androhungen eines US-ölkriegszuges 
gcgen den Iran fand Ende November 1979 statt, also längst 
vor der AfghanistankTise. 
Man denke auch an das, was die Cart er·Admini stration auf 
ihrer geheimen Klausurtagung vo m 26.·29. November 19 79 
in Camp David ausbrüte te : Don vereinbane man drei mög­
liche Daten für eine amerikanische Invasion im Iran, wobei 
man auf die gleichzeitige Einschaltung " befreundeter" irani­
scher Offiziere sowie auf die Hilfestellung solcher proimpe­
rialistischer Regimes wie Ägypten, Israel, Saudi Arabien, 
Bahrein oder Oman baute. J. Caner persönliches Resümee 
zu dem Camp-David-Bcschluß, "Khomeini loszuwerden, 
ganz gleich ob die Geiseln befreit" würden oder nicht: "Un­
tCl' diesen Umständen scheint mit eine militärische Int erven­
tion unumgänglich, wenn man das Khomeini-Regime nicht 
anders stÜTzen kann. Wa shington ka nn nicht länger mit die· 
sen Fanatikern zusammenleben ... Aber es ist entscheidend, 
daß dieses Regime nicht länger als noch sechs Monate hält, 
denn trotz der offiziellen Dementis haben wir gu te Gründe 
anzunehmen, daß die Ereignisse im Iran und Saudi Arabien 
(1978 /79 insgesamt 12 Putschversuche und die Mekka­
Besetzung Ende November 1979; d. Red .) eng verbunden 
sind." 8 
Und während die US-Drohungen mit tota.lem Wirtschafts­
boykott, Seeblockade oder Küst enverminung gegen den Iran 
in aller Offenheit anhielten, wurde im benachbarten Afgha­
nistan in verhüllter Form der Interventionismus ausgeweitet. 
Der Mitte J anuar 1980 enthüllte "große Plan", demzufo lge 
mittels einer Luftlandeinvasion der afghanischen Revo lution 
"der Garaus" gemacht werden so llte, scheiterte freilicn 
"vorerst" am Aufstand der Volksdemo kratiscnen Partei ge­
gen das Amin-Regime und am sowjetischen Eingreifen.9 

Zweierlei Eingreifer in der Olregion 

Die sowjetische Entsendung eines Truppenkontingentes 
nach Afghanistan unterscheidet sich allerdings sehr wesent­
lich von Washingtons vorausgegangenem bzw. geplantem 
Interventio nismus: Das Militärengagement der SowjelUnion 
erfolgte auf ausdrückliches Ersuchen seitens der Revolu­
tionsregierungen unter N. M. Taraki /H. Amin vor und unter 
B. Karmal nach dem 27. Dezember 1979, während der US­
Aufmarsch und -Interventionismus gegen den erklärten Wil· 
len der Regierungen des Iran und Afghanista ns erfolgt e. Die 
USA zielten auf die Liquidierung der revolutionären Pro­
zesse in beiden mittelöstlichen Ländern, wohingegen die 
UdSSR deren Verteidigungsfähigkeit gegen d iese reale äuße­
re Bedrohung absichern half. 
Die USA haben ferner im Stile alter Kolonialpolitik die m it­
telöstlicne ölregio n zu ihrem ureigenen " Interessengebiet" 
erklärt, nicht so die Sowjet union. Die ölkriegsdrohungen, 
d.h. der Anspruch fremdes Erdöl in dieser Region gege­
benenfalls mit Gewalt zu erobern, stammt nicht aus sowje. 
tischem Munde, sondern aus dem Munde der angloamerika­
nischen ölmultis und NATO-Repräsentanten. Und schließ­
lich: Nicht die Sowjetunion (sie ist 01- und Energieselbstver· 
sorger), sondern die Westmächte stecken in einer 01- und 
Energiekrise und sie bez iehen einen Großteil ihres Rohöls 
aus dem Nahen und Mittleren Osten. Das Gt:rede von der 
"sowjetischen Bedrohung" der arabisc h-iranischen ölfelder 
dient folgerichtig nichts anderem als der Ablenkung von der 
eigenen, der westlichen Olkriegsplanung. 
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Die Tatsache, daß die Sowjelunion oder Kuba das Eintreten 
f1ir eine Vert iefung des Entspannungsprozesses (u.a. Über­
gang wr militärischen Entspannung bzw. Abrüstung) verbin­
den mit - wohlgemerkt erbetener ! - internat iona list ischer 
Hilfeleistung für bedrohte Revolut io nen, aber hat nichts mit 
dem neokolonialist ischen Expansionsstreben der USA ge­
mein. Die Truppenkontingente der sozialistischen Länder 
haben nichts gemein mit jener auf die "Eindämmung" von 
Befreiungsrevolutionen abgestellten US-Eingreiftruppe, die 
gleichfall s längst vor dem 27./28 . Dezember 1979 beschlos­
sene Sache war. 

Bereits im September 1979 hatte die Carter-Administration 
die Einrichtung eines Sondcrstabes in Key West (Florida) 
angeoranet, dessen Auftrag auf KontroJle über den Karibik­
raum lautet. Ende 1979 dro hte man für den Fa ll e iner Wie­
derho lung des nikaraguanischen Revolutionsbeispiels in EI 
Salvador unverblümt eine Invasion dieser Eingreif truppe an. 
Ähnliches verheißt jener sog. "Krisenbogen" d en Sicher­
heitsberatcr Z. Brzezinski von Äthiopien über den Iran bis 
nach Indochina spannte (bei F.J. Strauß reicht er gar bis 
zum Südlichen Afrika). An ihm entlang, so die beiden Kal­
ten Krieger im Chor, sei das "Umsichgreifen des sowje­
tischen Expansionismus" und die Gefahr der "pro letari­
schen Revo lution" (derart F. J . Strauß über den Iran) beson· 
ders akut , also eine akt ive west liche .. Sicherheitspo litik", 
sprich Militärpräsenz und Intervention, unverzichtbar.10 

Das Auffr ischen der Legende einer "sowjetischen Bedroh­
ung" der Entspannung oder der Völker der Dritten Welt 
anhand des Afghanistankonfliks dient letztl ich alleine den 
abenteuerlichen Zielen eben jener Kräfte, die selbst da s Risi­
ko eines 3. Weltkrieges einkalkulieren, ihn verharmlosen 
oder ohnehin für "unvermeidlich" erklären. Und gerade da­
rin liegt die außerordentliche Gefahr des Paktes der NATO­
Mächte 1979 mit China, der jetzt mit dem Besuch von US­
Verteidigungsminister H. Brown in Peking auf da s Feld der 
militärischen Kooperation ausgedehnt worden ist. Chinas 
Aggression gegen Vietnam im Februar/März 1979, seine An­
kündigung einer ba ldigen " zweiten Lekt ion" und die chine­
sisch-amerikanische Allianz gegen Afghanistan (siehe die de­
monslTativen Grenzvisiten Huang Huas und Z. Brzezinskis in 
Pakistan vo m Januar/Februar 19801) haben dies unter Be­
weis gestell t. ll 

Die Pekinger Führung hat daran, indem sie sich die Carter­
Doktrin zueigen machte, keinen Zweifel gelassen. Doch ihr 
ist Carters "Antwort" auf die "sowjet ische Invasio n in Af­
ghanistan" noch nicht hinreichend , da es gelte, "den global­
strategischen Aufmarschplan (der Sowjetunion) zu verei­
teln". Hier wird gar zu gerne übersehen, daß der "Auf­
marsch" nicht vor den amerikanischen Küsten, sondern rund 
um die Sowjetunio n stattfindet, und zwar seitens der 
NATO-Mächte, J apans und Chinas. Weiter unterstellt d ie 
chinesische Interpretation : "Der sowjetischen Einfall in Af­
gha nista n hat die Spannung in der Welt verschärft, und die 



Gefahr e ines Krieges ist gewachsen. Doch es ist immer noch 
möglich, den Ausbruch ei nes neuen Weltkrieges hinauszu­
zögern (!) ..... 12 

Die Pekinger Führer suchen so die Forderung nach einer 
"Weltfront" gegen d ie Sowjetunion zu rechtfer t igen, wäh­
rend selbst imperialistische Repräsentanten wie Couve de 
Murville oder der amerika nische Schöpfer der "E indäm­
mungs".Doktrin G. F. Kennan die Raketenpo lit ik earter! 
sowie seine unverhähnismäßige Eska licrung der lran- bzw. 
Afghanistankrise als HauptgTund flir d ie Zuspitzung der ak­
lUe lien Welt lage benen nen. " Die sowjetische Besetzung Af­
gha nistans", so ko nsta tiert G. F. Kennan, "braucht a n sich 
keine ernste Bedrohung des Weltfriedens darzuste llen ... 
Auch spricht nichts dafür, daß diese o ffensic htlich aus de­
fens iven(!) Erwägungen unternommene Ak tion a ls Auftakt 
zu weiteTen milit ärischen Abenteuern etwa gegen Pakistan 
oder Iran gedacht ist ".13 

Afghanistanhilfe - eine " defensive Ak tion" ! 

In der Tat ging die wirkliche "Bedrohung" des Weltfriedens, 
geht der Angriff auf die Entspannung und die revolutionä· 
ren Kräfte vor und nach dem 27./28. Dezember 1979 vor­
nehmlich von Washington aus. Hier hatte J)räsident J. Garter 
am Tag des BTÜsseler NATO-Raketenbeschlusscs, dem 
12. Dezember 1979, bereits die Rückkehr zur "Politik der 
militärischen Stärke" pro klamiert und einer neuer lichen (be­
grenzten!) "militär ischen Einmischung" das Wort geredet; 
"AbC!' wir müssen begreifen, daß nicht jeder Fall der ent­
schlossenen Machtanw endung ein potentie lles Vit:tnam 
il t."14 

Die Carter-Doktrin des 23. J anuar 1980 ist insofern der Ver· 
such, d ie alten Eindämmungsst rategien unter e inem für die 
US·Weh herrschaftsz ie le wesentlich ungünstigeren internatio­
nalen Kräfteverhältnis er neut zu praktizieren. Daraus resul­
tiert im wesentlichen d ie in der Garter-Doktrin zum Aus­
druck kommende wachsende AbenteuC!'lichkeit und Unbe­
rec henbarkeit der imperialist ischen Globabtrategie. Daß es 
die US·Adm instrat ion ernst meint, davo n zeugt die Druck­
ausübung auf rea listischere Führu ngskreise in Weste uropa 
od er Japan, die Carter·Doktrin zumindest arbeiuteilij{ mit­
zutragen (zu den inner imperialistischen Widersprüchen und 
der Ro lle der BRD fo lgt in Kürze eine geso nderte AIB-Ein­
schäaung). Davon zeugt der weitere Ausbau der NATO­
Kooperation mit China. Und davon zeugt schließlich d ie 
forcierte militärische Präsenz der USA im Nahen und Mitt­
leren Osten wie dem Ind ischen Ozean. 
Die derzeit 2 1 Kriegsschiffe im Persischen Golf (Bahrein) 
und dem Arabischen Meer geben das Gerüst für eine V. Flo t­
te der USA im Indischen Ozean ab. Die US-Aufrüstungspro· 
gramme für die Türkei und Pakistan, der Erwerb neuer bzw. 
der Ausbau traditioneller US-Militärbasen in Diego Garcia 
(britische Insel im Indischen Ozean), in Oman (Masira ), So­
malia (Berbera), Kenia (Mombasa), Israel (Haifa) oder in 
Ägypten zeigen an, daß hier der Konzentrat io nspunkt des 
neuen Interventionismus liegen dürft e. Doch wird die US­
Eingreiftruppe (F ina nzierungsbudget: 10 Mrd Do llar) gera­
deso gegen andere revolutionäre "Krisenzentren" wie das 
Südliche Afrika, den Nahen Osten oder Mittelamerika in 
Bewegung gesetzt werden. 

VOn J. Carters frommen Verheißungen im Januar 197715, 
darunter die Reduz ierung der internat io nalen US-M ili tär­
präsenz, Abrüstung, Senkung der Waffenexporte, friedliche 
Lösungen, Nichtweitcrverbreitung von Nuklcart cchno logie 
(z. 8. an Pakistan, Südafrika), der Meruchenrcchufeldzug 
(siehe die Stützung d er Scha h· oder Somozadikta tur bis zum 
letzten), ist sogesehen im J ahr 1980 wenig übriggcblieben. 

Seine damalige ideo logisch-po litische Herausforderung hat 
sich zur militärpolitischen Hcrausforderu ng, zur offenen 
Konfrontation gewa ndelt - eine globale Bedro hung, welche 
der gemeinsamen Gegenaktion der internationalen Friedens­
bewegung, des antiimperialistischen und $Ozialistischen La­
gers und der nationalen Befreiungsbewegu ngen bedarf. 
Zweifellos birgt rur sie alle die Carter-Doktrin große Gefa h­
ren. Ihre Durchsetwng aber is t verhinderbar. 

Anma-kungen; 
I ) Voller Wortlaut der Carter·Rcde in; US News and World Report, 

Washington, 4.2.1980, S. 73·76 
2) Zit. nach; D. Horowitz, Kalter Krieg, Weuberl in 1976, S. 55·77 
3) Zum Werdeg-,mg und den Antriebskräften der Nichtpaktgebun· 

denen siehe detailliert: AlB, Nr. 11-12/1979, S. 4·1 8 
4) Vgl. H. ~t.;.gdoff, Das Zeitalter des Imperialismus, Frankfurt 

1970, S. 108 und 135; F. Büllner (Hng.), Sozialer Fortschritt 
durch Entwicklungshilfe, München 1972, S. 57; S. Wcismann 
(Ung.), Das Trojanische Pferd. Die 'AusJandshilfe' der USA, 
Westberlin 1975, S. 147-156 

5) Zit. nach : Middle East Annual Review 1978, London 1978, 
S. 17 

6) Vgl. dazu u.a.; G. Mallhiescn, Sowjetische Initiativen für Ent­
spannung und Abrilitung, in: W. Abendroth u.a., Oktoberrevolu­
tion 1917, Fnmkfurt 1977, S. 81 ff. und G. Kade/G. Manhiescn 
(Hllg.), "Nachl'Ü$ten", "Vorr\i$ten" oder Abriliten? Köln 
1979, S. 7 H. 

7) Die Welt, 3.2.1980 
8) Zit. nach: Afrique Asie, Paris, 10.-23.12.1979 
9) Siehe detaillien ; AlB, Nr. 2/1980. S. 4-11 
10) So in; Time, New Vork, 14.1.1980 und Welt am Sonntag, 

9.12.1979 
11) Siehe dazu ausführlich: AlB, Nt. 4/ 1979, I fl980 und Sonder· 

heft 1/ 1980 
12) Beijing Rundschau, Peking, Nr. 5/5.2.1980 , S. 9 und I1 
13) Die Zei t, 1I.1.I9g0 
14) Amerika Dienst, Sonn, 19.12.1979, S. 2 
15) Siehe zu J. Canen Antrinsprogramm vom Januar 1977: US 

News and World Repon, 28.1.1980; AlB, Nr. 11 / 1977 
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Erdölpolitik 
Die Oflcrise des jahres 1979 bewog die einen zu der Feststellung, das "Ende der Olu;t" (Spiegel-Serie) sei nun angebrochen. 
Andere p/lichleten der Oriultienmg der Carter-Administration bei, die Zukunft der "freien Welt" müsse notfalls durch Einsat.: 
militärischt:r Gewalt in der arabisch·iranischen Öfregion sichergestellt werden. Denn, so der uerhohfene DIJrdegs-Sympathisont 
F.}. StrauJl in seiner Aschermittwoch-Rede 1979 (Wortlaut in AlB-Sonderheit 1/1980), ,.hier wird die Zukunft der Welt 
entschieden, hi(!T wird "öm{ich entschieden, wer den Dlhuh" in der Hand hat. Und wer den Olhahn in der Hand hat ... , der 
entscheidet über die J/erTschaft der- Weft, wer den Olhahn in der Hand hat, der hat ein Drude- und Drohm ittel in der Hand. Wer 
dtn Vlhahn in der Hand hat, der fmtsch~idd dariiber, ob di~ Europä~r in Fri~d~n und Wohlstand und gesicherter Zukunft leben 
können oder ob Europa auch zum Krisenherd wird". 
In der Tat ist der" Verteilungs1r.ampf ums 01" (Bundeskanzler H. Schmidt) in den 70er jahren .zu einer Schlüsselfrage der 
Weltwirtschaft und Wellpoliti1r. geworden. Betroffen ist die Masse der Bevöl1r.en.t.ng, die die Rechnung für den stetigen Anstieg 
der Preise fir Heizöl, Benzin usw. zu begleichet! hat. Sie auch wäre betroffen im Fall eines OI1r.rieges der Westmächte gegen die 
Olliinder des Nahen und Mitlleren Ostens, der die Gefahr eines neuen Weltkrieges in sich bergen würde. Warum dies so ist. 
welche Bedeutung dem Erdöl heult und in naher Zu1r.unft zu1r.ommt, welche Ursachen der 01· und Energie1r.rise zugnmdeJiegen. 
welche Auswege zur Dis1r.ussiorl stehen _ dieset! und anderen Fragen wollen wir ;'1 AlB 3·5/1980 nachgehen. Der in diesem 
Heft gesonderten Vorstellung der Olm ultis soll in AlB 4 und 5/ 1980 die Einschiitzullg der Politi1r. der Organisation Erdölexpor. 
tierellder Länder (OPEC) und der westlichen Gegenstrategienfolgen. 

Wolfram Brönner/Paul Maaskola 

Die Ölkrise - Werk 
der OPEC? (1. Teil) 

Wie schon bei der t:r sten Olkr ise 1973{74 schiene n auc h im 
Fall der lwei ten Olkrise des j ahres 1979 bei obL'I'flächli­
ehern H insehen die relati ... starke Anhebung dL'I' Ro hö l· 
Ric htpreise sei tens dL'I' OPEC und eine von den iranischen 
RL .... olul io nscreignissen hL'I'rührende angeblich dramatische 
Ollücke die eigentlichen Krisenur.!achen zu sein. )n der Tal 
sa nke n info lgc von Erdö larbcitL'I'streiks im Zeit.raum vo n 
November 1978 bis Fd)ruar{März 1979 die OJcxporte dieses 
zwei twichtigSlen O PEC·Landes unter 20% der iranischen 
Norma lm enge. 
Daraus machte der bundesdeutsehe Mineralölwirt~haftsvL'I'­

band. die Dachorganisation der hiesigen Olkonzerne. die ver· 
breitete L(:gcnde der neuen Ö lkrise: ".'ünf j a hre naeh dem 
Ölschock 1973 ist den westlichen Industricländer n durch 
die Ereignisse im Ir:!.n l.'I'neut die Vl.TWundbarkeit ihrer 01-
...... T!IOrgung d eutlic h IIcworden. Aus dLT Situation einer welt­
weit re ic h lichen V\TsorgulIK mit Rohölen in den Ictzten J a h· 
rell entstand inm.'f halb wenigLT Wochen ei ne Ro hö lknapp-­
heil." I CDU{CSU. Kall'l.lcrkandidat h anz j osd Strauß 
~teuerte in dl.'I' t:IIL'I'gk-d ebatie des Bundestages im juni 
1979 die Vision bei, dank der Revolut io n im Iran, dLT Ab­
hängigkeit VO ll) mittcWst lichen 01 und dank d er Ungelöst­
hei t der arahisch· isradi$chcn Frage stünde man nun a m Ran­
de des Ab,., .... undcs tnw. " ... ur der dritten großen Krise dieses 
j :lhrhulI<\l.Tts··. 2 

Diese I'anikm;,e he ~.ielte nicht z ul etzt darauf, ein e Olkricgs­
Lösung. offen I'Topagicr t VOn US·Ver\.e idigungsminiSlcr 
Harold Brown und dem entwic;klungspolitiseherl Sprecher 
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dLT CDU/CSU jÜfgen Todenhöfcr 3, hk-rzulandc salonfähig 
zu machen. 
Im Frühja hr 1979 bestät igten Genera l Bernard C. Rogen. 
neuer NATO·Oberbefehlshaber in Brüssel. US-Generals tabs­
chef E. C. Meyer und CartL'I'J Sicher heitsberater Z. Brzez ins­
ki die Aufstellung einer amerikanischen Eingreiftruppe ... on 
100.000· 11 0.000 Mann. d ie in Wüstenkriegs-Manövern spe­
ziell fÜf einen Olkrieg im Umfeld des Persischen Golf ge· 
trimmt werde. Im j uli 1979 haUe die Cartcr-Administration 
die geplante Erweiterung der direkten US-Militärpräsenz in 
d ieser ölreic hsten Region der Welt (siehe Tabelle I) publik 
gemacht: gedacht sci - so hieß es da - a n ein Aufstocken 
der US-Luftwarren- und Kricgsflotlenpräsenz von 3 auf 5 
Kriegsschiffe im Persischen Golf. Mit der Zuspitzung der 
Irankrisc und der Verkündung der Carter·Doktrin zur j ah­
reswende 1979{80 hat sich die Gefahr einer militärischen 
Eska lation wei t LT erhöht (s iehe deta illicrler: Beit rag zur 
Cart cr-I)oktrin in diesem Heft). 

Kurs auf de n Olkricg 

So abenteuerlic h diese imper ialistische Variante zur Kr isen· 
lösung sein mag, $0 untauglich ist sie aueh, das zugunSlen 
des sozia list ischen Lagers und der 8 efreiungsbewcgunl{en ge· 
wandelte Kräftcverhältn is wieder umzukehren. Auc h durch 
Kricgsandro hungen dÜffte es kaum gelingen, den in den 70cr 
j a hren erlittenen Mac htverfall der Westm ächte gl"t:cnülWI' 
den O lländern ungeschehen zu machen. 



Das Beispiel d es Iran illu str ierte gerade diese Ohnmacht 
ihrer Interventionsgelüste. Denn weder die direkte US.Mili­
tärpräsenz und optimale liochrüstu ng des Schah-Regimes 
noch die schließlichen Invasionsdrohungen Washingtons 
konnten d en iranischen Volkssieg im Februar 1979 aufhal· 
ten. Genausowenig gibt es im benachbarten Schlüsselland 
Saudi Arabien, wo man erst im Mai 1979 einen Putschver­
such registrierte, eine Garantie für den Bestand des prowest­
lichen Feuda lT(:gimes: Zuletzt im November/Dezember 
1979 wurde dort ein Putschversuch - der zwölfte innerhalb 
der letzten 2 Jahre - vereitelt, und dies auch nur Dank d es 
Blitzeinsatzes französisc her E. litetruppen_4 

Westliches Risiko: die arab ische Olwaffc 

Das nach 197 3/7 4 vo n der US-Administration propagierte 
Roll Back der von d en arabischen Olländern eroberten Ge· 
genmachtposit ionen fand ungeachtet aller Pressionen nicht 
statt. Gleiches gilt für da s damals offen angesteu(:rte Ausein­
anderbrechen d er O PEC und das lioffen, die Olländer 
könnten von sich aus auf den kollektiven Interessenkampf 
gegen d ie internationalen Ölko nzerne verzicht en, Und 
schließlich scheint es höchst zweifelhaft, ob d ie US-ÖlkriL'gs, 
drohungen die Wicdcranwendung d er arab ischen Ölwaffe im 
Na hostko nfli kl gegebenenfalls zu vereiteln vermöchten. 
Im Oktober 1973, während des 4. Nahostkr ieges. hatten die 
arabischen Olländer Liefcrbeschränkungen gegen Israels 
westliche liauptverbündcte verhängt und d ie Rohölpreise 
drastisch erhö ht. Dam it nahm die erste Olkr ise ihren Lauf. 
Mit der Stärkung der arabi schen Front im Nahost konflikt 
durch die iranische Volksrcgicrung wäre heute jedenfalls ei­
ne noch effek t ivere Anwendung eines Olembargos gt'gen die 
USA und andere NATO-Mächte a ls im j ahr 1973 machbar. 
Im Falle einer militärischen Besetzung der arabisch·irani. 
schen Olfelder aber wäre es den Uberfallenen ein leicht es, 
diese zu sprengen. 
Mit Sicherheit wäre der Stopp des Olzuflusses aus die$lT 
Region auf absehbare Zeit nicht durch andere Energ i e träg~r 

aufzufangen, eine Lähmung des ProduktionsprozC5SC5, V~r ­

kehrssystems usw . in den kapi talistischen Indu str iestaaten 
die unweigerliche Folge (zur Interessen[age dt'!" Ölländer 
siehe au sführlich T ei l 11 d l's Beitrages in A lB 4/1980) . 
Das in dlT l'fsten Hälfte der 70cr J ahre verändertl' Kräftl'vl'r-

T abe lle I 
Erdölrescrven, t'ö rde rung und Rafrine riekapazit.ä t der Welt 

(1978) 
Erdöl· Fö rderung Raffinerie-
reserven kapaz itä t 
Mio t % Miot % Mio t " 

Saudi Arabien 203:.0 23.2 410 13,4 24 0,6 
Im" 84 10 9,6 255 8,3 46 1,2 
Imk 4630 5,3 11 5 3,8 8 0,2 
Kuwei , 9220 10,:' 110 3,6 " 0,9 
Vene-luela 2600 3,0 lOS .. 72 1,8 
Libyen 3290 3,7 95 3,1 7 0,2 
Nigeria 2540 2,9 95 3,1 8 0,2 
VA Emir .. te 4115 4,7 89 2,9 I' 0,0' 
Indonesi<:n 1360 1,5 82 2,7 26 0,7 
A1gerien 850 1,0 " 1,9 6 0,1 
Qatar 750 0,8 " 0,8 oe 0,0 
Gabun 280 0,3 11 0,4 I 0,0 
Ekuador 210 0,2 10 0,3 5 0,1 

OPEC 58585 66,7 1462 47,8 240 6, 1 

Arabischer Raum 
und Iran 54641 62,2 12 13 39,7 173 4,4 

Kapitalistische 
InduSlrieländer 8 183 9,3 657 21' 2293 58> 
China 2740 3,1 105 3,4 79 2,0 
Sozialinische 
Staa ten· 
gemeinschaft 10608 12, 1 592 19,4 673 17,2 
Ubrige Entwick-
lungsländer 
davon Mexiko 1970 2,2 63 2, 1 62 1,6 

Welt 87850 100 3056 100 39 19 100 

")1977 

(Quellen : Deutsche SP (Hrsg.), Zahlen aus der Mineralö)wirtsehaft, 
Hamburg 1979; Esso AG (Hrsg.), Oeldorado 18, Hamburg 1919; 
Mineralölwirtschafts\"erband (Hrsg.), Jahresbericht 1978, Hamburg 
oJ. (1919); eigene Berechnungl.'n) 

hältnis zwischen crdölcxport iercnden EntwicklungsHi nd ern 
einerseits. Ölkonzernen und imperialistischen Staaten ande­
rt'fScits, erw ies sich als Antriebsmom ent sowohl für die 
Strukturkrise der intl'fnationalen kapitalistischen Rohstoff­
wirtschaft als auch für die Wcltent'!"gi(:wirtschaft. Die Ölkrise 
münde te in die b isla ng tiefste Krise der kapita list ischen 
EnergiL'Wirtschaft ein. Doch wo lagen die strukturellen Ur­
sac hen? 

System ursachen der 0 1- und Energiekrise 

Noc h im j ahr 1957 behaupt ete die Ko hle mit ei nem Antei l 
von 50% am Wclt energicverbrauch klar die Spitzenposition 
vor Erdöl m it 33% und Nat urgas mit 12% (Kernent'!"g ie: 
keine), Anders im jahr 1977, wo die Weltenergiebila nz das 
Erdö l mi t 44% als dom inierend ausweist. gegenüber Ant e ilen 
dt't Kohle von 30%. d es Naturgases von 17% und dL'!" Kern­
energie vo n 2,9%. In den kapita listischen Zentren st iq: das 
Gewicht des Erdöls am Gesamtent't~i('V('f l> rauc h noch 
sUirker an: In den Staa te n der Europ,iist:hell Gemei nschaft 
(EG) betrug er 1977 53,9% (HRD rUrKl 53%, Frankreich Kar 
60% im J ahr 1978), in den USA 47.2%(197 6) und in j apan 
73% ( 1978). 
Das gin~ e inher mit einer v('r tieften 01- und Energieab hiin· 
gigkeit von den Importen aus den QI'EC-Staatcn, ein Trend, 
der sich bis 7. um Endedcr 70cr Jahre noch verstärkt h .. t und 
bis 1985 kaum vermindern dürfte. Im j ahr 1971\ erreicht e 
der Anteil dt't Olimport e aus OPEC-Quellen am plverbraueh 
der kapital istischen Industrieländer durchsc hnittlich 65%, 
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an ihrem CesamtenLTgicvl:rbaueh 36%. Selbst die USA, 
deren heimische Erdö) fördcrung 1950 noch über die Hälfte 
der WeltLTzeugung ausmachte und die bis zu den 60L"T jah. 
ren noch zu den Erdö lexpoTteuren zählten, importierten 
1978 fas t d ie Hälfte ihres Olverbraue hes: im Zeitraum 
1973· 78 stieg ihr Importanteil am Olverbraueh von 26% auf 
43%. Nach Schätzungen der IntL"Tnat ionalen Energieagentur 
werden die USA bis zum j ahre 1985 in absoluten Zahlen 
nach j apan aue h die EC-Staaten überflügeln. 5 

Die Ursache für eine derar t dramatische Vertiefung dL'T 01-
importab hängigkeit und flir den Strukturwandel d.er EnL'I"· 
giewirtschaft der impLTialistisc hen LändL'T ist einesteils in 
den zahlreichen tL"C hnologischen und wirtschaftlichen Vor· 
teilen des Erdö ls (nkdrigL'I"e Kosten für Produktio n, Trans­
port , hö herer Heizwert u.a.m.) 6 zu suchen. Daher vernach­
lässige man d ie Nutzung der - gerade in den USA und West· 
europa riesigen - Kohkvorkommen und deren teChnologi­
sche Wcit LTcntwieklung: Im Widerspruch zur gegenwärt igen 
EnergiL"\IL"I'brauchsslruktur bestehen nämlich die bekannten 
fossilen EnLTgiL"\Iorräte heute zu 8 1% aus Stein- und Braun· 
kohle (Verbrauch 33%) und nur zu 17% aus Mineralöl (Vt:r. 
brau ch 46%) .7 
AndLTnteils geht dLT Strukturwandel auf die verlangsamte 
bzw. schrumpfend e heimische Produktion an Em.'I"gicträgL'Tn 
zurück, eine Fo lge insbesondL'l"e der profitorientierten Stra­
IL'gie des marktbeherrsehcndcn internationalen Erdölkar­
tel ls, der sog. 7 Majors: Exxon (Es50), Royal Dutch/Shell. 
Tcxaco. Mobil Oil, Standard Oil of California (Chevron), 
Brit ish Petrok'Um und Culf Oil. Da die )-' örder- und Erkun· 
dungskosten auf dem Territorium dLT USA das 17· bis 
37fache der Kosten im BL"feich des PL'l"sischen Golfes aus· 
machen, verlagL'l"ten die angloamLTikanischen OlkonzLTnc 
ihre Tätigkeit seit den 50er j ahren vorrangig in d ie RL'gion 
des Na hen und MittlLTcn Ostcns. Die LTstrebte SteigLTung 
ihn'l" Profitratc trieb sie zu diesem Standort wechsel an. 
Die Folge: Anfa ng d er 70er j ahre förderten d ie amL"Tikani· 
schcn Majors in den USA nurmehr 15% ihres Rohöls, in den 
OPEC-Ländern hingegen rund 70%.8 Dic mit ihrer Expan­
sion im arabisch·iranist· ho 'n Raum in den 50,'r [!lul GOer Jah-

o Mineralölexporte 
insgesamt 

illi 

ren erwirtschafteten Extraprofite ermöglichten es den 
Olmultis, mit niedriggehaltenen Brennstoffpreisen (Heizöl!) 
auf den Energiemärkten Westeuropas und japans die Kohle­
produkte niedcrzukonkurricren. Die Strukturkr ise des Stein­
ko hlebergbaus nahm ihren Lauf, zumal die kurzsicht ige 
Energiepolit ik der westlichen Regierungen d ie Verdrän­
gungsstrategie der angloamerikanischen Ölmult is ermunter· 
te, Damit aber vertrauten die Westmächte auf einen langfri· 
stigen reibungslosen Zustrom bill igen Rohö ls aus dem Na· 
hen und Mittleren Osten, schmarotzten sie am q uasiko lo­
nia len Raubzug der Konzcrne.9 

Versiegen die Olquel1en b~s zum J ahr 2000? 

Wie abL"T steht es m it den.gesicherten und potentiellen Welt­
energiL"\Iorrälen und dem für das 2 1. j ahr hundert zu erwar­
tenden Weltcnergiebcdarf? 
Einer neueren Prognose der intL"I'nationa len Arbeiugruppe 
Werkstätte Alterna t ivL'T Energiestrategien (WAES, ihr gehör­
ten Experten aus 18 Entwicklungsländern und kapitali­
stischen Industriestaaten an) zufolge dürfte sich bis zum 
jahre 2000 der EnergiL'VL"Tbraueh d er nicht sozia listischen 
Welt verdoppeln (Au5gangsjahr 1972) . Mitte der 70er j ahre 
belief sich der Energicvcrbrauch in t Oleinheiten pro Kopf 
im Weltdurchschnitt auf 1,5. in den Staaten der Euro­
päisc hen Gemeinschaft auf 3.68, im La nd der grÖßten Ener­
giL"\Ierschwendung, den USA. gar auf 8 ,5. Die WAES-St udie 
sagt nun für da s jahr 2000 einen Anteil des Erdöls vo n ca. 
30%, der Kernenergie von 14-2 10/", der Kohle von ru nd 25% 
voraus. Das Erdöl blieb e demnach weitcr vorn. 10 

InsofL'Tn muß der Ausbruch dLT ölkr ise in den 70er j ahren 
als eine Folgeerscheinung t idgreifender Disproportionen ge­
sehen werden. Zum einen war (.T Ausfluß der widerspruchs­
vollen Energie- und Rohstoffsituation des Westens. seiner 
völlig ei nseit ig auf multinationale Konzerne zugeschnittenen 
StrukturvLTänderungen in der En<.'Tgicwirtschaft. Zum zwei­
ten war L'T Ergebnis des zeitlichen Zusa mmentreffens e iner 
extremen Importab hängigkeit der kapitalistischen Industrie­
Maat en aus,l: L"Tcchnet bei ihrem wichti):stcn F.ner.l(ielräger. 

01STROME 1978 
Tran~e von Rohöl und Mineralölfertigprodukten: Angaben in Millionen Tonnen 
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dem 01, Inll der I~ r schtittcrung der vormals überm ächtige,n 
Position des internationalen Erdö lkartells. Die von den ara­
b ischen Staa ten im Oktober 1973 aus po litischen Motiven 
heraus verhängten Olsanktionen trieben diese Krisenprozes­
se lediglich auf die Spitze. 
Zusammengdaßt : Die 01- und Energiekrise druckt sich aus 
in einem rapiden Anstieg der Preise für Ro höl und raffinier· 
te Olprodukte, in einer auf längere Sicht relativen Verknap­
pung der Versorgung der westlichen Hemisphäre m it billigen 
Energieträgern. Gemeinsam war der Zuspitzung der Energie­
krise 1973/74 u nd 1979 die jeweils abrupte Erhöhung der 
0lpreise. Während die Olkrise 1973/74 eine vorübcrgl:hende 
Unterbr«hung der I':rdölversorgung der westlichen Zentren 
bracht e, le it ete die Ölkrise 1979 eine längerfrist ige relative 
Verknappung und erhö hte Labilität ihrer öl- und Energie­
versorgung ein. Es ze~chne t sich somit auf längere Sicht e ine 
angespannte Versorgungslage auf d en kapitalistischen öl­
und Energiemärkten ab, die hervorgerufen wurde vornehm­
Iic:;h durch das ZusammenrJießen struktureller Wideu prüche 
in d er Weltenergiewirtschaft mit polit ischen Verändea:ungen 
zu ungunsten des "Ölimperialismus". Das auch nach 
197 3/7 4 a nhalt ende Versäumnis der kapita listischen Indu­
str iestaaten rechtzeit ig alternat ive Energieträger in bre iterem 
Umfang zu enlw ickeln. verstärkt noch ihre Versorgungseng­
pässe in der Energiebila nz. 

Eine jährliche Wachnumsrate des Energieverbrauchs von 
2-3% vorausgesetzt, wird heute im allgemeinen geschätzt, 
daß alle derzeit nachgewiesenen Vorräte an d en fossilen 
Brennstoffen Erdö l, Erdgas und Ko hle zusammengenommen 

den Gcsamtenergicbcdarf zumindest fü r rund 100 j ahre zu 
d«ken vermÖt;hten. Sie sind alIL-rdings ergiebiger. bedenkt 
man dic in nächst c.T Zdt zu erwartenden effektiveren tech­
no logischen Nutzungsmöglichkeiten: hierbei ist u.a. an die 
Erhöhung des Entölungsgrades (gegenwärt ig werden d ie Erd­
ö lfelder nur zu 25% entölt bzw. ausgeschöpfl ,d.h_ 75%des 
zu fördernden Rohöls bleiben im Sch nitt ungenutzt), an die 
breite Ausbeutung von Ölsanden und Ölschiefer oder an die 
Weiterentwick.lung von Kohlcverflüssigungsverfahren zu den· 
ken. Alkine die heute beka nnten Reserven an Ölsanden in 
Nordamcrika und Venezuela so llen das mindestens Neu n­
fache der dcneit gesicherten Erdö lvorräte betragen. 11 

Die potentiellen Energieressourcen reichen fr eilich noch un­
absehbar darüber hinaus. Zunächst einmal muß mit weiteren 
Entdecku ngen ausgc.'<.lehlller Erdöllagetstälten und ga nz be­
so nders mit einc. .. · Expa nsio nsfähigkeit der Meeresölförd e­
rung gerechnet werden. Optimistische Schätzungen gehen 
da hin, daß d ie gesamten Ölreserven so gesehen an die 250 
jahre reichen kö nnten. 
Von e inem angeblichen bald igen "Versiegen" der ö lquellen. 
das die Atom lobbyisten so gerne weismachen möchten. 
kann daher keine Rc.'<.!e sei n. Wir haben es lediglich mit e i­
nem .. Versiegen" des billigen, d.h. quasikolonia l angeeigne­
ten öls und damit zu tun, daß die Veränderungen im Ener­
giebereic h das kapitalistische System unvorbereitet trafen. 
Allerdings steht d em beschleunigten Übergang zu diesen -
gegenüber dem Erdöl a lternat iven _ Energieträgern das pri­
Y"oItkapi ta list ische Profitmotiv d er Ko nzerne im Wege, die 
sich vornehm lich a n niedrigsten Förderkosten, Transport­
kosten und Weltmuktpreisen flir Energieträger orientieren. 
Und die Förderkosten ftir Erdöl lagen 1979 noch beträcht­
lich unter denen fUr" andere Energieträger (siehe T abelle 2). 
Andererseits macht die zu erwartend e Weitcrerhöhung der 
Weltmarktpreise flir Rohöl einen allmählichen Überga ng 
wahrscheinlicher. 
Die Dringlichkeit einer Reduzierung des Erdölverbrauchs 
bleibt indes so oder so bestehen: Angesichts der nichl unbe­
grenzten Verftigba rkeit und d er künftig wesent lich höheren 
Koslen des Erdö ls so llte seine Verwendung als Energieträger 
unbed ingt zugunsten d es hohen 'Bedarh am Rohstoff Erdöl 
in der petrochemischen Industrie und in ihr beigeord neten 
Indu striezweige n reduziert werden. Zum vorrangigen Ver­
heizen ist das Erdö l zu schade u nd relativ zu knapp. 

Die Öl- und Energiekrise darf schließlich nicht losgelöst vo n 
anderen wirtschaftlichen Krisenerscheinungen des kapital i­
stisc hen Weltsystems gesehen werden. Die seit Anfang d er 
70er Jahre zwisc hen den drei imperia listischen Zentren 
USA, Wesleuropa (EC) und japan verstärkten Ungleichge­
wichte in der Industrieproduktion und in den Handelsbilan­
zen, die Infla t ion. das Absinken des wirtschaftlichen Wach­
stums, die Währungs- und Umwelt krise verschärft en die ka­
pita listische Energiekrise. Umgekehrt gab d iese d en Infla­
tionstrends, den Währungsschwierigkeiten der Ölimport län­
der oder Zahlungsbilanzproblemen neuen Auftrieb. 12 

Tabelle 2 
Produktionu;oSlen rur Primirenugieträger 1979 
(umgerechnet in Dollar pro BalTd· Ölcinheit) 

Erdöl im Nahen und Mittleren Ouen 
Nordscc-öl 
US·Kohle 
Westeuropä. ische Kohle 
VerflÜ$,i.gtes Import-Naturgas (USA) 
Flilssigbrennstoffe aus Ölsand 
Hiiss igbrennuoffe aus ölschiefer 
Fliilligbrennnoffe aus Kohle (USA) 
.) 1 6,".1 . 159 L.i t. r 

0,25-1,0 Dollar 
7·12 Dollar 
'-S Dollar 

10·IS Dollar 
10-2' Dollar 
IS -2S Dollar 
15-3S Dollar 
30-37 Dollar 

(Quelle : OPEC Bulletin, Wien, Nr. 2119.7.1979, S. 18) 
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Der Olkrise des J ahres 1979 lagen neben den bf,:reiu skiz­
z ierten langfristigen Disproportionen der ka pitalist ischen 
Weltenergicwutschaft auch kurzweilig zur Jahreswende 
1978/79 wirkende Faktoren zugru.nde. Worin bestehen diese 
Faktoren? 
Durch den Ko nj unkluraufsc hwung in den fUhrenden kapita­
list ischen InduSlrie5taaten. ausgenommen die USA (hier 
setUe gerade eine neue Oberproduktionskrise ein). gab es zu 
d iesem Zeitpunkt ei ne gesteigerte Nac hfrage aur elen Ener­
gie- bzw. Olmärkten. Der Energicverbrauch wurde zudem 
erhö ht durch einen strengen Winter. Fer ner war es im J ahr 
1978 gegenüber dem Vorjahr zu einem Rückgang der 
Olförderull8 gekommen. Hinzu t rat schließlich die Vermin­
derung des iranischen Erdölexportes. wobei die Ausfälle im 
Iran a llerdings dureh Produk tionsanheb ungen in anderen 
OPEC-Ländern (Saudi Arab ien !) weitgehend ausgeglichen 
wurden. Dahl..T st ieg im ersten Halbjahr 1979 d ie Fördcr­
menge d l..T OPEC insgesa mt um 5-6% gegenüber d em Vor­
jahreszeitraum an. 13 Die OPEC-Staaten zeigten sic h freil ich 
nic ht bereit . d ie noch darübl..T hinaus reichend e Nachfrage 
der westlichen Hauptimporteure zur Auhtocku ng ihrer gl" 
sc hrumpften Lagcrvol'Täte nac h Belieben abzudecken. 
Die ab Frühjahr 1979 verstärkt seitens der Westmikhte ange­
strengte AuffülJung ihr l..'T Erdöllagerbeständ e und die Mani· 
pulationen insbe$Ondl..Te seit ens der a ngloamer ikanischen 
Olmultis (zu ihrer Rolle siehe nebenstehenden Kasten) abl..T 
brachten erst jene gravk-rende Olvl..Tknappung ht:rYor, die 
von der Internationa len Energicagentur ftir das gesamte Jahr 

TalKII., 3 
G.,wimK"nt .... icklung du 711'öBtn Olmulti, (1973-1919) 

(inMrd D~I ) 

Joh, 1973 1974 1975 1971 1978 1979 1978-79 
je .... rils I. Halbjahr 

........ . ........ 
Enon (Eno) " 7,8 6,2 ',6 2.88 3,24 • ,..,. 
Shell 4,4 6,6 ',2 ',' 0.77 0.91 • ,,~ 
Texaco ',4 4.1 2,0 2.2 0,68 1.22 + 106% 
Mobil Oil 2,2 2,7 2,0 2,' 1.11 ' ;3 • "" Standard Oil 
(OIcvron) 2.2 2,' , ,9 2,' 1,Q4 1.38 • >2% 
GulrOil 2, ' 2,8 , ,7 , ,7 0.70 0.98 • 6~ 
British 
Peu oleum 2,0 ',0 ,. ''> 

(Quelle: Stern. Hamburg. Nr. 42/ 1978; VOrwäTl5. 8 ... ..1. 16.8.1919; 
eigene Berechnung) 

1979 auf ru nd 4% geschätzt wurde. Die plötzlich.e Zuspit­
zung der Olvcrknappu ng im cut en Halbjahr 1979 war inso­
fern hauptsächlich eine Folge der Manipulationen der 01· 
ko nzerne. Sie hatten die Rohö lprcisanhcbungen d l..'f Oj> ~:C 

zum Vor .... and geno mmen. um durc h künstlic he zu sätzliche 
Verknappungsmaßna hm en und unvt..Thältnismäßige Prcisstci­
gerungen für Mineralölprodukte So nd erprofi te ei nzutreiben. 
Einmal horteten die int ernationalen ö lkonzer ne ihre Han­
deJsvorräte. organisierten sie Willentlich VI..Tsorg ungscngpäs­
sc durc h Schid>ergeschäfte odl..'T ßummclfa hrt en ihrer 
Supertanker. Brit ish Rcspcct. ein Öltanker des Olmultis 
British Petroleum. e twa ließ sich bei 5einl..T Fahr t im ,"'rüh­
ja hr 1979 vom I'(:rsischen Golf nach Rotterdam do ppe lt so 
lange Zei t ; stall einem brauchte I..T zwei Mo natc. t :ine der 
Folgen solc her T effi llOdrossciu n):e l1 war die Erhö hung dcr 
Frachtraten. Ein zweites Sehieberbe isp icl Ik flT·te Mitt e 
April 1979 Esso Hambur,IC, ei n Supcrta nker d cs US·a merika­
nischen ö lmult is Exxo n. a b er inmitt en dl..T prekärsten Ben­
l.in kl1a l'l'heit (k .,- USA seim: 250.000t· Fracht Rohöl aus lkT 
Kar ibik übl" den Atl;lnlik nach Westeuropa um len kte. wcil 
dort auf den !;Ufo:. Spot-Märk ten ( .. frei c·· Olmärkt,~. auf de­
nen wie z. B. in Rotlcrdam oder New Vork nic htko ntraktgc-
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bundenes öl gehandelt w ird) inzw ischen 1 Barrel 01 (159 
Liter) ganze 5 Dollar mehr e inlrug. 14 

Die Wildwest-Szenen an amerikanischen Tankstellen waren 
zum anderen eine Folge von drakonischen staatlichen Ben­
zin-Hortungsmaßnahmen und - wie der US-Starjournalist 
J. Aoder$On aus geheimen Protokollen der Carter-Rlegierung 
enthüllte - von beabsichtigten Fehlleitungen des staatlichen 
Zuteilungssystems. Hinzu kamen die Erhö hung der Oivor­
räte seitens der in Paris ansänigen Internationalen Energie­
agentur (1974 gegründete Organisat ion von 20 kapitalis ti­
schen Industriestaa ten) und J. Carters Imporuubven­
tionierung Hir Dieselkraftstoff u nd leichtes Hdzöl im Mai 
1979 m it 5 Dollar p ro Barrel 01. Dadurch wurden der 01-
preisauftrieb in Rotterdam zusätzlich verstärkt und VC5Qr­
gu ngsengpässe in Westeuropa gefördert . T reibstorfratio· 
nierungsmaßnahm en fo lgten nach den USA u.a. in Frank· 
reic h und Dänemark. 
Diese zusätz liche VI..'l"k nappungspolitik gereichte w iederum 
den multina t iona len ö lkonzeren, die d ie fre ien Ro hö lmen· 
gen au f Olmärkten zu doppelt ho hen Preisen, verglichen mit 
den OPEC· Richtwer ten. handelten. zum Vorteil. Zudem 
trieben sie d ie Preisspanne zwischen dem Rohöl und den 
von ihnen vermarkteten Raffinericproduktcn. d ie im Zeit· 
raum 1914-78 ohnehin 55.6% ausmachte, .... eiter nach oben. 
In der Bundesrcpublik ..... 0 die 7 Majou rund 70% des 0 1-
marktes kontrollieren. k lelllTten im Zeitraum Juni 1978 b is 
Juni 1979 d ie Endverbrauc herpreisc bei Benz in um über 
10%. bei Heizöl um 100% (von 0 .30 auf 0.60 DM pro Lirer) 
,", 

Die zweite Olkrise des J ahrcs 1979 wics damit einmal mehr 
die angloamerika nischen Olmult is als die eigentlichen Nutz­
nießer und A nhe izer der kapital ist ischen Energiekrise aus. 
(Fortsetzung folgt) 
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Die ölmultis - "Staaten im Staate" 
Die angloamerikanischen Ölmultis, vor a1lcm die - seit Ende der 
20er Jahre - dem inu:malKmaien ErdölkancU zugehörigen sog. 
1 Majors Euon, Royal DUI\::h/ShcU, Mobil Oil, Tuaco, Bri, ish Pe· 
tmla un, Standard Oil of Cali romill und Gulf Oil , wuen die Haupt­
profilcure der erstCfl wie dl:!" zweiten Ölkrise. 
Der größte ölmulti, Euon, konnte allein im enten Halbjahr 1979 
scirn::n Reingewinn um .50'% auf 1,8 Mrd Dollar steigern, der vicn­
größte, TU::lco. brachte es auf ein Gewinnplus von I06%. Wie: die 
in Washina:ton vorgelegten Bilanzen der 12 größten Olmultis der 
USA aUlwiesen, war eine JOlche Gcwinnuplosion d ie Regel. Die 
Gcwinnstcigerungen dieser Konzerne lagen fUr das erne Halbjahr 
19 79 bei durchschnittlich 6",. g.:geniibcr dem VcrglcichSl.citraum 
1978, wohingq:c:n ihr Ums.at:r.zuwachs zwilchen 14" und .59,. pen­
delle. Insgcs.amt strichen sie in dieser Zeit eine Gc::winnsumme von 
7,7 Mrd Dollar (im ersten Halbjahr 1978 waren e. "nur" 5,3 Mrd 
Dollar) ein. 
Im zweiten Halbjahr 1979 hielt d ieKr Trend an. Im gcsamtenJilhr 
1979 schnellten die Reingewinne der größten US-tllmuhis um 
55· 164% gegenüber dem Vorjahr in die Höhe, so bei E""on um 
55%, Tu.ilco 106%, Mobil Oll 78" bis hin zu Standard Oil of Ohio 
1 64~ Nicht anders war e. 1973/74 geweKn, als die Profite der 
7 Olmajor. Rekordhöhen erklommen (siehe Tabe lle 3). 

Die interna t ionalen Olkonzerne konnten also gerade in der heilkn 
PhaK de r ölkriJc: die größten G ....... innuplol ionen real isieren. Auch 
1973 /7 4 zogen sie aus kÜlUllichen ZUl.ltzverknappungcn und 
SchiebergclChii ften Sonderprofite. Sie konnten 50 ihre Vormacht· 
stellung als d ie mit wei tem Abnand umsatz· und kapitahtärltste 
Konzemgruppierung der kapitalinischen Welt noch autbauen. Ge· 
hörten 1973 erst 4 der 7 Ölma,jors zum Klub der 10 großten Kon· 
zerne der Weil , M) machte 1978 Gulf Oil mit Rang U die c inzige 
Ausnahme (.iehe Tabelle 4). 

In dtt vergicichswciK hohen Effektivität dtt Winschaftstitigkeil 
der Ölmultis, d.h. der relativ geringen Iksch.ä.ftigtenzahl im Verhält· 
ni. zu Uml.ltz und Aktiva, damit auch in einer auScrgcwöhnliehen 
PTOfitspannc, liqt cin "Geheimni," ihrer SonderroUe in der kapita· 
linischen Weltwirtschaft begrundet; Hinsichtlich des NeuoprofilS 
pro Beschäftigten übertrafen die 10 großten Erdölgesellschaften der 
USA aUe übrigen US· lndu ' lriekonzerne im J:mre 1973 um dureh· 
schnitt lich das 5,6faehe; die Nettoprofite je BC$ehiftigten der 5 
größten amerikanischen Ölmultis (Enon, Mobil Oil, Tuaco, Stan· 
dard Oil of California, Gulf O i1) übertrafen die ihrer schärfsten 
KonkulTenten General Moto .. um das 4,6faehe, IBM um das 
1,9fache oder Chrysle r um das 16,7fache. 

Ein andere. "Geheimnis" de r überlegenen Stellung der Olmultis ist 
ih re einmalige Monopoludlunll; auf den WcJtölmilrkten. Seit Ende 
der 20tr J ahre hatten sich die 7 filhre nden angloamerikanischen 
ölgesellschaften mit Il ilfe von Kanellabkommen zur konzert ierten 
Preisgestaltung, zur Auf teilung der Konzessionf- und Verkaufs· 
sphären ihre unangefochtene BehelTschung dei Olgeschäfts gesi· 
chen , wobei sich nach dem 2. Weltkrieg die G ....... ichte eindeutig 
zugun.ten des Il merikanischen Kapitals verschoben. 
Im arabisch·iranilChen "Oidondo·· (so EISO), aus dem die 7 Majofli 
eingangs der 70tr J:mre im Schnitt 5!1" ihres gesamten Rohölbc· 
darh zogen, hieltcn ,ie damals Belitzanteile von rund 90'l10 an den 
OiqucUen. Im Weitma6stab (ohne sozialist isches Lager) konzen· 
trlenen ,ic gcschäUte 84"- der Erdölförderung. 74"- der Rarfmene­
kapuitit und 62,4'" der Wclttankertonn. auf , ich. Darüber hin· 
;\1,11 kontrollierten sie zum gleichen Zeitpunkt in den wichtignen 
Import ländcrn den Biirenantei l dei Absa tznelUs für Erdölproduk· 
;:e, so in J apan zu 9~, in We.teuTOpa zu 40-9o-,r.. Ungeachtet der 
VcrstutlichungsweUe der OPEC·Staaten, dcnufolg.:: den Multis xit 
19H/H die Ve~ngsg ....... alt über den Großteil der Erdölre~ur· 
cen und ·förderu", in den Entwieklungsländern cnt riSKn wurde, 
halten die 7 Majofl bis heute du internationale Verteilenystem -
von den Supcrtankern über Raffinerien bis zum Verkauf - nahezu 
ungeschmälert im Griff. Trotz ihrer crschütterten Position im Be· 
reich der Rohölproduktion und der Bal ilpreisgc:staltung ru r Rohöl; 
behaupte ten die 7 Majon rund 80'J1'. deI internationalen Erdölhan· 
dellgeschäftet. Ocr "Verteilungskampr ' ums 01 bleibt 10 bis in die 
80er J ahre ihre Domäne, damit die Organisierung vO n Olverknap­
pungen im Bereich ihrer Möglichkeiten. 
Solange ihnen in den imperialistischen Metropolen keine Zügd an· 
gdegt werden, bldben dic Olmu!!i. imstande, durch Preismanipula· 
tionen, koltl.erninternell Gewinntransfer. FraChtschiebcrgcschäftc , 
Ausnutl.en von Währungsschwallkungen (sie ve rdienten allein am 
~i nkenden Dollarkun Unsummen) oder politische Erpressungsakte 
ihre Profite .... cill"r ~u Illuirnieren. Die Kapita.lstärke d iCKr Riesen· 

Tabelle 4 
R:lI\3liste der I ~ gr66ten Ko nzernc dCT Welt 1978 

JUng Gesellschaft 1' 00' Umsau: Beschäftigte 
( 197$) (Hauptbranche) (Mrd Dollar) (in 1000) 

....... 
1. I 1) General Moten USA 6$,22 '" (Autoindustrie) 
2. ( 2) E""on (öl) USA 60,!3 13' 
3. ( 4) Royal Outch/Shell (öL) GB' 44,04 15' Holland 
4. I ') Ford Motors USA 42,78 507 

(Autoindul trie) 
5. I ') Mobil Oil (01) USA 34,74 208 
6. ( 7) Teuco (01) USA 28,61 68 
7. (1 5) Bri tish Pe tro leum (öl ) GB 27,41 10' 
8. (14) Standard Oil of USA 23,2$ " Cali fomia (01) 
9. ( 7) Nationall ranian Oil · (ÖI) l ran 22,79 61 
10.(11) 18~t* (Information) USA 2 1,08 '" 11 .( 13) General Eleetric· USA 19,65 401 

(Elektro) 
12.( 12) Unih:ver· GB' 18,89 '" (Nilhrungsmiucl) Holland 
!!I.( 12) Gulf Cil (öl) USA 18,07 58 
14 . VEBA AG (01) BRD 17 ,78 172 
15.( 14) ChryllerO(Autoindullrie) USA 16~4 158 
' ) Ring (1977) 5"tt (1973) 

(Quelle: Fortune, New York, flfd; Business Week, 23.7.1979) 

konzerne - ihr Jahreseinkommen liegt über dem der Mehrhei t der 
UN·Mitgliecbstuten - venen. t sie in die Lage, Politiker %U kaufen, 
Parlamenulobbies auszuhalten, Präsidenten etwa in den USA (u.a. 
Eixnhower und Ni"on) an die Macht zu hieven. 
Die globale Ausdehnung und kaum mehr iiberschaubare Tätigkeits­
vielfalt CThöht ihren Manövrierraum und ihre Machtfülle. Sie tt· 
munten sie zu Stlrkedemonnrationen: "Wir sind eine intemationa· 
Ie Industrie", pllichtete der Chef von BritiJ.h Pe tro leum bri, "und 
jede Regierung, die intenlenien, um die Pre ise auch nur kurzfrillig 
unten zu halten, könnte recht schnell f~sUteJlen , daß die dringend 
benöt igten Lieferungen anderswohin gegangen sind". 

Exxo n _ der weltgrößle Ko nzern 

Ein Blick auf den bei weitem größten Olkonzern der Welt, d ie 
amerikarusche E""on Corporatio n, lcgt eine weitere bedeutende 
Dimelllion des internationalen Olkartclls bloß. Denn E""on kon· 
trolliert nicht nur 11 ,. de. Olbcdarf. der westlichen Hem isphäre, 
unterhä.lt nicht nur in nahezu 100 Ländern Niederlassungen, darun· 
tcr 66.500 Tankltellen und 59 Raffinerien, 50ndCTn ist längs t auch 
in anden: Energie- bzw. Industricbereiche vorgedrungen. Ocr vOn 
Ncw York aU5 gelei tete Konzern fö rden Olsande in Kanada, Kohle 
und Unnvorkommen in den USA, arbeitel an der Nut%ung dtt 
Kern· und Sonnenenergie, an Kohlevergasungs- und Kohleverflüssi· 
gungsverfahren, betfcibt 55 pctrochem iKhe Werke und ilt in den 
Kreis der U flihrendcn OIemiekonzcrne der Wdt vorgestolkn. 
Doch Enon macht hier keine Ausnahme. Angesichts der rclativ 
begrenzten Verf"ligbarkcit über die gesicherten Olressourccn und des 
Verlustes ihrer Monopolstellu tll im Bereich der Olförderung rea· 
gierten die in ternationalen ölkonzerne in den 70CT Jahren allge· 
mein mit einem iiberproportionalen Engag.:ment in alternativen 
Enel'liczwcigen . 

Die alteingesessenen Olgesdhchaften wandelt<:n l ich zu Enel'lie· 
monopolen mit je eigenen Chemie· und Pc trochemicben:ichen (z. B. 
avaoeierte G ulf Oil inzwischcn zum ftihrenden Ät hylcnhentellcr 
der USA). Mille der 70tr J ahre kontroUierten die amttikanischcn 
Oikonl.eme über 50% der Kohlcreswu~en, 35% der KohlefördL~ 
run" und die 6 größten KohlcbcrgwcrkSfl;csdlK haflcn in dcn USA. 
Die 12 filhrenden US·Olmult is hatten sich l.ugleich den Besitz von 
5 1 % dcr nat ionalen Uranlagc rstätten angL"t: ignet, einen noch höhe. 
ren Anteil bei der U .... nerzförderunK realisicrt und )ich auch in die 
Kernbrennsto ffert igung wie dcn Bau von Kernkraftwerken cinJ!C'" 
schalle i. 
Au, dem "Olimpcrial isml,ll" war der "Enc'lPeimperiaJismus" kC'" 
worden. 
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Indien 

Ulrich Rupp Das Comeback Indira Gandhis 

lndira Gandhi bei ih,Ol Vc, b.I'""l im Ot"", .. 1917 

"Das janala-Expcrimcll t hat sich in Luft aufgelöst. Es in 
verschwunden wie eine gepla tzte Seifenblase", 1 kommen­
tier te die Frankfurter Rundschau das glänzende Comeback 
der Kongrcßpartci unter Indira Gandhi (siche Kasten zur 
Sitzvcr tcilung im Parlament). Die Wahlen vom März 1977 
halten noch einen Schlußttrich unter eine Iljährige Regie­
rungsperiode der Kongrcßpartei, aber auch unter 1 1/ 2 J ah­
re AusnahmC'Lustand gesetzt. Und kaum jemand gab Indira 
Gaodhi noch eine Chance. 
Ocr damalige Ausnahmnustand, dessen r igorose Anwen­
dung zur Niederlage der Kongreßpanei führte, wurde im 
Juni 1975 noch damit begründet, daß ein "Klima der Ge­
walt und des Haucs geschaHen worden (sei), das zur Ermor­
dung eines Kabineltsministers und zum Mordanschlag auf 
den Obersten Richter geführt hat". 2 
VorauJgegangen waren hdtijj:e Angriffe der konservativen 
Volkspartei (Bakra t ija Lok Dal) auf Indira Gandhis national­
bourgeoises Programm begrenzter Rc::formen. Entgegen den 
Bestimmungen der Landrdorm forderte die Volkspar tei die 
Streichung vo n Subventio nen fI.ir die not leid ende Landbe­
völkerung und trat gegen die Beschneidu ng der Privilegien 
der Großgru ndbesitzer auf. Sie bekämpfte den staat lichen 
Sektor in der Industrie und forderte seine Ersetzung durch 
indisches und ausländisches Privatkapital. 
Die Abwehr dieses Angriffes durch den Ausnahm e7.:us tand 
sollte durch Indira Gandhis Ankündijj:ung eines 20-Punkte­
Programms begleit et werden. Es verankerte dringende Maß-
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n;ahmen zur Bq~renzung des Großgrundbesitzes, d ie Festlc­
gung \'on Mindestlöhnen, die VL'fteilung überschüssigen 80-
delU an landl05e Bauern, die Steigerung der Produktion u nd 
die Veuorgu ng mit Grundnahrungsmitteln. Doch scine 
schl ießliche Verengu ng auf das 5-Pu nkte-l'rogramm des 
Jugendko nb'Tesses von Sanjay Gandhi (Fam ilienplanung, Ab­
sc haffu ng des Analphabetentums, der ruinösen Mitgift und 
des Kastensystems sowie Umwelt schutz durch Anpflanzen 
von Bäumen), zwangsweise SIL-rili!la t ionen und Siu mbereini­
gu ngen lähmten die Durchführ ung einer ko nse<j uelllcn 
Landreform sowie den Kam pf gL'gen die steigende Inflation. 
Durch die gleichzeit ige Unterdrückung VO ll GewL'fkschafts.­
rechten und zunehmende SteuL'f lasten für die 8 auer n ver­
scherzte sich Indira Gandhi 1977 noch deli le tzten verb lie­
benen KrcdiL3 
Nach dem Verlust ihres Wahlkreises und ihrem Ausscheiden 
aus dem Parlament im Märl. 1977 war es ihr erk lärtes Ziel, 
als Oppositio nsführerin ins Parlament zurückzukehren. Nur 
dadurch versprach sie sich eine Chance, parlamentarische 
Immu nität zu erhalten. Nur so hätte sie den berei ts gegen sie 
eingeleiteten Untersuchungen und Vorbereitungen zum 
Prozeß entgehen können, den d ie Jana ta-Partci wt.'gen ihres 
autoritären Führungsstils anstrengte. Dies konnte sie jL'tIoch 
nur über den Umweg der Spaltu ng der Kongreßpartei errei­
chen, in der sie wegen ihrer Wahlschlappe zunehmend iso­
tieTt wurde. 
Indira Gandhi suchte den Konflikt in der Frage, welche 
Konst.'quen:t.en aus der Wahlnicderlage zu ziehen seien. Kon­
greßpar teipräsident Rcddy und seine Gruppe bcn.irworteten 
eine koltc~t ive Leitu ng der Partei und wandten sich gegen 
den Führu ngsanspruc h einer Person. Reddy gestand überd ies 
ein, sich d es Machtmißbrauchs schu ldig gemacht zu haben. 
Die Gandhi-frak t io n hingegen bestand darauf, eine Fühn"t­
persö nlichkeit mit Ausstrahlung auf die Massen sei vonnö­
ten. Auch der Ausnahmezusta nd wurde von ihr voll gerec ht­
fertigt. 
Nac h ihrem Austr itt aus dem Arbeitskomitee, dem höchsten 
Führungsgremium der Par tei wurde Indira Gandhi von ihrer 
"'raktio n Anrang J anuar 1978 zur Präsidentin dieser "einzig 
legit imen Versamm lung des indischen Nat ionalkongres$Cs"· 
gewähl t (ab hier Kongreß (I); d. Verf.). Das bedeutete Bruch 
und damit Ausschluß aus der Ko ngreßpartei. 

Die Dauerkrise der Janata-Partci 

Die Wahlen in sechs Bundesstaaten zu den Regionalparla­
menten gerieten zum Prühtein rlir die eingeschlagene Politik 
Ind ira Gand his. In den Unionsstaaten Karnataka und An­
d hra Pradesh erhielt der Kongreß (I) im Februar 1978 die 
abso lute Mehrheit. Bei Nachwahlen zum indischen Untt."t­
haus im November 1978 schließlich konnte sie ihren Wahl· 
kreis zurückgew innen und damit zur Oppositio nsführerin 
aufrücken. 
"·ragt man nun nach d en Gründen für die Rückkehr Indira 
Gandhis a n die Macht, $0 rekht es nichl aus, a lleine die 
Heterogenitä t d L'f J anata-Part ci anzuführen, die nur die Ab­
lehnung des autoritären Führungssti ls Indira Gandhis geeint 
hatte. Gewiß, die Krise der J anata verschärft e sich zu-



sehend,; sichtbar darin, daß skh die Part ikularinteressell der 
Partei der Unberührbaren, der Sozialisten, der Partei der 
Großbauern sowie der rechtsnat ionalcn Jana Sangh sich in 
gewaltsamen Auseinandersetzungen Bahn brachen. Religiöse 
Unruhen, von den Part eien geschürt , hatten seit Mitte 1978 
Massencharakter angenommen und forderten Hunderte von 
Toten. Resultat waren dauernde RcgierungskonOikte und 
·wechsel. Zu keiner Zeit hat es die Janata·Partei geschafft. 
wirklkh einen Prozeß mit einer Verurteilung Indira Gandhis 
wegen ihrer Verfehlungen unter dem Ausnahmezustand an­
zustrengen. Vielmehr boten a lle Vorladungen vor Gerkht 
Indira Gandhi die Möglichkeit, Propagandaschlachten gegen 
die Janata·Partei zu fUhren. 
Doch noch grav ierender waren wohl die Ko nsequenzen des 
Wirtschaftsprogramms der janata·Partei. 5 Ihre Zurü.ckstu­
fung der Industrie, besonders des staatlichen Sektors, zeitig. 
te wirtschahliehe Einbrüche. So blieb die Industrieproduk. 
t ion 1977 mit 8% hinter den Ergebnissen von 197"6 mit 
noch 10,6% zurück. 6 Die Zuwachsrate der Gesamtwirt· 
schaft, die im Rechnungsjahr 1977178 noch 7,4% betrug, 
fiel 1979/ 80 auf 3%. Ausfälle in der Strom· und KolhlcvCT­
sorgung traten auf. Die Infla t ion st iL'g durch die Abschaf· 
fung der Preisko ntrollen auf 30% und das Arbeitslosenhecr 
vergrößerte sich jährlich um 5 Mio Menschen. 
Ebenso schädlkh wirkte sich die j anata-Politik der angebli­
chen Stärkung der Landwirtschaft aus. Die Einkommensver­
teilung begünstigte einseitig die reicheren Schichten aus dem 
Land. So bildete d ie Regierung auf Druck der Farmedobby 
Getreidereserven bis zu 22 Mlo t , um den Farmern hohe Er· 
zeugerpreise zu skhern. Auf der anderen Seite sank deshalb 
und wegen der Beschneidu ng der Löhne und Zulagen der 
Lebensmittelverbrauch der indischen Bevölkerung unter den 
Stand von 1975-77, a ls noch ein staa tlich ko ntrolli t'T lt!s VI.'T­
teidigungssystem bestand.1 

Bauernunruhen, bei welchen z. B. im Bundesstaat Tamil 
Nadu d ie Zurücknahme außerordentlicher Belastungen (I.T. 
höhte Stromtarife für Bew ässerungspumpen und zu kurze 
Rückzahlfristen fUr Kredite) gefordert wurde, schluge:n Poli­
zei und Militär gemeinsam nil-der. 8 

Neue Rolle der Linken 

Ein weiteres wichtiges Mo ment kommt hinzu, daß nämlich 
bei den Märzwahlen 1977 dl'T Vormarsch der Recht en in 
den südlichen Bundesstaaten weitgchend gC$lOpPl werden 
konnte. Zum einen wirkten sich hier die Sterilisierungsmaß. 
na hmen der Gandhi-Rcgierung weil weniger aus a ls im Nor· 
den, wurde die Landreform kon5t'quentCT in Angriff genom· 
men. Zudem gelang es, e ine Verei nigte Fro nt aus Kongrcß. 
partei und der Linksfront unt t'T maßgeblicher BetdJigung 
der Kommunistisc hen Partei (!\.PI) und KP (Marxisten) htT· 
zustellen. 
So gab es z. B. in Kl'Tala nur halb soviel Ana lphabeten w ic im 
iibrigen Land. Hier wurde ein Bod enrdormgcsct'Z angenom· 
men, 2,5 Mio Pächt t'T wurd en Eigentümer dcs von ihnen be· 
arbeiteten Bod ens. In Tamil Nadu hatten die zügellosc Kor· 
ruption der Fortschri ttl ichen Dravidischcn Union (DMK) 
und auf der anderen Seite ein Sc huld enmorator iu.m rur 
Kleinbauern bis 1977 ei n Potential rur Indira Gandhi heran­
reifen lassen, das ullt er den nac hht'figen Maßnahm en der 
j anata-Partei besonders zu leiden hatte. 
Für die in der Linksfro nt VtTtrc tenen Parteien !\.PI und 
KP (M) hatt e das Verhält nis zum KOIIgreß (I) hinsichtlich 
dcr Wahlen 1977 untl'Tschit-dliche Folgen. Die KPI unter· 
stützte damals inhaltl ich dcn Ausnahmezusta nd. Zwar kriti­
sierte sie und emokratische Au swüchse wic Angriffe a.uf die 
Gcwerkschaftsrechte und das EinfrkTen von T eueru ngszu· 
lagen wie sie auch das Gesetz zur Aufrecht erhaltung der 

Sltzvertellung Im Indischen Parlament 
1971 1977 1980· 

Kongrd '50 '" - KongreB (I) '51 
- Kongreß (U) " J~u 270 " Jana Sangt. " Swatant ra 8 
Lok Dal " KongreBfÜT 
Demokntie 28 
KPI " 7 10 
KP(M ) " " " Andere und 
Unabhingige 66 " .. 
"In 17 Wahlkreisen wird noch gewählt 

(Quelle : India News, Hrsg. lndische Botschaft, Bonn, Nr. If IO. 1. 
1980;AIB,Nr. 7/ 1977) 

inneren Sicherheit (~ II SA) angriff, durch welches sie selbst 
eine starke Repressio n erfu hr. Ihr im Nachhinein selbst· 
kritisch eingeschätzttT Fehlcr war es, nicht d ie Aufhebung 
des Au snahmezustandes in dem Moment gefordert zu ha· 
ben, als eben diese Mißstände o ffenkundig geworden wa· 
rcn.9 

Anders die KP(M), welche den Ko ngreß (I) zum Hauptfeind 
erklärt und sich a lso auf die Seite desjanata-Blocks gestcll t 
halle - a llerdings um den Preis, damit der Reaktion in den 
Sattel geho lfen zu haben. Ihre Unterstützung der janata 
schätzte d ie KP(M) her nach selbstkritisch a ls Fehlleistung 
ein, übte jedoch zugleich herbe Krit ik an der KPI wegen 
deren Unterstützu ng der Regierung Indira Gandhi. In der 
Tat ging 1977 der Stimmenanteil dt'T KP(M) lediglich um 
3 Mandate auf 22 zurück. Dagl'gen verlor die KPI 16 Man· 
date von 23. 
Tro tz d tT untl'rSchil."tllichcn Einschätzungen dt1" Rt"gierungs­
zei t Indira Gandhis kam vor dcn Wahlen 1980 eine Links­
koalit ion zustande. Zwischen dcn Generalsekretären von 
KP I und KP(M), Rao und Namboodiripad, konntc Einigkeit 
darüber ht'fgcs te ll t werden, daß man eine Vereinigte Front 
aBt'f Linken und demokrat ischen Parteien - einschl ießlich 
progressivl'f Kräfte beidl'f Kongreß·Part eien und dt'T Janata 
- anstr t-bt. 10 Diese Linksfront, bestehend aus KPI, KP (M), 
Revolutionären Sozialisten, d em Vorwärlsb lock und der Ar· 
beitcr· Baucrn·Part ei , avanci tTte m it 54 Parlamentssitzen zur 
stärksten Oppositionskraft. Sie fu ngier t heute a ls eine wich· 
tige KontrolJinstanz hinsichtlich der Einlösung der Wahlver­
sprechen Indira Gandhis. Und sie trägt insbesondere dort, 
wo sie in d er RegitTungsgcwalt ist (z. B. Kt'Ta la, Tripura, 
Westbengalcn) und dic Umsetzung von Reformen durchzu· 
setzen hat, ei ne gt'oße Vt-ra ntwortung. 
Indira Gandhi hat jedenfalls Maßnahmen zur Rück kchr zur 
Planwirt schaft, zur Einscl)ränkung dlT Tätigkeit der mult i­
nationalen KOIlZtTnC, zur Produk twnserhöhung in der Land­
wirtschaft, zum Aufbau eines Verteilungssystcms rur Ma,. 
senbl'(\arfsgütlT oder sowie zur Eindämmung dcr Inflation 
angl'künd igt. 

Anmerkung(:n: 
I) Frankfurter RUlldJchau, 9.1.1980 
2) Ind ia News. Hug. Indische Bo t sch~ft. 80nn, Nr. 25fI8.6. 1975 
5) Vgl. AlB. Nr. 7·8f 1975 und 5/ 1977 
4) Süddeutsche Zeitulig (SZ) , 3. 1.1978 
5) Vg!. AlB, Nr. 7f 1977 
6) Far Eutern Economic Review. Asia Yc~mook 1978, Hongkong 

1978, s. 192 
7) Ebend~: 1' lI.r Eastern Economic Review, Hongkong. 5.8. 1979 
8) SZ, 11.5.1978 
9) Vgl. AlB. Nr. 7f1977 
10) Allgemeiner Deutscher Nachrichu:ndic".t. 22.8.1978 
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Afghanistan 

Interview miit Maulawi Abdul Aziz Sadeq 

Wir M~)slems stehen 
zum revolutionären Prozeß 

Im Rahmen der Angnffe auf die (I/ghonische Revolution 
spielt der Versuch, die religiösen Gefrihle der Vöf};:er Afgha· 
nistans wie der islamischen Nachbarliinder gegen die regie. 
rende Volksdemokratische Partei (VDPA) zu mobilisieren, 
eine zentrale Rolle. Selbst US·Präsident j. Carter, der zum 
Jahresende 1979 die islamische Revolution im Iran noch 
einäschern wollte, biederte sich nun, nach den Afghanistan· 
Ereignissen, im Januar d.j. als Freund der "islo.mischen 
Völker", ab "bereit zur Kooperation mit jedem islamischen 
Land" an. Der angebliche US·Schutz für die islamischen 
Völker aber wird 1I0Tor/ durchaus als Vorwand zur Auswei­
tung der eigenen mj{itiirischen Präsenz und des Interventio­
nismus gegen antiimperialistische, revolutionäre Entwicklun­
gen in der Region erkannt. So auch seitens namhafter geist. 
licher Repräsentanten Afghanistans. 
Als "groben Versuch" der USA bzw. des Westens zur "Ein­
mischung in die Angelegenheiten des souveräneIl Afghani­
stan" hatte unlängst auch Maufawi A bduf A ziz S'adeq, der 
rallghöchste afghanisehe Geistliche, dieses Vorhaben zurück­
gewiesen. A. A. Sadeq ist als Schiite in der Funhtioll ver­
gleichbar den iranischen Ayatoffahs und amtierender Vorsit­
zender des Rates der Ulema, der auf höchster Ebene sundti­
sehe ulld schiitische Moslems Afghallistans zusammenfaßt. 
In dem hier dokumentierten Interview A. A. Sadeqs wird 
deutlich, daß die westliche Behauptung einer vermeintlichen 
Frontsteflung zwischen VDPA und Mostems nich!: stichhal­
tig ist. Mit A. A. Sadeq stehen breite Teile positiv zur April­
revolution wie zur neuen RevolutiollsregierullK Kar·mal. Eill e 
Zusammenarbeit mit den gegenrevolutionäreIl sog. islami­
schen Rebellen (siehe AlB, NI'. 2/1980) lehnen s'ie ebenso 
prinzipiell ab. 

FRAGE: Wie ist die gegenwärtige Situation der islam ischen 
Kirche, nachdem mehrere Revolutionen und Konterre\'olu­
tionen (in Afghanis tan; d. Red.) stattgefunden hab'~n? 

A. A. SADEQ : 90% der Bevölkerung sind Moslem s, davon 
5% Schiiten und 95% Sunniten mit verschiedenen Gottes­
häusern. 
Vor der Aprilrevo lut ion (1978; d. Red.) respekt~erten die 
Behörden die religiösen Führer weitaus weniger, die nun 
ei ne große Unterstützung für die re ligiöse Freiheit, die Wie-­
derhersteltung und Unterhaltung der Moscheen gefunden ha­
ben sow ie für die Vergrößerung der Anzahl der Gläubigen, 
die jänrlich nach Mekka fahren können. Ihre Zahl hat sich 
von 3.000 auf 8.000 erhö ht. Außerdem bemüht sich die 
Regierung um Respekt und um Hilfe bei der Glaubensver­
kündung durch die Informationsmedien. 
FRAGE: In welcher Weise hat die Machtübernahme des 
Ayatollah Khomcini die afghanischen Gläubigen becin­
flußt? 
A. A. SADEQ: Wie ich bereits sagte, sind 95% aller afghani­
schen Moslems Sunniten und im Iran sind es umgekehrt 
Schiiten. Aus diesem Unterschied kann man erSI:hen, daß 
nur eine Minderheit betroffen ist. 
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FR AGE: Unterhalten Sie irgendwelche Kontak te mit Kho· 
meini? 
A. A. SADEQ: Nein, keine. 
FRAGE: In diesen Tagen haben w ir mit den Gläubigen in 
den J\loscheen gesprochen und diese meinten, daß es unmög. 
lich ist, Moslem und Kommunist zu sein. Gerade Ihr :-.Iame 
wurde genannt und Sie wurden verächtlich "Kommunist" 
genannt. Ich denke, Sie kennen diese Situation. Was halten 
Sie davon? 
A. A. SADEQ: Das Recht, Mitglied einer Partei zu sein und 
rur politische Ziele zu arbeiten, ist die Angelegenheit derje­
nigen, die Aufgaben in der Verwaltung übernehmen wollen. 
Obwohl das religiöse Komitee. dem ich vorstche. sei nen Sitz 
im J ust izministerium hat, beschränk t sich seine Aufgabe 
darauf, die möglicherweise zwischen Regierung und Gläubi· 
gen auftretenden Probleme zu regeln, mit vollkommener 
Trennung der Einflußbereiche. 
Die moslemische Religio n verbietet außerdem nicht, daß die 
Gläubigen Mitglieder e iner bestimmten Partei sind. Wahr­
scheinlich sind Gläubige verschiedener Religion Mitglieder 
der jetzigen KP Afghanistans (gemeint ist die regierende 
Volksdemokratische Partei: d. Red.). 

FRAGE: Trotzdem , erlauben Sie mir nachzufragen. Wie 
sehen Sie die Situation des afghanisehen Islam unter der 
Regierung, wie sie am 27. Dezember ( 1979: d. RL-d. ) unt er 
vollkommenem Einfluß der UdSSR zustandegekommen ist, 
also einem Land, in dem der Atheismus ein charakteristi­
sches I'rinzip ist ? 
A. A. SADEQ: Ober den sowjetischen Atheismus könnte 



man viel sagen. Ich habe vor zwei Monaten, begleite t von 5 
Mullahs, die Sowjelunion besuc hl. Ich war in Taschkent, 
Tadsch ikistan, Leningrad, Haku und anderen Städten und 
idl habe den Respekt vor der religiösen ü berzeugung ge­
sehen, der sogar noch höher ist als ich es in Saudi Arabien 
gesehen habe. Wir haben sehr gut d ie Situation der Normali· 
tä t kennengelernt, in der die sowjetischen Moslems leben 
durch die Gesellschaft der UdSS R, die sie repräsentiert, vor 
a[]em in den Regionen Kaukasiens und Zentralasiens. 
Ich versichere Ihnen, daß die UdSSR in keiner Weise die 
religiösen Angelegenheiten der Afghanen beeinflußt hat, 
noch hat sie irgend welche atheistische Propaganda beabsich· 
tigt. Das einz ige, wa.~ die UdSSR kün;lich gemacht hat , ist 
die Verteidigung unserer Grenzen gewesen in übereinstim­
mung mit dem was die t"reundschaftsverlräge beinhalten. 
FRAGE: Oie größte Opposition gl.."gen die Aprilrevolution 
ist religiöser Art. Haben Sie als Mittler zwischen der reli­
giösen und der staat lichen Macht irgend welche Verhandlun­
gen oder Gespräche eingeleitet mit d~n Führern der islami­
schen Bewegungen Hez-I - Islami (Islamische Partei; d. RI..'<i.) 
oder J amiyat-I-Islami (Islamischer Bund; zwei der bedeu· 
tendsten Organisationen der sog. islam ischen Rebellen; 
d. Red.)? 
A. A. SADEQ: Oie Mitglieder der Opposition, die den Krieg 
an den Grenzen aufnahmen, sind Leute, die naeh dl..'T Revo­
lution ihre religiösen Privilegien verloren haben. 

Nichts gemein mit "englischen Moslems" 

Es gibt zwei Arten von Moslems, die einen, die aus Mekka 
kommen und diejenigen, die sich von England beeinflussen 
lassen, also beträchtl iche Unt ersc hiede. Die Moslems der 01>­
position sind "englische Moslems", ähnlich denen des ameri­
kanischen Imperialismus und der pakistanischen Rt:aktion. 
Sie werden verstehen, daß unter diesen Umständen keine 
Kontakte existieren können. Es gibt auch keine Möglichkeit, 
einen Dialog einzuleiten. 
FRAGE: Wie selbst der jetzige Präsid ent Babrak Karmal zu· 
gegeben hat, haben in der letzten Zeit viele Geistliche Ver­
folgungen erleiden müssen. Sie haben von Anfang an als 
Mittler zwischen religiöser und staatlicher Macht fungiert. 
Was war Ihre positive Arbeit in diesem Zusammenhang? 
A. A. SADEQ: Die Mullahs, die Gefo lgsleute des Imperia­
lismus waren, verließen das Land. Es gab Verhaftungen und 
in diesem Zusammenhang auch Irrtümer. Von Seiten der 
Vereinigung, der ich vorstehe, des Rates der Ulema, wurden 
alle Anstrengungen unternommen, um die Verhafteten zu 
befreien und in einigen Fällen, m uß ich ...:ugestehen, daß dies 
nicht gelungen is t. 
Aber ich versichere Ihnen, daß die afghanischen Moslems 
Anhänger der Veränderungen sind, wic sie sich in diesem 
Land zeigen, ebenso der neuen polit ischen Linie der jetzigen 
Regierung. Es ist lange her, daß vo n den Kanzeln der Mo­
scheen die Reformen bekämpft wurden, die sich schließlich 
doch in Bewegung zu setzen begannen. 
FRAGE: Im Fall, daß sich d ie aktuelle polit ische Situatio n 
nicht festigt und die Staatsgewalt auf einen Religiösen zu­
rückfällt , wären Sie bereit, ein afghanischer Khomeini zu 
werd en? 

A. A. SADEQ: Das jetz ige Regime befindet sich in einem 
revo lutionären Prozeß, der sich verstärkt und festigt. Wenn 
es anders wäre, wenn er sich abschwächen so ll te, hätten Sie 
das Recht, mir diese Frage zu stellen. 
Als Repräsentant der moslem ischen G läubigen und guter 
Patrio t wünsche ich m ir, daß sich die Regierung festigt. Mei­
ne Mei nung ist, daß von jetzt an d ie Verkündu ng d es islami­
schen Glaubens sehr viel leichter sein wird. 

(Quelle: EI Pais, Madrid, 20. 1.1 980) 
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Palästina 

Felicia Langer Ein Besatzerregime 
ohne Beispiel 

Zum jahresende 1979 lenkte der Fall des inhaftierten und 
von der De~riff bedrohten Bürgermeisters von Nablus, 
B. Shakaa (siehe AlB, NT. 1/1980), die internationale A uf­
merksamkeit auf das okkupierte paliistinensuche Westjor­
dan- und Ghazagebiet. Seit Beginn der sog. Autonomiever­
handlungen Israels, ifgyptens und der USA haben sich die 
Unlerdrückungspraktiken der zionistischen Besatzer eher 
noch uerschärft. Felicia Langer, israelische Rechtsanwältin 
und belwnnteste Verteidigerin von paliistinensischen Ver­
fo lgten bzw. lViderstandskiimpfern, beschrieb die juristi­
schen Grundlagen und einige Seiten dieser Praktiken. 

Hier ein alter Soldat mit einem Gewehr und einem Stock, 
dort Falls<::hirmjägcr in den Straßen von Ramallah und jeru. 
salem; die Stadt Halhoul belagert, geschändet und ausge­
raubt, Leichen zweier jugend licher, erschossen von den Sol· 
daten .. . Ein mit Betonmauern abgeriegeltes Flüchtlingsrager, 
um stellt von Soldaten wie ein Ghetto ... Paläst inensische 
Kinder, die 1967 noch Babys waren, provozieren die schwer 
bewaffneten So ldaten; d ie Schußwaffen und selbst die Lei­
chen ihrer Schu lkam eraden können sie nicht einschüch­
tern .. . Ein Stein gegen einen PanZI,.Twagen, eine palästinen­
sische Fahne gegen ein Gewehr ... Der feste Entschluß, d en 
Kampf um ihre nationalen Rechte fortzusetzen, ihr Land, 
das ein Teil ihrer selbst ist, mit leid enschaftlicher Hingabe 
vor dem barbarisc hen Expansionismus zu schützen, der da· 
nach trachtet, mehr und mehr Land zu besetzen und auszu­
plündern ... 
So ist die Lage in den vor 12 Jahren von Israel besetzten 
Geb ielen; sie ist so, seitdem der erste israelische So ldat im 
Juni 1967 arabischen Boden betreten haHe ... 

Massenverhaftu ngen auf "Verdacht" 

Die Besatzungsmäc hte berufen sich bei ihren Aktionen auf 
die Notstandsgesetze für den Vertcidigungsfall von 1945 , die 
noch aus der Zeit des britischen Mandats (es endete im Mai 
1948; d. Red.) stammen und scho n zu jenl,.T Zeit von jüdi­
schen Rechtsanwähen scharf vCTurteilt wurden. Yacov 
Shimshen Shapiro, dl,.T spätere Generals taatsanwalt und 
just izministcr von Israel, äußerte sich im Jahre 1946 zu den 
Gesetzen, die Israel jetzt in den besetzten arabischen Gebie­
ten sowie gegenüber den in Israel lebenden Arabern anwen­
det, fo lgenderm aßen : "Ein solches System wie in Pa lästina 
gab und gibt es seit dem Erlaß der Verteidigungsgesetze in 
keinem zivilisiert en Land, nicht einmal im fa schistischen 
Deut schland. Es ist unsere Pflicht, dcr Weltöffentlichkcit 
kundzUlUn, daß dic vo n der britischen Ma ndat srcgierung 
von Paläst ina erlasscnen Vertcidigungsgesetze die Grund· 
festen der Justiz in d iesem Lande zerstören." 
Handlungen, d ie nicht unter diese Gesetze fallen, können 
mit Hilfe Hunderter von den Militärkommandanten erlas­
sener Verfügungen und Verordnungen legal zu Verstößen 
erklärt werden. Als erstes wäre dabei das Recht zur Vcrhaf­
tu ng zu nennen: Laut Sichcrheitsverfügung, die für die be­
setzten Gebicte a ls Strafgesetzbuch gilt, hat jeder Soldat das 
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Recht, eine Perso n festzunehmen, wenn der Verdacht be­
steht, sie habe eine strafbare Handlung b egannen. 
Diese Perso n kann o hne Haf tbefehl bis zu 96 Stunden fest­
gehalten werden. Ein Polizeioffiz ier kann diese Inhaft ierung 
um sieben Tage verlängern, und nach Ab lauf dieser Frist 
nochmals um e ine Woche. Ein Militärrichter darf die Haft 
bis zu sechs Monaten ausdehnen. 
Was sind so lche Vergehen? Teilnahme an einer Demonstra­
tion, Kontaktaufnahme mit einem Feind, wobei dieser ge­
wöhnlich e in Verwandter, ein Bruder, der Vater oder ein 
guter Freund ist und die israelischen Behörden vo n ihm be­
haupten, er wäre Mitglied einer palästinensischen Organisa­
tion, die in den besetzten Gebie ten und in Israel verboten 
sei. 
Einer meiner Klienten, ein alter Mann von d en Go lanhöhen, 
wurd e verurt eilt , weil er Verbindung zu seinem Sohn aufge­
nommen hatte, der laut Besatzungsgesetz ein Fe ind war, 
und er wurde für d ieses Verbrechen ins Gefängnis geworfen. 
Weitere Verstöße sind z.B. die Verteilung von Flugblättern, 
das Schreiben von Lo sungen, das Hissen der palästinensi. 
schen Flagge, die Aufnahm e eines Sohnes, einer Tochter 
oder eines Bruders in sein Haus, ohne die Polizei davon zu 
unterrichten, daß der Verdacht vorliegt, sie seien an illegalen 
Aktionen beteiligt. Waffenübungen gelten als Verbrechen, 
das israelisc he Volk jl,.'({och ist militärisch bestens ausgebil­
de t ; für Paläst inenser ist jegliche Waffenübung verboten. Be­
waffncrter Widerstand ist eine stra fbare Handlung, obwohl 
laut UN-Beschlüssen Freiheitskämpfer wie Kriegsgefangene 
behandelt werden müssen. Israel jedoch hat diese Forderung 
sc harf zurückgewiesen. 
Die Gefängnisse sind total überfüllt. Täglich kommen neue 
Gefangene hinzu, jene Hunderte vo n Demonstranten, die die 
von ihnen verlangten hohen Kautionen nicht aufbringen 
kö nnen. 
In den Gefängnissen gibt es kaum frische Luft und Sonnen­
schein, und manchmal ist sogar das Wasser knapp. Die Ge­
fa ngenen sind 23 Stund en am Tag in d en überfüllten Zellen, 
sie schlafen auf dem Fußboden, und manchmal müssen sie 
sich zu zwei t eine Matte teilen. Die Häftlinge kö nnen sich in 
den Zellen, die ihr ganzer Lebensraum sind, kaum bewegen; 
hier essen, lesen und bet en sie. Und wer eine Beschwerde 
wagt, für den gibt es Einzelhaft. 
Die Gefangenen fügen sich nicht in ihr bitteres Schicksal, 
das von ihnen Todesurteil auf Raten genannt wird. S ie 
kämpfen für menschliche Bedingu ngen, wobei sie als e inzige 
Waffe ihren Körper einsetzen können. Monatelang standen 
sic im Hungerstreik, doc h. die Hartnäckigkeit der Behörden 
ändert e sich nicht. Einer der vier Anführer der Streiks, 
Mohammad Mahdi B5iso. wurde ins Shata-Gefängnis, einer 
Art Gefängnis im Gefängnis, geworfen und ist dort in einer 
übcrfüllten Zelle unter unzumutbaren sanitären Bedingun­
gen isoliert von a ll seinen Freunden eingekerkert. In diesem 
Gcfängnisabschnitt steigt die T emperatur bis auf 40 Grad 
Celsius. Sei n Kampfgcist soll gebrochen und damit ein 
Exempel statuiert werden, um andere einzuschüchtern, die 
es wagen sollten, um menschlichere Bedingungen zu 



kämpfen. Ich bin jedoch davon überzeugt, daß sie fest ent­
schlossen sind, ihre MenKhenwürde zu wahren und ihr 
Rttht, um bessere Gefängnisbcdingungen zu kämpfen, 
durchzusetzen. 

Die Gefängnisinsassen, d.h. die politischen Gefangenen, ha­
ben ihre Ideen und Idea le nicht aurgegeben. Die Behörden 
macnen einen Fehler, wenn sie glauben, daß, wenn sie die 
Körper der Gefangenen haben, sie auc h deren Geist besi t­
zen. Die Ideen und die überzeugung sind stärker als die 
Gitter. Die Gefangenen wissen, daß sie nicht a llein sind, 
sondern Söhne und Töchter ihres Volkes. Der Hungerstreik 
im Gefängnis von Ashkelon rief Massendemo nstra t ionen 
west lich des J ordan und in Ghau sow ie eine SoJidaritäu­
bewegung unter den fortschritt lichen und friedliebende n Is­
raelis hervor. Die Gefängnisse mit ihren Insassen empören 
d ie Bevölkerung. Sie sind Beweis daf1.ir, daß keine Tyrannei 
diejenigen mundtot machen kann, die bereit sind, ihre Frei· 
heit und ihr Leben f1.ir ihr Vaterland zu opfern. 

Artikel 49 der 4. Genfer Ko nvent ion, der als Antwort auf 
d ie im 2. Weltkrieg durchgefUhrte Massendcportat ion vo n 
juden und Menschen anderer Nat io nalität erarbeitet wurde, 
verb ietet es einer Besatzungsmacht nachdrücklich. Zivilper­
sonen zwangsweise umzusiedeln oder zu deportieren. Trotz­
dem betreibt Israel unverhüllt eine Politik der Deportation. 
Die Zwangsaussiedlungen weisen deutlich darauf hin, daß 
das palästinensische Volk seiner Intellektuellen und aktiven 
FübTer beraubt werden soll. Ärzte, Richter, Vorkämpfer der 
Arbeiter, Rechtsanwälte, LebTer, Geistliche und Bürgermei­
ster wurd en in der Besatzungszeit bereiu gC2ieh d eportiert, 
obwo hl in den ersten j abTen auch eine Reihe von Massen­
deportat io nen aus der westlich d es j ordan gelegenen Gegend 
um Latrun und aus einigen Ortschaften auf d en Golanhöhen 
durchgeführt wurden. 
Zu den schlimmsten Verletzungen der Menschemechte ge­
hören die Fo lterung und physische Mißhandlung vo n Häft­
lingen. 
Laut Artikel 49 der 4. Genfer Konvention ist es einer Besat­
zungsmacht untersagt, Teile ibTer Zivilbevölkerung in das 
besetzte Terr itorium umzusiedeln. Seit Beginn der Okkupa­
tion verletzt Israel täglich diesen Artikel. Die erste offizielle 
Regierungsakt ion fand im j uni 1967 statt, als etwa 160 
Häuser von Arabern, die an die wesll iehe Stadtmauer der 
Altstadt von J erusalem grenzten, abgerissen wurden, um vor 
der Klagemauer einen Marktplatz zu eröffnen. 
Die israelischen Behörden haben bisher mehr ab 1,5 Mio 
Dunum ( I Dunum = 0,1 ha; d. Red.) west lich des j ordan 
konfisziert , und noch ist kein Ende deuen abzusehen. West-

lich d es j ordan, im Ghazastreifen und auf den Golanhöhen 
wurden Hundert e von neuen Sied lu ngen errichtet. Der Mini· 
ster f1.ir Landwirtschaft, Arik Sharon, spricht von einem 
Plan, nach dem einmal rund 2 Mio juden in den besetzten 
Gebieten leben so llen (vgl. AlB , Nr. 7.8 / 1979, S. 40-41: 
d. Red.). In diesen Tagen werden unter dem Schutz des 
"Friedensvertrages" mit Ä.gypten neue SiL'CIlungen errichtet, 
wobei sich die vorgeschlagene "Autonomie" rechtlich ge­
sehen nur auf die Bevö lk erung westlich d es j ordan bezieht, 
nicht jedoch auf das Land ... 
Israel verfolgt konsequent diesen Weg, und es gibt bereits 
einen Be.«:hluß, e ine neu e Verwaltungseinheit mit rein is· 
raelischer Gerichtsbarkeit f1.ir all die Sied lungen zu gründen 
(eine solc he Einheit mit dem Namen "Shomron" wurde vor 
kunem geb ildet). Praktisch bedeutet dies, daß die besiedel· 
ten Gebiete durch Israel annektiert werden. 1/ 3 des westlich 
des J ordan befindlichen Grundbesitzes ist bereits ko nfisziert 
worden, und es gibt schon neue Verordnungen über d ie Be­
schlagnahme von Land, d ie nur noc h der Ausführung bedür· 
fen. So ist es nicht schwer, sich die riesigen Gebiete vorzu· 
stellen, die unter dem Deckmantel der Autonomie annek­
tiert worden sind . 

Die Palästinenser geben nicht auf 

I n all den vielen j ahren sind Massenbestrafungen zu einem 
Kennzeichen der israelischen Okkupat ion geworden. Im 
Verlauf der Invasion wurden nahezu 20.000 Häuser abgeris. 
sen. Gesetzliche G.rundlage dafür waren die Notstandsge­
setze. Laut Verordnu ng des Verteidigu ngsministers wurde 
ein Haus dann abgerissen, wenn einer der Bewo hner beschu l· 
d igt oder nur verdächtigt wurde, illegal gegen die Behörden 
tätig gewesen zu sein. Tausende vo n frauen und Kindern 
wurden obdachlos. Der Grundsatz der Genfer Konvention, 
der besagt, daß Repressalien gegen Personen mit Rechts­
schutz und übergriffe auf deren Eigentum verboten sind, 
wurde und wird von Israel - mit st illschweigendem Einver­
ständnis der USA - mit Füß en getreten; erst vor kurzem, 
während der "Fricdcnsgespräche", wurden in Silwad und 
Nab lu s Häuser abgerissen. 
Bei den Demonstratio nen in den j ahren 1976 und 1977 
wurden viele Demonstranten t.'fschossen, in der Mehrza hl 
junge Leute. Im j ahre 1976 gab es in Ramallah die längste 
Ausgangssperre - II Tage. Es war der Bevölkerung unter· 
sagt, den jordan zu überqueren bzw. Besucher vom Ost ufer 
zu empfangen. Im April 1978 wurde über Nablus eine sie­
bentägige Ausgangssperre verhängt. Der Grund dafür wurde 
in der Zeitung Ma'ariv bekanntgegeben: Die Bevölkerung 
hatte nicht mit der Polizei zusam mengearbeitet. Außerdem 
war für diese Zeit auch der Verkauf von Waren verboten. 
Und die 1979 über Halhoul verhängte Ausgangssperre dauer­
te 17 Tage und glich einem Belagerungszustand. Nach nahe· 
zu jeder Demonstration in Bir-Zeit stürmte die Po lizei die 
Universität d er Stadt, schlug auf die Studenten ein und 
nahm Verhaftungen vor. 
Trotz a ll dieser Terrormaßnahmen, die klar und deut lich 
allen Grundsätzen des Völkerrechts widersprechen, wird der 
Kampf gegen die Besatzungsmacht, der seine Wurzeln in der 
unbesiegbaren Liebe zum Vaterland hat, fortgesetzt. Dieser 
Kampf ist jetzt noch heftiger geworden, nachdem der sog. 
fri edensvertrag zw ischen Begin und Sadat mit Unterstüt· 
zung von Carter zustande gekommen is t. 
Das Recht auf Selbstbestimmung is t e in vom Vö lkerrecht 
anerkanntes menschl iches Grundrecht. Für die Durchset· 
zung dieses Rechts muß viel palästinensisches Blut fli eßen, 
aber die Palästinenser werden nicht aufgeben. 
(Quelle: Neue Perspektiven, Helsinki, Nr. 6/1979, S. 42-44, 
Auszüge) 
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Südafrika 

Oliver Tambo Kampfperspektive 
im Süden Afrikas 

Oliver Tambo, Präsident des Afrikanischen Nationalkon­
gresses Südafrikas (ANG), stellte sich Anfang d.j. Frageflzur 
aktuellen Entwicklung im Südlichen Afrika. Deutlich wird, 
daß sich trotz der aktuellen Gegenoffensive der Westmächte 
und des BQtha-Regimes neue Möglichkeiten für den Befrei­
ungskampf auch in Südafriko. anbahnen. 

FRAGE: Wie beurteilen Sie die Situation im Süden Afrikas 
nach der Unterzeichnung des Abkommens über die l--euer­
einstellung in Rhodesien? 
O. TAMBO: Der Befreiungskrieg des Volkes von Zimbabwe 
ist Bestandteil und Fortsetzung der Befreiungskriege, die die 
Völker des Südens Afrikas seit Anfang der 60er Jahre gegen 
Kolonialismus, Rassismus und Apartheid führen. Seitd em 
haben diese Völker ihre Reihen enger geschlossen, denn sie 
haben erkannt, daß sie für eine gemeinsame Sache gegen 
einen gemeinsamen Feind kämpfen. Die revolutionären Er­
fahrungen haben ihr politisches Bewußtsein geformt und 
ihnen den Gegner klar gezeigt. 
Deshalb sehen wir in der Unterzeichnung dcs Abkommens 
über die FeuereinsteIlung einen strategischen 5iL"g der Völ­
ker unserer Region und aller Fortschrittskräfte. Doch der 
Feind is t noch nicht vernichtet. 50 geht der Kampf der 
Völker weiter und richtet sich gegen das letzte BollwLTk des 
Kolonialismus und Rassismus: gegen das südafrikanische 
Apartheidregime, das in Namibia und in der Republik Südaf­
rika (RSA) vernichtend geschlagen werden muß. 

Die Gegenoffensive im Süden Afrikas 

Jetzt ist der Schwerpunkt die Vorbereitung der Wahlen in 
Zimbabwe. Aber die Imperialisten, vor allem Großbritan­
nien, stellen das Abkommen als Signal zur Beendigung des 
revolutionären Kampfes im Süden Afrikas dar, a ls Rückkehr 
zu einer Zeit, da die Rassisten angeblich die Lebensbedin­
gungen der unterdrückten und ausgebeuteten Massen verbes­
serten. 
Eine solche Kampagne gehört zur großangelegten imperia­
listischen Gegeno ffens ive im Süden Afrikas, die sich zwei 
strategische Ziele setzt : den Status quo in Südafrika zu er­
halten sowie die Revolution in Mocambique und Angola 
zum Rückzug zu zwingen. Deshalb müssen a lle amiimpcria­
list ischen Kräfte höchste Wachsamkeit üben. 
FRAGE: Was können Sie über die militärische Präsenz der 
RSA in Rhodesien sagen? 
O. TAMBO: Sie begann in d en ersten Tagen des Regimes 
von lan Smith und seit den ersten Schüssen, die im bewaff· 
neten Kampf für die Befreiung Zimbabwes fielen. Ocr 
Kampf wurde 1966 aufgenommen, und schon ein Jahr 
später mußten Tausende südafrikanische Soldaten das 
Smith-Regime vor dem Zusammenbruch retten. 
Die militärische RSA-Präsenz nahm jahraus, jahrein zu. 
Zehntausende Einwohner von Zimbabwe und viele Ein-
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-
wohner von Mocambique, Sambia und Botswana fielen, weil 
sich die Südafrikancr in den Krieg auf sei ten des Smith-Re­
gimes einmischten. 

Die Anwesenheit der Truppen Pretorias in Zimbabwe ergibt 
sich aus der Rolle der RSA als Gendarm, der die eigenen 
IntLTessen, aber auc h die Interessen des Imperialismus a ls 
Ganzes ver teidigt. Unlängst erklärten die RSA-Behörden un­
verschämt, sollte das Volk bei den bevorstehenden Wahlen 
in Zimbabwe für die Patriotische front stimmen, so würden 
sie zur militärisc hen Gewalt greifen, um die Regierung der 
Front zu stürzen und ein Marionetten-Kabinett untLT Bi­
schof Muzorewa an die Macht zu bringen. 
Diese herausfordernde Haltung zeigt noch einmal, daß der 



Kampf für volle u nd wirkliche Unabhängigkeit bei weitem 
noch nicht zu Ende ist und daß wir ihn gegen den südafr ika­
nischen und internationalen ImpLTialismus weiterführen 
müssen. 
FRAGE: In der RSA werden die Repressalien verstärkt. Be­
richten Sie biue über den Prozeß gegen den ANC-F'lInktio­
när James Mange und über ähnliche Prozesse. 
O. TAMBO: Gerichtsfarcen gegen die Apartheidgegner sind 
in Südafl'ika gang und gäbe. Aber immer weitere Verhaftu n­
gen, Folterungen und harte Urteile können die Patr ioten 
nicht brechen, vielmehr machen sie d ie Bewegung :für den 
Sturz des Rassistensystems noch heftigL7. Das Volk ist fest 
entschlossen, seine Freiheit zu erringen. 
J ames Mange und seine elf Kameraden wurden des Hochver­
rats (und nicht des in solc hen Fällen üblichen Terro rismus) 
beschuldigt, damit das Todesurteil genmt werden könnte. 
Da, ist nichts anderes a ls unverhohlener Mord am poli ti­
sc hen Gegner des RL"gimes. Der ANC forderte die inLC:rnatio­
nale Öffentlichkeit zum Protest auf, um das Botha-Regime 
am Gewaltakt gegen J am es Mange zu hindern. 

Aktuellste Aufgabe: Massenmobilisierung 

FRAGE: RSA·AußenministlT Botha erklärte , Pretor:ia wolle 
"die menschenunwürdigen und schmählichen Formen der 
Rassendiskriminierung" beseitigen, doch würden die Afrika­
ner trotzdem nicht an d ie Macht gelassen, denn dars wlTde 
die Probleme des La ndes nicht lösen. 
O. TAMBO: RassendiskriminilTung kann sowieso nicht 
"würdig" oder annehmbar sein. Schon die Idee der Teilung 
dl7 Macht zwischen Weißen und Schwarzen ist rassis t isch. 
Wir verlangen nicht etwa unseren Anteil, wir kämpfen dafür, 
daß die po litische und wir tschaftliche Macht dem ganzen 
Volk Südafrikas, unabhängig von Rasse oder Ha~ltfarbe, 

übergeben wird. Das is t unsere Antwort auf die Pr.obleme 
der RSA. Herr Botha sollte d ie vom ANC vlTkündele Frei­
heits-Charta aufmcrksamcr lesen. 
FRAGE: Welche Kampfformen wendet der ANC an, um das 
Volk Südafr ikas zu befreien? 
O. TAM PO: Im Kampf für den Sturz des Rassistenreg'imes in 
der RSA verbinden wir die politiSChe Massenarbei t mit den 
Aktionen der Arbeiter und deli. bewaffneten Aktionen unse­
rer Volksarmee, die Umkhonto We Sizwe (Speer der Na­
tion; d. Red.) heißt. Trotzdem vertraten wir immL'f den 
Standpunkt, daß nur eine breite poli t ische Bewegu ng des 
ganzen Volkes den Erfolg in dL'f gegenwärt igen Etappe 
sichern kann. 
Deshalb ist die Mobilisierung der Massen unsere aktuellste 

Spektakuläre ANC-Aktlonen 
Die Reihe s~ktakulärer Aktionen des Afrikani:;chen Natio.nalkon­
greises (ANC) gegen du rassistische Regime in S:üddrika - überfall 
auf die Polizeistation Moroka in Soweto im Mai 1979, Guedtlaop.,.. 
rationen im nördlichen Transvaat und andere - wurde im Dezem­
ber letzten Jahres ergänzt durch die vom ANC organisierte, Ftucht 
dreier weißer ANC-Mitglkder aus dem Zentralgefangnis von Prcto­
ria ins Ausland. Alle drei - zugleich Mitglieder der KP Südafriku ­
waren 1978 unter dem berüchtigten "Terrorismus-Gesetz" wcg"n 
Verteilens VOn ANC· und KP-Flugblättern und -Infonnationsmate· 
rial bzw. wegen Unterstüt'lung von Guerill akämpfern zu hongjähri-
8"n Haftstrafen verurtei lt und unter hÖChster Sicherhtitsmufe in­
haftiert worden. 
Für du rassistisch" Regime stetlt dies einen mOl'a1ischen Schlag und 
eine Blamage dar. Es bdegt andererseits die gewachsen" Befähigung 
des ANC und seines bewaffneten Anns, des Umkhonto Wo; Sizwe, 
sowk der ebenfalls im Untergrund lä tigcn KP, dem Gegner ohne 
eig<,:n" V"rlmte Niederlagen ZU7.umgcn und dil< Initiative zu ergrei­
fen. Dem Widerstandswillen der unterdrüd.tt:n Völker Südafrikas 
wird diese Akt ion neue Impuls<: verleihen. 

Aufgabe. Wir intensivieren unsere Arbeit unter verschiede­
nen Klassen und sozia len Gruppen. Der politische Kampf 
besteht darin, d ie rassistischen Behörden täglich herauszu­
fordern, ihnen Widerstand zu leisten u nd gegen ihren Kurs 
der Erhaltung der politischen und wirtschaf tl ichen Knech­
tung der Volksm ehrheit aufzutreten. 
Der stärkst e Teil unscrer Bew egung ist die Arbeiterklasse, 
die sich hauptsächlich aus Sc hwarzen zusammensetzt. In 
den letzten J ahren demonstrier te sie wiederholt ihre Stärke 
und Aktivitä t . Unsere Qrganisatorische und politische Tätig­
keit entfaltet sich auch auf dem Lande, wo das Volk in 
Bantustans zusammengepfercht ist , wobei die Rassisten die­
se Bantustans gegeneinander aufhetzen. 
Die Aufbietung aller Unterdrückten und Ausgebeuteten ge­
gen das Rassistenregime ist die Grundlage des bewaffneten 
Widcrstands, den das Vo lk selbst entfaltet hat. Mit jedem 
Jahr erweiteTt der Umkhonto We Sizwe seine Operationen. 
Die künftigen Siege d er Völker von Zimbabwe und Namibia 
werden die Möglichkeit geben , auch in d er RSA d ie militäri­
schen Operationen der Patrioten auszudehnen. 
FRAGE: Die ganze Welt ist über die Nachricht beunruhigt, 
daß in der RSA eine Atombo mbe getestet wurde. Wie 
könnte sich der Umstand, daß Pretor ia Kernwaffen besitzt. 
auf die Lage in Afrika ausw irken? 
O.TAMBO: Die west liche Presse bezweifelt manchmal, daß 
eine Atombombe in der RSA w irklich zur Explosion ge­
bracht wurde. Doch liegen unum stößliche Beweise für die 
Absicht und die Fähigkeit des Rassis tenregimes vor, d ie 
Atomwaffen zu bauen. 

Die Atombombe wird uns nicht eindämmen 

Sie könnte in ihren Händen zu einem Mittel der Erpressung 
der afr ikanischen Länder werden und Pretoria ungestraft 
Aggressio nen ermöglichen. Außerdem wäre das ein Vor­
wand, die RSA in die NATO aufzunehmen, was den Wir­
kungsbereic h dieses Blocks auf die südliche ~I emisphäre aus­
dehnen würde. Was aber den Kampf dcr afrikanischen 
Völker fUr polit ische und w ir tschaftliche Unab hängigkeit , 
darunter den Kampf des Vo lkes Südafrikas. bet rifft, so kann 
die Atombombe in den Händen der südafrikan ischen Rassi­
sten ihn keineswegs eindämmen, im Gegenteil, der Kampf 
wird weitergehen. 
FRAGE: Bekannt lich unterhalten Großbritannien, die USA, 
die BR D, Frankreich und Israel entgegen den entsprechen­
den UNO- Reso lutionen wirtschaftliche und militärische Be­
ziehungen zur RSA. 
O. TAMBO : In zahlreichen Urkunden u nd bei fr ied lichen 
Manifestationen rief die Weltöffent lic hkeit jedes dieser 
Länder dazu auf, d ie RSA polit isch, wirtschaftlic h, mili· 
tärisch und kulturell zu iso IkTen. Das läge im Interesse des 
Friedens und der Sicherheit in Afrika u nd der ganzen Welt. 
Abcr besagte Länder hören weder auf die Weltöffentlichkcit 
noch auf die UNO, noch auf die unmittelbaren Opfer der 
rassistischen Verbrechen. Mehr noch, sie geizen nicht m it 
Geld, um die Wirtschaft und das Rüstungspotent ial des Re­
gim es in Pre toria zu stärken , weshalb d ieses sein Apartheid­
system aufrcchtcrhalten und sich die direkte militärische 
Einmischung in Rhodesicn leisten kann. Offe nbar glauben 
die Westmächte, ihre Interessen in der RSA retten zu kön­
nen, wenn sie das Rassistenregime die Provokationen im 
Süden Afrikas schüren lassen. Doch ist es zweifelhaft, ob die 
Interessen des Westens dabei noch beacht et werden. 
Auf die westlichen Länder, die den Rassisten Vorschub le i­
sten, muß man Druck ausüben, damit sie das verhaßte, ver­
brecherische Regime der weißen Minderheit nic ht mehr un­
tcrs tÜtzen. ( ... ) 
(Quelle: Neue Zeit , Moskau, Nr. 2(1980, S. 22-23) 
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Gespräch mit John Gaetsewe 

25 Jahre Süda1frikanischer 
Gewerkschaftskongreß 

Am 5. Miir: 1955, also lJOr 25 Jahren, wurde der SüdaJrilfa­
nische Gtwtrkschaftskongreß (SACTU) gegriindet, der als 
einziger Gewerkschaftsverbund Südatrilfas affe Arbeiter, 
gleich welcher /laulfarbe, argemisiert. Brutalen Verfol. 
gungen ausgesetzt. allerdings niemals förmlich ver()Oten, ist 
der SACTU seit den 60er Jahren gu.w ungtm, {akt i. fch illegal 
zu arbeitcn (vgt. hierzu Interuiew mit EU We in ber,!: in A /B, 
Nr. 7-8/1979). Die in (Jen 70er jahren ununterbrochene Se­
rie I/on S/reikJ ullierschiedficher Größe ist sowohl Ausdruck 
der sich verschär{ellden Gegeruätu im rassistischen Südafri­
ka und des wachsenden lVidtrstandswillens /Jor IIllem der 
afrikanisChen Arbeiterschaft, als auch des langjährigen lVir­
kens des SACTU bzw. der in ihm ZUSDmmengescJdossenen 
Industriegewerkschaften. Vor dem Hintergrund des gleich­
zeitig verstärkten Kampfes der Befreiungsbewegung in Süd­
afrika setzt sich SACTU vor affem zum Ziel, die Organisa. 
timl der Arbeiter Südafrikas zu verbessern und zu erhöhen. 
1980 wu rde vom SACTU wm "jahr des Arbeiten". seiner 
Mob ilisierung Dusgerufctl. 
Das AlB ,whm die Gclegetlheit der 25. lViede"kehr des 
Gründungstages des SACTU wahr, um mit dessen General­
sdretär j ohn Gaetsewe (selber 1954/55 als Mit.glied der 
IVlischerei- u1ld ReinigungsjirmenarbeitergewerJuchaft an 
denen Gründung beteiligt) ein Gespriich zu führen. 

AlB: Im März 1980 besteht die SACTU seit 250 Jahr en. 
Welche Gründ e fühnen zur SACTU-Gründung und woraus 
ent wicke lt e sich der V(''Tband ? 
J . GAETSEWE: I) (.'T Siidafrika nische Gewerkschaft :skongrcu 
wurde 1955 Rcgründcl. Warum? Man muß dabe'i zurück­
gehen auf die ICU) E.s bestand vo n jeher das Bedürfnis 
nac h ei ner einzigen Organisation. die alle Arbeiter in sich 
vereinigte. 
Nach dcr ICU wurde eine Organisat io n geb ildet mit dem 
Namen Ha ndels- u nd Indu stricarbe it LTtat (TLC). Dieser Ge­
wcrkschaftsrat kannte in seinen Statuten keinerlei rassische 
Diskriminierung. Die Mehrheit der Mitglieder ware n jedoch 
Europäer und überdies eine Anza hl davon qualifizierte Ar· 
bei tskräh e, Handwerker '1.. 8 .: die einfachen Mitglieder dage. 
gen. insbeso ndere die afrikanischen, fanden im TLC keinen 
Plat 1.. Dies muß man vor dem Hintergru nd der allgemeinen 
f".usisc hen Diskriminierung in Südafrika sehen, die jeden 
Fort schritt der Arbei ter behindert. 
Es stellte sich :!:ur Zeit des Beltehens d es TLC a lso erneut 
die frage. was geta n werden ko nnt e, um die Arbei ter unter 
einem Dach zU!l<lm menzubringen und zu gewährleisten, daß 
d iese Organi!l<llion ihre Interessen repräsentier t . Daraufhin 
wurde der Nicht-Europäische Gewerkschaftsrat (NECTU) 
geb ildet. der bis 1955 bestand, um dann mit dem Südafr ika­
nischen Gewerkschafu kongreß fu sioniert zu werden. 
Was sich damals ereignete. war folgend es: 1953 erließ die 
Regierung e in Gesetz, das unter dem Namen Gesetz über die 
Eingeborenenarbeit und über Konfliktschlichtung 2 bekannt 
wurde. Während der Einfuhrung dieses Gesetzes gab es in­
nerhalb der TLC za hl reiche Diskussionen. Die ein en argu­
mentiert en. man solle dieses Gesetz nicht akzeptieren und es 
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bekämpfen, d ie anderen plädierten für seine Annahme und 
daflir, innerhalb seines Rahmens zu arbeiten. 
Schließlic h wurde ein Kongreß einberufen. Auf diesem Kon­
greß löste sich der TLC freiwillig auf aufgt"und der Gegen­
sätze innerhalb der Organisation: d ie Mehrhe it enuchloß 
sich daher zur Auflösu ng. Diese Mehrheit wurde vor allem 
\IO n den weißen und einigen farb igen ~Iitgliedern gebildet. 

Nach der Auflösung des TLC \,'Tgab sich d ie Frage: Was 
nun? Die weißen Arbeiter b er iefen eine Konferem: nach 
Durban ein, gestützt auf ihr rassistisches Regime. Unsere 
Vertreter waren ebenfa lls zugegen. Es waren Vertreter der 
Gewerkschaft der Nahrungsmittel- und Konscrvenindustrie­
arbeiter und der Nat ionalunion der Wäscherei· und Reini· 
gungsfirm enarbciter und einige wenige andere afr ikanische 
Gewerkschafter. 
Im Verlauf der Debatten dieser Konferenz wurden die afr i­
kanischen Gewerkschafter von den Erörterungen ausge­
sc hlossen und auf die Gästebank v~'Tba nnt. Die verbliebenen 
Gewerkschaften waren mehrheit lich weiße Gewerkschaft en. 
Die dann gegründete Organisatio n, Südafrikanischer Gewerk· 
schaftsrat. ist d iejenige, die heute als TUCSA eltistiert. Sie 
änder te ihren Namen. weil sie nicht mit der SACTU ver­
wechselt werden wollte. Dieser Verband sch loß die Afrika· 
ner in seinen Statuten ausdrücklich aus. Das war im Oktober 
1954. Seither gab es eine Anzahl von VersU<;hen der Afrika· 
ner, aber sie blieben ausgeschlossen. 
Im März 1955 versammelten sich diejenigen, die bei der 
Auflösung des TLC in der Minderheit geblieben waren. und 
gründeten den Südafrikanischen Gewerkschaftskongreß 
(SACTU). Das war am 5. März 1955. 
Al B: Es ist also so , daß sich die SACTU auf drei o rga nisa­
torische Traditionen stützt? 
J . GAETSEWE: Sicher. Zunächst war dies d ie ICU, dann dcr 
TLC u nd schließlich der NECTU. der mit der SACTU fu­
sio nierte. 
AlB: Bei seiner Gründung gab sich d ie SACTU ein Statut 
und e ine Art prognmmatischer Grundlage. Könnten Sie de­
ren Grundzüge kurz darstellen? 
J .GAETSEWE: Zunächst stellt d ie Präambel des Statuts 
(siehe Kasten SACTU-Präambel) fest. daß die SACTU a lle. 
Arb eiter aufnimmt, ungeachtet der Rasse oder liautfarbe, 
des Glaubens. des Geschlechts. Zum zweiten stell t sie fest , 
daß es keinen getrennten Kam pf gibt. d.h., daß wir. indem 
wir rlir öko nomische Rechte kämpfen. zugle ich rlir polit i. 
sche Rechte kämpfen. Die SACTU tritt a lso nicht allein rlir 
gewerkschaftliche Forderungen e in wie höhere Löhne. Ver­
besserung der Arbeitsbedingungen U$W., sondern auch auf 
der politischen Ebene etwa gegen die Paßgesetze. die alle 
Afrikaner betreffen. rlir das a llgemeine St immrecht. Dabei 
steht die SACTU nicht für sich, so ndern die SACTU unter· 
stützt die Orga nisationen. die diesen Kampf anführen. Dies 
ist einer der Hauptpun kte. der uns von anderen Gewerk­
schaften untersche idet. die für sich in Anspruch nehmen. 
sich lediglich für gewerkschaft liche Rechte einzu5etzen, 
nic ht aber rur politische. 
Aufgrund dessen beteiligten wir uns 1955 a n einem Komul-



tatiwat unter Führung des Afrikanischen Nationalkongresses 
(ANC), in dem auch der Indische Nationalkongreß, der Kon· 
greß der Farbigen und der Kongreß der Demokraten (COO) 
vertreten waren. 
AlB: Welche Ro lle spielt die SACTU heute in dieser Kon· 
greß.Al1ianz, insoweit diese noch besteht? 
j . GAETSEWE: Nun, die SACTU muß in Südafrika p rak· 
tisch im Untergrund arbeiten, d.h. w ir arbeiten offen im und 
vom Ausland her, aber im Untergrund innerhalb des Landes. 
In gewissem Maße besteht die All ianz fort, ob wohl d er ANC 
und der COD etwa verboten sind. j edoch ist der ANC nach 
wie vor die führende Organisation, die fIlhrende nationale 
Befreiungsbewegung Südafrikas. Wir arbeiten daher weiter­
hin eng m iteinander zusammen und stimmen uns ab. Wir 
sind zunäc hst Mitunterzeichner der Freiheitscharta und da­
mit vertreten wir die darin enthaltenen Forderungen und 
kämpfen für sie. Einige unserer Mitglieder sind z.B. Mitglie­
der des Nationalen Exekutivkomitees des ANC; sie arbeiten 
dort a ls ANC-Mitglieder, umgekehrt sind ANC-Mitglicder 
SACTU.M itglicder und arbeiten hier als Gewerkschafter. 
AlB: Streiks der afrikanischen Arbeiter waren in Südafrika 
im vergangenen j ahrzehnt an der Tagesordnung. Wie beur­
teilt die SACTU diese Streiks und ihre Forderungen? Wie 
bemißt die SACTU ihren eigenen Einfluß hierbei? 
j. CAETSEWE: Ich glaube, man kann sagen, daß, wenn es 
jemals ei ne Zei t gegeben hat, in der die SACTU den Ein­
druck gew innen konnte, daß sie im Lande w irklich veran­
kert ist und Einfluß hat, diese jetzt ist. 

Es ist richtig, daß die SACTU für viele jahre nicht offen in 
Südafrika operieren konnte. Aber ma n muß daran erinnern, 
daß die SACT U a uf der Basis dl:r Ver tretung der IntLTessen 
des Volkes, insbesondere der Arbeiter, gegründet wurde. Da­
ran hat sich nichts geänden; die AufgabensteIlung ist diesel­
be geblieben, d ie Fragen sind immL'f noch dieselben wie in 
den 50er jahren: d ie Frage der niedrigen Löhne, der Mieten­
steigerungen, der Gcwerkschaftsrechte, des Wahlrechts als 
Bürger dieses Landes. Geht man von diesen Forderungen 
aus, so kann man sagen, daß ihre Bedeutung, ihr Wid crha ll 
heute größer ist als je zuvor. 

Kampf gegen Scheinreformen 

Tagtäg lich kann man von Streiks h ier oder dort hören, von 
Streiks für höhere Löhne, flir bessere 5allitäre Bedingungen 
in den Betrieben, fIlr d ie Anerkennung der CcwLTkschaften 
der Afrikaner, für dL'I'cn Tariffähigkeit - all dies sind Forde­
rungen, d ie wesentlich auf den Einfluß dL'f Arbcit der 
SACTU zurückgehen, 
AlB: Werden die sog. Rdo rmen, die den Berichten d er Wie­
hahn- und Riekert- Kommissio nen folgen (vgl. A lB, Nr. 7-8 
und 11-12/1979) die Position der SACTU in irgendeiner 
Weise rev idiere n? 
J. CAETSEWE: Ich sehe keine solche Entwicklung. Selbst­
verständlich ist es sehr wichtig, dcn Arbei tern zu LTklären, 
was dies wirk lich bedeutet. Nicht, daß es eine echte VL'fän­
derung mit sich brächte, sond<.'fn, was sich dahinter verbirgt. 
Diese Vorschläge wurden auf die gleiche Weise eingeführt 
wie dies in den 50er jahren oder schon in den 40er jahren 
der Fall war. Erinnern wir uns daran, daß die .Regierung 
1948 eine Kommission einsetzte, d ie sich mi t den südafrika­
nisc hen Arbeitsgesetzen beschäftigen sollte und die mit Vor­
schlägen hervortrat, die dann z.B. zu dem Gesetz über die 
Arbeitskonfliktschlichlu ng von 1956 fOhrten. 
Aus diesem Grunde ist es notwendig, die Arbeiter darüber 
aufzuk lären, was es mit den Vorschlägen auf sich hat, wei l 
manche dies n icht erkennen. Was die Verbesserungen an­
geh t , so kann von solchen keine Redc sei n. Sicherlich gibt es 
einige Aspekte, die gcnau u ntersucht wl.'fden müssen, um zu 

SACTU·Präambel 
Erklärung der Prinzipien des 
Siidafrikanische n Gewerkschafukongresses (SACT U) 

Die Geschichte hat gezeigt, daß die Arbei ter ohne Organisation ihre 
Löhne und ArbeitsJl.cdingungen nicht dauerhaft verbessern können. 
Nur wo die Arbeiter sich in durchsclzungsfähigen Gewerkschaften 
zusammengeschlossen haben, waren sie in der Lager ihr Los zu 
verbessern, ihren Lebensstandard zu erhöhen und sich und ihre 
Familien allgemein gegen die Unsicherheiten des Lebens zu schiit-

""-Überdies ha t die gesamte Erfahrung der Gewerkschaftsbewegung in 
der Welt gezeigt, daß sie nur auf der Basis der Einheit und im 
Geine der Brüderlichkeit und der Solidarität aller Arbeiter voran­
JChreiten kann. Die Gewerkschaften müssen vorbehaltlos jegliche 
Versuche zurückweisen, Uneinigkeit unter den Arbeitern auf der. 
Grundlage von Hautfarbe oder Nationalität oder irgend etwas ande­
rem Zu säen. 
So wie der einzelne Arbeiter oder irgendeine Gruppe von Arbeitern 
außerstande sind, ihr Los ohne die Organisierung in einer Gewerk· 
schaft zu verbessern, so ist die vereinzelte Gewerkschaft machtlos' 
solange es nicht eine vereinheitlichende Organisation von Gewerk· 
!!Chaften gibt, welche die Bemühungen alle r Arbeiter vereint. Damit 
eine solche Gewerkschaftsvereinigung erfolgreich handeln kann, 
muß sie in der Lage Kin für al le Arbei ter zu sprechen, unguchtet 
der Rasse oder Hautfarbe, der Nationalität oder des Geschlechts. 
Die Zukunft des südafrikanischen Volkes liegt in der Hand Kiner 
Arbeiter. Nur die Arbeiterklasse kann, im Verein mit l nderen fort­
JChrinlich eingestellten Schichten der Gemeinschaft, für alle Süd· 
afrikana ein glückliches Leben aufbauen, ein Leben frei von ru­
bcitslosigkeit, Unsicherheit und Armut, frei von Rasscnhaß und· 
Unterdrückung, ein Leben ungeahnter Möglichkeiten für das gesam­
te Volk. 
Die ArbeiterkluK kann bei diesem großen und edlen Unterfangen 
jedoch nur erfolgreich sein, wenn sie selbst geeint und stark ist, 
wenn sie sich ihrer inspirierenden Verantwortung bewußt ist. Die 
Arbeiter Südafrikas brauchen eine geeinte Gewerkschaftsbewegung, 
in der alle Ableilungen der Arbeiterklasse unbehindert von Vorur­
teilen oder rassischer Diskriminierung ihre Rolle spielen können. 
Allein eine solche wirklich geeinte Bewegung kann den Interessen 
der Arbeiter wirkungsvoll dienen - sowohl den unmittelbaren In­
teressen wie hÖhere Löhne und belsere Lebens- und ArbeiUbcdin­
gungen als auch dem letztlichen Ziel der vollständigen Emanzipa· 
tion, für das unsere Vorväter gekämpft haben. 
Wir erklären mit Bestimmtheit, daß die Interessen aller rubeiter 
gleich sind, seien sie Europäer oder Nicht·Europäer, Afrikaner, Far­
bige, Inder, Engländer, Afrikaans-Sprechende oder Juden. Wir be­
schlie/kn, daß diese Gewerkschaftsvereinigung darum kämpfen 
wird, in ihren Reihen alle Arbeiter zu vereinigen, ohne Diskriminie­
rung und ohne Vorurtei le. Wir beschließen, daß dieK Organisation 
entschlossen versuchen wird, die InteresKn aller Arbei ter zu för­
dern und l'.U schützen, und daß das sie leitende Motto die weltweite 
Losung du Arbei terklassensolidari tät !;Cin soll: 
"EIN UNRECHT AN EINEM IST EIN UNRECHT AN ALLEN" 
(Quelle: Constitution of the South African Congress of Trade 
Unions, I, Abschnitt, Lu$8ka oJ.) 

sehen, in welcher Weise sie am besten ausgenut"l:t wL'Tden 
können. Ein grundsät l'. liehL'f Wandel ist gleichwohl nicht in 
d iesen Vorschlägen enthalten. 
Ein wirklichL'f Wa ndel insbesondL'fc dahingehend, was die 
Lage der afrikanischen Arbeit l.T betrifft, wird erst mit dL"T 
Abschaffung dt'l' Paßgesetze zustande kommen. Die Kon­
trolle der Afrikaner durch solche Geseüc muß beseitigt WLT­
den. Dann kann die Frage der Gewerkschaften erst sinnvoll 
erörterl wL'fden. 
Unter de n gegenwärtigen BL-d ingungc n, ohne das Recht dL'f 
freien Vereinigung, ohne das Recht der Freizügigkeit - wie 
können da GL'Werkschaften exist ieren? Dies ist die KL'fnfra­
ge, 

Anmerkungen der Redaktion: 
I) Der Verband der Industrie· und Handclsarbciter ist eine 1920 

gegründete Gewerkschaftsbewegung, die vor allem Afrikaner und 
Farbige organisierte und in deo 20er Jahren sehr erfolgreich war. 

2) Dicse! Gesetz schrieb die ra5sillCh getrennte Organisierung von 
Schwarzen und anderen rassiJChen Gruppen vor. Es wurde 1956 
ergänzt durch einen Zusatz zum seit 1924 existenten Gesetz über 
die Arbcitskonfliktschl ichtung. 
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Namibia 

Entmilitslrisierungsplan -
die SW ~~PO unter Druck 

Die west lichen Länder haben einen gemeinsamen Versuch 
unternommen eine Vereinbarung über e ine entmilitarisierte 
Zo ne (DMZ) entlang der Grenze Angola und Sambia zu er­
zic l ~n. Die Idee einer DMZ wurd e zuerst vo n dem verstor­
benen angoJanischen Präsidenten Or. Neto als ein Mittel vor­
geschlagen, .die festgefahrene Diskussion- über ein,: interna­
tionale Lösu.ng in Namibia wiederzubeleben , nachdem Süd­
afrika sich geweiger t hatte, den Waffenst illstandsplan anzu­
nehmen, der im letzten Februar (1979; d. Red.) vo n der 
UNQ vorgebracht worden war. 
Aber nach den Gesprächen zw ischen der " Kontaktgruppe" 
der 5 .. westl ichen Länder (USA, BRD, Frankreich, Großbri­
tannien und Kanada; d .-Rcd.) und Südafrika war der Vor­
schlag, w ie t.T schließlich ab Entwurf Angola , Sambia und 
Südafr ika u nttTbreillCt wurde, beträchtlich abgeändert wor· 
den, um die südafrikani schen Einwände auszuräumen, und 
t"llthiclt Elemente, die für die SWAPO (Südw estafrikanische 
Vo lksorga nisation; d. Red.) una nnehmbar ware~. Bezeich· 
nenderweise wurde dt'T SWAPO nur zu Info:rmations­
zwecken e ine Kopie des OMZ·Plans zur Verfligung gestell t. 

Die Genfer Gespräche schlugen fehl 

Die Gespräche, die im letzten November in Genf stattfa n­
den, kamen kaum voran; a ls Vorbedingung fliT seine An· 
wesenheit b estand Südafrika darauf, daß die "demokrati­
schen Parteien" in Namibia ebenso wie die SWAPO Einla­
dungen erhielten, und daß Diskussionen zwischen :südafrika­
nischen Militärs und der Führung der zukünfti~en UNo 
Friedenstruppe UNTAG durch die Gespräche nicht ausge­
schlossen würden. Die südafr ikanische Tei lna hme wurde erst 
dann sichergestellt , als UN·Gencralsckretär Or. Waldheim 
eingewilligt halte, Einladungen zu "Bt-ra tungszwecken" an 
die and eren Parteien Namibia! zu versenden, eine ähn liche 
Formel wie sie etwas früher in diesem J ahr für die "Annäht'­
rungsgespräche" in Nt'W Vork ausgearbeitet wor den war. 
Vt-rtreter der Namibischen Nat io nalen Fro nt (NN F) und der 
SWAPO·Demokraten waren bei den GenftT Gesprächen an· 
wesend, nicht dagegen d ie Demokratische Turnha.llen Alli· 
am: (OTAl, welche die sog. Nationalversammlung, die im 
letzten Jahr von Südafrika geKhaffen wurde, kontro llitTt 
(s iehe AlB, NT. 2/ 1979; d. Rt-d. ). 
Die vorgeschlagene DMZ würde ein weitreichendl!s Gebiet 
von 1400 km Länge und 100 km Breite (50 km auf jeder 
Seite der Grenze Nam ibias) einschließen, Teile Siidangolas 
und Südwest sambias umfassend, abtT ohne sich auf Bots­
wa na zu erstrecken. 
Die haupuächliche Stratt'gie hinter dem DMZ·Plan liegt da· 
rin, Südafri ka durch den Rüchug der Streitkräft e der 
SWAPO aus diestT Zone zur An nahme ei nes Waffenstillstan­
des zu veranlassen. Dies steht im Kontrast zu d en früheren 
WaffenstillstandsvorK hlägen, im Rahmen derer die SWAPO· 
Streitkräfte durch die UNTAG zum Zeitpunkt der Ausru-
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fung des Waffenstillstands auf Stützpunkte beschränkt wor­
den wären, in der gleichen Art und Weise wie die Be­
schränkung der südafrikanischen Streitkräfte auf ihre 
Stützpunkte. 
Der Plan sicht die Schaffu ng der DMZ 14 Tage nach dem 
Beginn des Waffenstillstands vor. Zum Zeitpunkt des Ein­
tr itts des Waffenstillstands haben die Streitkräfte der 
SWAPO zwei Möglichkeiten: entweder unter UN·Aufsicht 
die Waffen niederzulegen oder sich auf Stützpunkte in An­
gola und Samb ia außerhalb der DM Z zurück zu ziehen. 
Die überwachung der DMZ in Angola und Sambia läge in 
der Verantwortung der an der UNTAG beteiligten Länder, 
während die UNTAG innerhalb Namibias ihre Überwach­
ungsfunkt ion gemäß den ursprünglichen VorschJägen wahr· 
nehmen würde. 

Das Spiel mit der " Dritten Kraft" 

Der am meisten umstrittene Punkt betrifft die 5Og. "ausge­
wählten Sta ndor te", für die in Namibia Rundu, Katima 
Mulilo, Mpacha, Omega und Oshakati, in Sambia Scsheke 
und Calai und in Angola Calai, Calucque und Ngiva vorge­
sc hlagen wurden. Die SWAPO sieht das Problem darin, daß 
die Streitkräfte der SWAPO nicht in d en angobnischen und 
sambischen Standorten (obgleich dies angobnischen und 
sambischen Militäreinheiten gestattet wäre) ble iben dürften, 
während die Südafrikaner in Nambia in den Stadtonen über 
eine Periode von 12 Wochen verbleiben könnten, um danach 
innerhalb von 4 Mo naten auf 1500 Mann reduziert und nach 
Groo tfontein und/oder Oshivello, jeweils außes-halb des­
DMZ, verlegt zu werden. ( ... ) 
Dt'T Argwohn d er SWAPO über die Motive des- Westmächte 
bei der energischen Verfo lgung ihrer DMZ-Idee wurden 
durch die Anstrengungen verstärkt, innerhalb Namibas eine 
politische Partei a ls sog. "Dritt e Kraft" zu schaffen, die eine 
Verschmelzung von SWAPO·Demokraten und NNF ein­
schließt. Sie betrachtet dies als Te il eines umfassenderen 
Plans Südafrikas und der Westmäcbte, der die SWAPO im 
Ra hm en eines Koalitio n zu e iner T eilung d er Macht zwingen 
soll. 
SWAPO-Demokraten und NNF, die sich je tzt in Gespräcben 
über die Vereinigung b eider Parteien b efinden, beziehen sich 
offen auf die "Alvor".Lösung, die fehlgeschlagene MPLAI 
UN ITA/ FNLA· Koali t ion, die 1975 in Portugal gebildet wor­
den war. Nac h ihrer Einschätzung würden die SWAPO, die 
DTA und die "Dritte Kraft" bei von der UNO überwachten 
Wahlen jeweils 1/3 der Stimmen gewinnen. Die Westmächte 
bevorzugen ein derar t iges Ergebnis, da sie gbuben, daß die 
SWAPO·Demokraten und die NNF die Nationalisierungs­
politik der SWAPO verhindern könnten, während die Te il­
nahme der SWAPO internationale Anerkennung sichern 
würde. 
(Quelle: Ncw African, London, Januar 1980) 
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Sam Nujoma Der bewaffnete Kampf behält Priorität 
FRAGE: Wie isc die Haltung der SWAPO gegenüber der Schaffung 
einer entmil itarisierten Zone im Norden Namibias? 
S. NUJOMA: Die SWAPO hat ein klan:s Programm zur Befreiung 
Namibias durch die Intensivierung des bewaffneten Bdreiungs· 
kampfes. Sie ist aber auch zu einer Verhandlungsläsung bereit. Wir 
akzeptieren im GnlOdsatz das Konzept einer Demil itarisierten Zone 
(DMZ) ah einen Aspekt der Anstrengungtn, eine Vemandlungslö· 
sung herbeizuführen. 
FRAGE: Stimmen Sie dem le tz ten Plan zu, der am I. Oktober 
19 79 Siidafrika, Angola und Sambia dun:h UN-Gencrahekretär 
Kurt Waldheim vorgeschlagen wutde? 
S. NUJOMA: Die SWAPO stimmt in keiner Weise dem sog. Arbeiu­
papier ume. der Oberschrift "Obcrwachung und Schaffung e iner 
n"t Z" zu. Wir weisen Punkt 1 I zurück, der dem rassist ischen Süd· 
afrika 6 Stützpunkte entlang der Grenze bei Ruacana, Oshakati , 
Rundu, Omega, Katiam Mulilo und Mpacha zubilligt. Für uns ist 
dies ein Schrill, Südafrika zu unterstützen und es zu ermutigen, 
seine Truppen in unserem Land zu belassen und weiterhin die Mas· 
sen zu terrorisieren. Während der sog. W<lhlen im Dezemb .. r 1978 
zwangen diese Truppen die Bevölkerung die Marionellen zu wäh· 
l.-n. Wir weisen jegliche Vorst .. lIung zurück, in der DMZ Truppen 
zu stationi .. r .. n, und di .. SWAPO ~erwirft di .. Stationierung von 
Feindtruppen, während SWAPO·Truppen ausgeschlossen werden. 
Wir werden unser Land niemals verlassen, um in fremde Länder zu 
gehen - niemals. Noch werden wir unsere Waffen der UNO über· 
geben. Wir werden Gebrauch ~on unseren Waffen machen gegen 
alle Elemente, die versuchen uns zu entwaffnen. Südafrika kann die 
SWAPO nich t entwaffnen. SWAPO-GueriU u sind da, bis hin nach 
Wind hock. Den SW APQ..Befehlshab ern wird befohlen werden, ihre 
Waffen zu behalten und auf jedennann, der versucht sie zu entwaff· 
nen oder sie aus ihrem Land zu vertreiben, das Feuer zu eröffnen. 
Wir werden es nicht hinnehmen, von irgendjemand unterdrückt zu 
sein. 

,J a" n ur zum Kon zept der Entmili tarisierung 

FRAGE: Glauben Sie, daß es nur eine militärische Lfuung geben 
kann? 
S. NUJOMA: Militärische Alr;.tionen sind immer das Ergebnis pol iti· 
scher Bes trebungen. Angesichts des Fehlens einer Verhandlungs· 
lösung fuhren wir den bewaffneten Befreiungskampf. da der Feind 
rassist isch und faschistisch ist. Wenn sich auf Seitt des Feindes 
Anuichen eine r Bereitschaft zeigen sollten, wird die SWAPO 
sicherlich immer zu einer Verhandlungslörung bereit sein. 
FRAGE: Glauben Sie, daß die SWAPO Südafrika militärisch besie· 
gen kann? 
S. NUjOMA : Dariiber gibt es keino:: Zweifel. Siidafrika ist völlig 
demoralisiert. Soldaten desertieren aus seiner Arme<:. Der Einsatz 
von Kampfflugzeugen in heute das le tzte Geschoß in ihrer Waffen· 
kammer. Die Aggreuiorw.kte gegen die Volksrepublik Angola und 
die Republik Sambia sind die verzweifelten Aktionen eines demo· 
talisie rten Feindes. 
FRAGE: Wie sehen Sie das Verhältn;, Namibilu zu Siidafrika, wenn 
Sie an die Macht kämen? 
S. NUjOMA: Eine SWAPO-Regierung würde keine Geschäfte -
welcher Art auch immer - mit Südafrika betreiben, bis Siidafrika 
selbu frei ist. 
FRAGE : Selbst im ökonomischen Bereich? 
S. NUjOMA: Namibia ist ein reiches Land - re ich 8!'nug, um ohne 
Verbindungen oder Geschäfte mit dem rassistischen Südafrika auf. 
seinen eigenen Füßen zu stehen. Wir wollen keine Neuauflage Man· 
tanzimas in der Transkei oder Lucas Mangopes in ßophuthauwana 
werden (Ministerpräsidenten "unabhängiger" südafrikaniseher Ban· 
tustans; d. Red.). 
FRAGE : Was wäre Ihre Haltung gegenüber den Gesellschaften, die 
heute den Rohstoffreichtum Namibias ausbeuten? 
S. NUjOMA: Die Mehrheit der mul tinationalen Gesellschaften, die 
Namibiu Rohstoffre ichtum ausbeuten, haben im Einverständnis 
mit Siidafrika ein Verbrechen am Volk Namibias begangen. Durch 
die Beschäftigung von Afrikanem als billige Arheitskräfte im 
Rahmen des Kontrak tsystems, das eine Form der Sklaverei dar· 
stellt, haben sie enonne Profite aufgehäuft. Die SWAPO wird alle 
kolonialen Institutionen, die von Südafrika und seinen imperial ist i· 
schen Verbiindeten geschaffen wurden, einschl ießlich der multi· 
nationalen Gesellschaften, völlig ausmerzen. Sie sind unser Feind. 
Sie bcz<lhlen Pacht und Steuem an das rassistische Regime, wo-

durch Südafrika die Möglichkeit e rhält, Waffen zum Töten unseres 
Volkes und zUr Unterdrückung ihrer legitimen Bestrebungen in 
Richtung auf SeJbstbestimmUJIg und nationale Unabhängigkei t zu 
kaufen. 
FRAGE: Es wurde angedeute t, daß die SWAPO nicht mehr hinter 
dieser "harten Linie" geeint sei. Ist es wahr, daß Sie einige ,,ge. 
mäßigte" SWAPO·Mitgi ieder festgesetzt haben? 
S. NUj OMA: Wir erwarten von der Presse des Feindes, daß sie 
Geschichten gegen die SWAPO erfindet. Die SWAPO ist eine gut 
organisierte Partei. Wir haben starke Inst itutionen geschaffen. Uno 
:;er Kongreß wählt unsere Führung sowie das Zenttalkomitee, das 
die Politik macht . 

Die SWAPO - "eine gut o rganisierte Partei " 

Im j anuar und August (1979; d. Red. ) traf sich unser Zentralko·· 
mitee mit allen anwesenden Delegierten und besehloß, daß dcr 
bewaffnete Kampf den wirksamen Weg zur Befreiung unsere, Lan· 
des darstellt und daß cr durchgeführt und intensiviert werden muß. 
Falls die SWAPO die Entscheidung gefallt hätte, mit dem Kampf 
aufzuhören, so hätten wir aufgehört. Es gibt keine Frage der Spal· 
tung innerhalb der SWAPO. Sie ist keine Organisation von Indivi· 
duen. Die gesamte Politik und alle Entscheidungen werden wäh· 
rend der Diskussion im Zentralkomitee getroffen. Einzelne Mitglie­
der können die Politik nicht unterschiedlich interpretieren. jedoch 
mag es reaktionäre Elemente innerhalb der SWAPO geben. Der 
Kampf vers tärkt sich und der Feind steigert seine Repression. Eini· 
ge Elemente mögen befUrchten leiden zu müssen, eingesperrt oder 
getötet zu werden. Sie mögen ausfallen. 
FRAGE: Haben Sie die Unterstützung Angolas in ihrer harten Hai· 
tung gegen den UN·Plan? 
S. NUJOMA: Wir erfreuen uns de r ~ollen diplomatischen, ökono­
mischen und militärischen Unterstützung der Volksrepublik An· 
gola. Wir erwarten vom Volk Angolas nicht, nach Namibia zu gehen 
und zu kämpfen. Aber wir schätzen in außerordentlichem Maße 
seine Unterstützung unserer Sache und seine Opfer. Wegen dieser 
Unterstützung führt der Feind täglich einen Aggreu ionskrieg gegen 
Angola. 
(Quelle: New African, London, j anuar 1980) 
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Äthiopien 

Mengistu Haile-Mariam 

Eine Revolution 
der breiten Massen 

Mengistu Haile Itfariam, Vorsitzender des Provisorischen 
Militärischen Verwaftungsrates XthiQpiens. zog aus Anlaß 
des 5. Jahrestages der RevQlution am 12. September 1979 
Bilanz (siehe auch AlB, Nr. 11-12/1979, S. 51-54). IVir brin­
gen jene Ausschnitte aus der Rede Mengistus. in denen er 
sich mit inneren Errungenschaften und Problemen, darunter 
der Agrarjrage, dem Bildungssek tor und dem A ujbau einer 
Avantga,.depaTtel~ be/aßt. 

( ... ) Seit unser Kampf T eil der internationalen sozialisti­
schen Bewegung wurde, ist unsere Freiheit cin Schritt hin 
zur Befr eiung der Men5Chheit. Daher bedeuten unsere Siege 
und Errungenschaften Freude fUr die unterdrückten Völker 
der Welt. 
Es mag Leute geben. die behaupten, daß die revolutionä.re 
Periode durch Terror, Anarchie und weitverbreitetes Blut­
vergießen gekenmeichnet sei. Dies sind eben dieselben Ele­
mente, die für Terror, Anarc hie und Blutvergießen vera nt­
wortlich sind. Im Gegenteil werden all diejeoigen, die zur 
Verteidigung ihrer geschichtlichen Einheit Opfer gebrac ht 
haben und die rur Sozialismus und Demokratie käm pfen, 
sich mit Freude die letzten 5 J ahre der Revolution vergegen· 
wärtigen_ Dies ist so , weil die b reiten Massen die R ichtigkeit 
des soz ialist ischen Weges erkannt haben. 
Die breiten Massen Äthiopiens werden auch weiterhin ein­
heits- und revolut io nsfeindl ichen Kräften entgegentreten, da 
sie eine bedeutende int ernationalistische Verpflichtung und' 
Ro lle übernommen haben_ Die Revolution, die sie verteidigt 
haben und weiter hin verteidigen werden, ist der einz ige Wl'g 
zu Wohlstand, Gleichheit und Sozialismus. Aus diesem 
Grunde setzen sic den Weg fort unter dem Banner: " Revo lu· 
tionäres Vaterla nd oder Tod !" ( ... ) 
Die expansio nistisc hen Mächte, die ständig bemüht sind den 
Friede n und die Stabilität in diesem Teil der Welt zu stören, 
sollten sic h darüber im klare n sein. daß die Pol itik der Ver­
letzung der international anerkannten Grenzen i\thiopiens. 
seiner historischen Einheit und territorialen Integrität auch 
entsprechende Gegenmaßnahm en unserl7seits hervorrufen 
könnte. Auch wir wären durchaus in der Lage. den Weg der 
Invasio n einzuschlagen, den unSl7e Gegner mit dermaßen 
kalkulierter Arrog",tflz verfolgt haben. Aber es ist nicht uno 
sere Absicht, irgendjemande n zu bl-drohen. 
Wir suchen weiterh in Frieden, da wir weder territoriale Am­
bitionen noc h Kricgsabsichten hegen. Unsere I'oli t ik ist in 
de n Prinzipien des Friedens und d er gutnachbarlichen Be­
ziehu ngen verankert. Wir habe n weder die Absicht noch die 
Lust, uns auf eine solche Polit ik rücksichtslosen Abenteurer­
tu rn s einzulassen. wie sie unsere Feinde gegen uns verfolg­
ten. 
Wir haben wiederholt die Regimes. die sich in den aktiven 
Dienst des internationalen Imperialismus stellten. davor 
gewarnt, sic h <Im re\'olutionärell i\lhiopicn zu vergreifen. 
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Wir waren gezwungen, e inen bitteren Kampf und unge­
heuere Opfer auf uns zu nehmen, um UnSl.7e Einheit und 
territoriale Integri tät zu sichern , da wir es ab lehnten, uns 
unseren Feinden zu unteTWlTfen. Unser Wunsch nach 
Freundschaft und friedlicher Koexistenz wurde als eine 
Schwäche gedeutet. Dennoch, wir strecken auch heute die 
Hand zur Freundschaft aus in dem Wunsch nach gulnach­
barschaftliehcn Beziehungen. ( ... ) 
Anders als bürgerliche Revolutionen, die das Verhält nis 
zwischen Ausbeutt.7n und A usgebeuteten aufrechterhalten, 
war unsere Revolution nicht darauf beschränkt, die feudal en 
Herrscher zu entmachten. Dies war nur der Anfang. Das Ziel 
unserer Revolution besteht darin, den herrschenden Klassen 
d ie ökonomische Basis zu entziehen und eine neue Gesell­
schaft aufzubauen, die auf Freiheit und Gleichheit beruht. 

Anders als bürgerliche Revolutionen ... 

Unsere Revolutio n ging nicht von einer Basis aus, wo die 
gesel lschaftliche Arbeit sieh unter dt.7 Kontrolle der Mono· 
pole entwickel t hälte. Unsere Rt.'Volutio n braeh in einem 
Land aus, das sich unter cinl7 neokolonialist ischen Herr­
schaft bei einer extrem zurückgeblieben industriellen Ent­
wicklung befand. De nnoch. es ist eine Rl'Volu tion. die sich 
der Unterstützung des sozialistischen Lagers t.7freut, die ge· 
leitet ist von der Ideologie der Arbeiterklasse, die auf dem 
Bündnis von Arbeiterklasse und Bauernschaft beruht und 
die die aufrichtige Untt.7stützung der breiten Massen ge­
nießt. Es handel t sic h um ei ne Rt.'Volutio n, die ein Bestand­
teil der sozialistischen Weltbewegung ist. 
Wir haben wiederholt erk lärt. daß es nicht das Ziel UnSeft.7 
Rt.'Volution ist, eine Form von Privateigentum durch eine 
andere zu ersetzen. Des ö ft eren ist bereits gesagt worden. 
daß es ihr Z iel sei. Gleichheit zu schaffen. eine von Ausbeu· 
tung freie Gesellsc haft zu errichten und letztlich die Exi­
stenz von Klassen überhaupt abzuschaffen. Zu keiner Zeit 
unterließen wir es zu betonen. daß es niemals unsere Ab­
sicht sein kann, }o' eudalherren durch Großbauern oder impe­
r ialist ischen Raub durch Ausbeu tung von seiten ihrer La­
kaien zu ersetzen. 
Allgemein betracht et ist es das Ziel unserer Rt.'Vo lut ion, den 
Soz ialismus zu erbauen. Wir sagen jedoc h nicht, daß es sic h 
dabei um ein Phä nomen handelt. wo j egliche Armut sogleich 
gebannt is t. Die Geschiehte der Revo lutionen bezeugt, daß 
wegen des erbittert en Klassenkampfes während dt.7 Obt.7-
gangszeit, wei t e ntfernt vom Aufbau ncuer öko nomischer 
Strukturen, zei tweilig der Lebensstandard dcr breit e n Masse 
absinkt. In den Städ ten kann es sogar zu Lebensmittclver. 
knappung kommen. 



Die Dauer der Krise wird bestimmt durch die Stärke der 
Unterstützung, die die Revolution gegenüber ihren Gegnern 
erfahrt. Die Krisenperiode kann abgekürzt werden, wenn die 
breiten Massen über die nötige Disz iplin, politisches Be· 
wußtsein und eine starke politische Führung verfUgen. Wenn 
wir von diesem Blickwinkel aus unseren eigenen Weg be. 
trachten, stellen wir fest, daß unsere Prob leme im Ab­
nehmen begriffen sind, weil die Massen mit Entschlossenheit 
voranschreit en, und die Revo lutionäre Regierung eine ent­
schiedene Führung darstellt. 
Es ist kcinc leichte Sachc, eine tragfahige Administration 
herzustellcn, die im Anfangsstadium einer Revolut ion, be. 
sonders auf dem ökonomischen Sektor, in der Lage ist, Pro· 
bleme schnell zu lösen. Die Produkt ionsverhältnisse, die uns 
das reaktionäre System vermachte, sind rückständig, Die 
Produktio nsverhältnisse jedoch, um die wir ringen, sind ge­
nau entgegengcsetzter Art, Wa" wir eneichen wollen, ist eine 
Atmosphäre, in der jeder gemäß seinen Fähigkeiten arbeitet 
und seiner Leistung entsprechend ent lohnt wird. Aber auch 
wenn die wirksame Nutzung der fina nziellen und materiel· 
len Hilfsque llen, die Verwaltung und Kontrolle d er Produk.· 
tionsmittel und der Verteilung und die Zentralisierung der 
Gcsamtwirtschaft des Landes außer Frage steht, ist dies 
keine leichte Aufgabe, da cs für dic breite Masse etwas völlig 
Neues ist. Was das betrifft, können wir nützliche Lehren aus 
den Erfahrungen der sozialistischen Länder ziehen. Dennoch 
ist es keine leic hte Aufgabe, diese unmittelbar in die Praxis 
umzusetzen wegen der in d iesem Lande herrschenden objek­
tiven Bedingungen. 

Diese Charakterisierung der Übergangsperiode ist der Aus­
gangspu nkt für unsere Entwick lu ng und keineswegs, wie die 
Reaktionäre behaupten, e ine durch unsere Revolutio n ent­
fachte Kiltastrophe. Ganz im Gegenteil r ichtet die Revolu· 
tion alle ihre Bemühungen auf die Wiederankurbelung und 
Entwicklung der von diesen Reaktionären am Wachstum be. 
hindert en und sabotierten Wirtschaft. Desha lb hat der Pm· 
visorische Militärische Vc::rwaltungsrat unmittelbar nach 'der 
erfolgreichen Abwehr des Angriffs der Reaktionäre und 
nach dem errungenen Sieg die Proklamation vorq 29. Okto· 
ber 1978 lTlassen, welche die Gründung des Höchsten Rates 
nir d ie Nat ionale Revolutionäre Entwick lung und Zentrale 
Planung vorsah. Und indem die arbeitend e Bevölkeru ng dem 

Aufruf des Rates zu einlT Kampa.l:ne fnl)::te. hat sie ihren 
Kampf um die Steigeru ng d lT I'roduktion intensiviert. 
Breite Massen Äthiopiens! 
Die Ergebnisse des' erstenjahrn der öko nomischen und kul­
turellen Entwicklungskampilgne sind im großen und ganull 
ermutigend. 
Obwohl viele Industriebetriebe wegen der gegen uns ent fes­
selten Kriege, besonders durch die von verräterischen Sepa­
ratisten verursachten Zerstörungen. die Produktion einstel­
len mußten, ha t die industrie lle Produk tionslcistung dank 
der Entwick lungskampagne 93% des für dieses j ahr aufge­
stellten P!anzieles erreic ht. Das bedeutet eine Erhö hu ng u m 
36% im Vergleich zu dem Produktionsstand des letzten 
J ahres. 
Dieses Ergebnis kam zustande dank der angestrebten Be:­
mühungen der Werk tä t igen und Kader in der Verwaltu ng, 
um das ftir jedes einzelne Industr ieunternehmen gesteckte 
Planziel zu errullen. Allein auf die Preiserhöhungen, verollte· 
ten Maschinen, die Knapp heit von Ersatzteilen, die Tra ns· 
portprobleme, den Ro h· und Brennstoffma ngel ist es "tu· 
rückzuführen, daß nicht ein noch eindrucksvolleres Ergeb nis 
zu verzeichnen war. 
Während dieser einleitenden Aurbauphase müssen wir uns 
notwendigc::rweise auf den landwirtschaftlichen Sektor kon· 
zentrieren, weil es keine größeren Industriebetriebe gibt, 
welche die Revo lution hätte übernehmen können. Auf dem 
landwirtschaftlichen Sek tor werden die genauen Resu ltate 
etwa im januar 1980 bekannt sein. doch gibt es greifbare 
Anzeichen daftir, daß die Aussichten vielversprechend 
sind. ( ... ) 

~r Bauer - Hauplnutz nießer der Revolution 

Im landwirtschaftlichen Sektor lastet eine sehr schwere VlT­
antwortung besonders auf den Bauern. DlT Bauer, beso nders 
der Mittel· und arme Bauer, ist der llauptnulznießer der 
Revolution, weil er jetzt genügend eigenes Land zur Be­
bauu ng hat. 96% des für die Ernährung der Bl"Vö lkerung 
bereitgestellten Getreides wird vom Hauern produziert. 
Er produziert auch 98% des Kaffees, der eine wichtige 
Devisenquelle darstell t. So mit ist d ie Rolle, d ie d er Bauer in 
unserem Entw ick lu ngsvorhaben zu sp ielen hat, der entschei· 
dens te Faktor, weil eben sein Beitrag zu u nserer Vo lkswir t· 
schaft unvergleichlich hoch ist. 
Außerdem ist sein persönliches Einkommen gewachsen. weil 
er keine Abgaben mehr an habgierige Großgrundbesitzer 
entrichten muß. Es war ihm aueh möglich, ftir sich und seine 
Familie die nötigen Nahrungsmittel zu beschaffen und eini­
gen'Übersc huß zu erzielen_ Ein qua litativer Unterschied im 
Lebensstandard des Bauern ist jedoch b isher nicht erkenn­
bu. 
Deshalb ist es wichtig, die Produkt io nsgenossenschaften in 
den ländlichen Gebieten zu erweitern, wenn das Öko no mi· 
sche und kulturelle Niveau der Bauern und anderen Werktä. 
t igen angehob en werden so ll . und zwar durch den Aufbau 
Ät hiopiens auf e iner starken materiellen und t echnischen 
Grund lage. Die Reaktionäre stehen der Ausdehnung von 
Produktionsgenossenschaften ausgesprochen feindl ich ge. 
genüber. Sie verbreiten die reaktionäre Propaganda. daß die-­
selbe Revolution, nachdem sie dem Bauern Land gegeben 
hat, C$ ihm mittels dieser Genossenschaften wieder weg_ 
nähme_ Die Err ichtung von Produkt ionsgenossenschaft en, 
weit davon entfernt der Beweis ftir einen politischen 
Rücksc hritt zu sein, wie es die Propaganda d er Reaktionäre 
will, ist hingegen der lebendige Beweis dafür. daß wir den 
Prozeß des sozialistischen Aufbaus auf dem Lande fördern. 
Einer der historischen Siege der Revo lution ist d ie Vertei· 
lung des Landes, das früher in den Händen weniger Mitglie. 
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der der herrschenden Klasse und ihrer Agenten ko:nzentriert 
war. Durch eine solche radikale Maßnahme wurde der Bauer 
in die Lage versetzt, seine demokratischen Recht.e wahrzu­
nehmen. Demokrat ie gewinnt jedoch erst dann ihre wahre 
Bedeu tung, wenn sie mit der Zentra lisierung einhergeht. 
Hierflir kämpft auf seine Weise auch der BOUl~geois. Er 
wünscht, daß die einzelnen Bauern ihre zerstückelten An­
wesen im Namen einer modernen mechanisierten _Landwirt­
schaft wegen des ihm daraus zufli eßenden Gewin:ns zusam­
menschließen. Der Bourgeois ist bestrebt, d iesem. Ziel Be­
wunderung abzugewinnen, auch wenn es die V(:t"treibung 
der Bauern von ihrem Lande bedeutet. Genau das iist es, was 
die Bourgeoisie unter Zentralisierung versteht. 
Aber wenn wir von Produktionsgenossenschaften sprechen, 
und das komm t in d en Direkt iven klar zum Ausdruck, mei­
nen wir, daß verstreute Bauern u nd Handwerker sk h zusam­
menschließen sollten, um d urch die Anwendung moderner 
Technologie eine PTodukt io nssteigerung zu ihrem eigenen 
Nutzen erreichen und damit d ie Regierung in die Lage ver­
setzen zu können, sie auf wirksam e Weise zu unterstützen. 
Wir meinen, sie sollten die in der Revolutio n erworbenen 
demokratischen Rechte mittels einer rur sie vorteilhaften 
Zentra lisierung konsolid ieren. Der Sozialismus kann nur er­
r ichtet, und das ökonomische, soz iale und kulturelle Niveau 
des Volkes gehoben werden, wenn wir eine solche Politik in 
den ländlichen Gebieten betreiben. 
Zur Zeit ist d er ökonomische Beitrag des Bauern zum zen­
tralen Entwicklungsplan mager gemessen an dem , was zum 
Aufbau des Sozialismus vonnöten ist. Wennglcich der Bei­
trag des Bau ern, den er bisher durch seine Verbände auf 
politischem und ö konomischen Gebiet geleistet hat, nicht 
unterschätzt werd en soll, so muß doch der Prozeß der Zu­
sammenfassung der Bauern in Produktionsgenosse.nschaft en 
besc hleunigt werden, um eine Wirtschaft aufzubauen, d ie 
durch einen zentralen Plan auf sozialist isc her Basis gestützt 
wird. ( ... ) 

Schaffung von Produktionsgenossenschaftem 

Breit e Massen Ät hiopiens! 
Die Ziele des Handelssektors der Volkswirtschah sind die 
Verbesserung des WarenauSiausches, die Kontrolle des Preis­
auftri ~bs und die Erhöhung unserer Deviseneinnahmen 
durch den Ausbau des Außenhandels. 
Der einzige Weg, um den fließenden Warenverkehr zwischen 
Stadt und Land, zwischen Arbeitern und Bauern, :Produun­
ten und Konsumenten sicherzustellen, und Preiss tabilität zu 
wahren, ist die Stärkung der Beteiligung von Regkrung und 
Massenorganisationen. Diesbezüglich hat man versucht, die 
betreffenden Rcgierungskommissionen während der Kam­
pagne zu stärken. 

Da hier unser Kampf stattfindet zwischen d em auf die Mas­
sen orientierten Handelssektor, der noch neu und unerfa h­
ren ist, und einem fest etablierten privaten Sektor, sind wir 
nicht in der Weise mit unseren Bemühungen vorangekom ­
men, wie wir es geplant hatten. j edoch zeigt die Lage im 
J ahre 1979, e ine kumula t ive Auswirkung unserer' Anstren­
gungen auf verschied enen Eb enen, eine gewisse Verbesse­
rung gegenüber den vergangenen j ahren. Während der glei­
chen Periode hat sich der Preisauftr ieb verlangsamt. Trotz 
dieser positiven Tendenzen untersteht wegen des noch nie­
drigen Anteils sowo hl der Regierung als auch der Massenor­
gan isat ionen der Hand el noch nicht ihrer völligen Kontrolle. 
So lange d ie bre iten Massen der Ausbeutu ng durch habierige 
Schieber und Spekulanten ausgesetzt sind, w ird eine Beteili­
gu ng an Entwicklungsprogrammen und an der Verbesserung 
ihrer Lebensbedingungen keinen Erfolg haben. Unser Kampf 
auf diesem Sektor erfordert nicht weniger Aufm er.ksamkeit 
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als die Steigerung der Produktion. ( .. _) 
Wenn es ein gemeinsam es Problem gibt , an dem alle Sekto­
ren der Volkswirtschaft in gleicher Weise ihren Anteil ha­
ben, so ist es der Mangel an Fachkräften. Ein Weg, um dieses 
Grundprob lem anzupack en, wird die Erw eiterung des Bil­
dungssektors sein, indem die Aufnahmequoten erhö ht und 
dem sozialistischen Aufbau dienlich gemacht werd en. 
Somit hat sich die Aufnahme in höhere Bildungsanstalten 
seit dem Ausbruch der Re\'olution von ca. 7.000 auf mehr 
als 15.000 Schüler erhöht. Dabei wurde der Nachdruck auf 
Wissenschaft und Technologie, darüber hinau s auf die Land­
wirtschaft und die Ausbildung von Hochschullehrern, gelegt. 
Um d ie Bildungsmöglichkeiten überdies zu fördern, werden 
in verschiedenen Teilen des Landes Schulen errichtet. Dies· 
bezüglich werden radikale Maßnahmen auf dem Bildungssek­
tor ergriffen, indem die durch das entmachtete Regime 
früher vernachlässigten Gebiete den Vorrang erhalten. So ist 
die Zahl der Grundschulen von 2.754 zur Zeit des Aus­
bruehs der Revo lution auf gegenwärtig 5.304 angewachsen. 
Allein während des letzten Jahres wurden durch den Staat 
sowie d ie Öffentlichkeit 511 Grundschulen gebaut. Ir. glei­
cher Weise hat sic h die Zahl der höheren Schulen während 
der letzten fünf j ahre von 503 au f 807 erhöht. 
Dieser gewaltige Fortschritt hat große Bedeutung für die 
Heranbildung bewußter Staatsbürger mit hohem kulturellen 
Niveau und technischem Rüstzeug, will man eine sozia listi­
sche Ordnung erricht en. 
Im Einklang mit unserem Zie l, 93% der Bevölkerung 
Äthiopiens von den f esseln des Analphabetentums zu be­
freien, haben schätzungsweise 1,4 Mjo Erwachsene im Laufe 
des letzten j ahres den nöt igen Elementarunterricht erhalten. 
Ferner war die kurzfr is t ig im Sommer in Gang gesetzte und 
jetzt noch laufende Kampagne verbunden mit der Absicht, 
etwa 1,1 Mio Analphabeten eine ElemeI)tarbildung zu ver­
schaffen. Aber dank der koordinierten Anstrengungen der 
breiten Massen, der jugendlichen und Lehrer, ist die Zahl 
der Teilnehmer auf mehr als 4,5 Mio angewachsen. Den Mas­
sen- und Regierungsorganisationen kommt die Hauptrolle in 
dieser Kampagne zu. Wenn wir konsequent an diesen Be· 
mühungen fest halten, werden wir zweifellos das Analpha· 
betentum in ziemlich kurzer Zeit in ganz i\thiopien ausmer­
zen können. ( ... ) 

Während wir von unseren Erfolgen sprechen, sollten wir 
nicht versäumen, einige der hervorstechendsten Probleme, 
auf die wir gestoßen sind, zu erwähnen. 
Die Knappheit an Investitionen und Ersparnissen. die 
Mängel im Baugewerbe, die unausgeglichene Außenhandels­
bilanz und der Verlust an Devisenreserven, der geringfügige 
Preisrückgang auf dem Binnenmarkt und die Knappheit an 
den für die Entw icklung und Konsumentcnbediirfnisse usw. 
notwendigsten Gütern sind alles direkt e Widerspiegelungen 



der schwachen Seite unserer Volkswirtschaft. Solange wir 
jedoch auf einer Planungsgrundlage operieren und uns be­
wußt an der Entwicklung unserer Wirtschaft beteiligen, wer­
den alle diese Schwierigkeiten keinesfalls unüberwindlich 
sein. 
Obwohl keine genauen Ziffern über die Zahl der Arbeits­
losen im Lande verfti.gbar sind, ",eigt eine kürzliche Erhe­
bung, die stichprobeartig in 31 Städten quer durch das Land 
vorgenommen wurde, daß Addis Abeba a llein 89.000 A:r­
beiulose hat, während die übrigen SO Städte auf 86.000 
arbeitslose Personen kommen, so daß eine rohe Schätzung 
die Gesamtzahl von 175.000 Personen ergibt. ( ... ) 
Wie ich kurz zu erklären versuchte, sind die PTobleme, de­
nen wir gegenüberstehen, während wir unseren ökono­
mischen Aufbau beschleunigen, nicht unüberwindlich. Der 
Beweis hierflir wurde durch die ermutigenden Resultate der 
ersten Kampagne erbracht. ( ... ) 

Die Avantgardepartei als Kampfaufgabe 

Alle Revolutionen der Vergangenheit und auch unsere Er­
fahrung haben uns gelehrt, daß die breiten Massen, wenn sie 
nicht ihre Anstrengungen koordinieren und die richtige 
Führung bekommen, den Sieg nicht erringen werden, bloß 
weil sie flir eine richtige Sache eintreten. Die Garantie flir 
den Sieg ist daher die richtige po litische Linie und eine zu­
verlässige organisatorische A:rbeit. 

Eine revolutionäre Organisation oder Partei, welche eine 
avantgard ische Rolle spielen kann, entsteht nicht von selbst. 
Auch ist sie nicht durch den Zusammenschlu6 einiger selbst­
süchtiger und ehrgeiziger Personen oder Gruppen zu bilden. 
Eine Partei der Arbeiterklasse in eine aus sehr klassenbe­
wußten und entschlossenen Kämpfern bestehende Organisa­
tion, die bereit sind, sich selbst für die Verwirklichung der 
Diktatur des Proletariats zu opfern, eine Organisation, die 
sie durch die Grundsätze des Marxismus-Leninismus leiten 
läßt, und die auf dem Bündnis der Arbeiterklasse mit der 
Bauernschaft und anderen werktätigen Massen basiert. 
Da die historische Aufgabe dieser Avantgarde immens ist , 
erfordert ihre Verwirk lichung mühsame Kämpfe und Opfer. 
Darum widersetzen sich ihr die Reaktionäre, die sich über 
die Konsequenzen einer organisierten Bewegung der Arbei­
terklasse im klaren sind. Wenn sie könnten, würden sie ganz 
offen versuchen, sie zu zerstören ; wenn nicht, dann durch­
set.zen sie sie mit ihren Agenten. um sie entweder unter 
eigene Kontrolle zu bringen oder sie zu zerschlagen. Deshalb 
müssen a ll diese Hindernisse überwunden werden, um eine 
starke und gesch.lossene Partei zu bilden. ( ... ) 
Obwohl die Revolution zu verschiedenen Zeiten von Pseu­
dorevolutionären verraten wurde, haben dic cch.tcn Revolu­
tionäre fesl zu ihr gestanden. Infolge dieser festen Haltung 
der Revolutionäre iSI man schließlich. zu der Übereinkunft 
gekommen, die Parlei der Arbeiterklasse auf der Basis der 
Einheit von Kommunisten zu bilden. Um d iese historische 
Aufgabe der Gründung der Partei in Angriff zu nehmen. soll 
sehr bald eine mit Gesetzesvollmacht ausgestatlete Kommis­
sion gebildet werden. Danach wird die e in",ige legale revolu­
tionäre politische Körperschaft, die mil der Aufgab.e betraut 
sein wird, die Partei zu organisieren, eben diese Kommission 
sein. Im Namen aller äth.iopischen Revo lutionäre und in 
meinem eigenen appelliere ich. an die Rl'Vo lutionsregierung, 
an die breiten Massen- und Berufsorganisat ionen. a n die Re­
vo lutionäre A:rmee und all jene, die mit der Revolut ion 
sympathisieren. und konsequent flir die tl"1Titoriale Integri­
tät des Vaterlandes eintreten, der Kommission die notwen­
dige Unterstützung zu geben. ( ... ) 
(Quelle: The Eth.iopia n Herald. Addis Abcba, 14.9.1979) 
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Nikaragua 

Peter Jacobs Es werde Licht in EI Chanal 
Beobachtungen im neuen Nikaragua (3. Teil) 

Mühsam mit dem Holzpflug z ieht ein Baut.'fnjunge seine Fur­
chen. Was d !,.T w inzige .'amilicnacker hergibt, reicht nur für 
ein Hungerlcben. Modernes technisches Gerät war in dL"r 
nikaraguanischcn Landwirtso:haft bisher allenfalls auf den 
fo' inc,u (Landg\itt:T; d. Rt:d.) der Großgrundbesitzer zu rin­
den. Aber den Landarbeit<.Tn don erging es meist noch 
schlechter. Sie wurden von den-Großgrundb esitzern in mit­
telalterlicher Weise ausgebeutet. Nu n hat die Landrcform 
einen Licht.schcin in ihr karges Leben gebracht. 
In der Abcnddämm(.Tung. wenn in den Pflanzungen das Ge­
krächze der Papageien erstirbt und das giftige Sirren der 
Moskitos e insetzt, YlTsammeln sich auf der Terrasse der 
Finca EI Chana l ein gutes Dutzend Landarbeiter. Pollernd 
TÜcken sie Stühle um einen großen runden Tisch zurecht. 
Wer dort keinen Platz mehr findet. läßt sich zögernd in 
einem d(.'f Schaukelstühle nieder. Das Milieu ist ungewo hnt 
flir sie, und mancher ist von Ehrfurcht erfaßt wie sonntags 
in der Kirche, Auf der Terrasse erteilt eine junge Frau aus 
der Stadt ihnen Unterricht in Lesen und Schreiben. 

Landarbeiter - schlimmer gelebt als das Vieh 

Solange das Landgut dem Senor Quintana gehört hat, durfte 
kein sterblicher Ach-rknec ht und Viehtreibl.'1" die T (''1"rasse 
der Casa mayor, des Herrenhauses, betreten. Das war nur 
dem Verwalter, den herrschaftl ichen Gästen und den Hun. 
den gestaltet. 
Auf d er Finca h(." rschten Verhältnisse, wie man sie aus d en 
Beschreibungen des ko lumbianischen Romanciers Garc ia 
Marque5 oder des Bra si lianers jorge Amado kennt. Die 
Landarbc;ter lebten schlimmer als da s Vieh. Ihre erbärmli· 
chen Hütten lehnen an Wirt sc haftsgebäuden und Stallungen. 
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Au s d en Fensterlöchern quillt der Rauch von offenen Herd· 
feuern. Einige Leute haben gar nur Doppelstockbett en in 
der düsteren Ecke eines Wirlschaft sgebäudes zwischen Ze­
menl säcken, Maisvorräten und rost igen Maschinenteilen. Die 
Kleinkinder spielen in einem Laufgitter neben einem 
Schlammpfuhl. in dem die Schweine grunzen. 
julio Quintana, ehemaliger Außenminister Somozas, ver· 
sta nd sich auf das Auspressen seiner Leute. " Nicht e inen 
Tropfen Milch durften meine Kinder umsonst trinken", er· 
innert sich der MelkI." Franeisco Zapala. " Ich mußte 3 Cor· 
<Ioba für jeden Liter zahlen. Draußen auf d em Markt kostete 
der Liter nur 1,50." Alvaro Zapata verdiente 2 10 Cordoba 
im Monat. das sind etwa 100 Mark. Er ist 33 j ahre alt und 
hat mit der ein jahr jüngeren Hortensia Munoz sieben Kin· 
der. Die beiden sind nicht verheiratet. "Für die Erlaubnis zu 
einer Feier hätte Quintana einen ganzen Monatslohn einbe­
halten. Der sagte immer, ,Was ihr auf eurer Hochzeit freßt 
und sauft. womit wol l! ihr denn das bezahlen? Das wird 
doch nur bei mir gestohlen'." 

Die 53jährige jUSli na Abarca hat vor sieben jahren ihren 
Mann verloren, Der Viehtrciber war und sic h bei einem 
Sturz vom Pferd das Rückgrat gebroc hen hat. Zwei Wochen 
später behauptete Quinta na. eines ihrer zehn Kinder habe 
Zitro nen gesto hlen, und er ließ die Familie vertreiben; er 
brauche: keine unnützen Freuer auf der Finca. justina 
Abarca schlug sich im Nachbarort La Paz Centro sieben jah· 
re lang als Wäscherin und Tort illabäckerin durch. Einer ihrer 
jungen, der jetzt 15jährige Salvador, erkrankte an Kinder· 
lähmung. Sie brachte ihnjcden Tag im Ro llstu hl zur Schule. 
Erst als Quintana aus Nikaragua gefloh en war, konnten die 
AbarC3S zurückkehren. 
Solche Leute sind es, d ie nun abends auf der TerTasse bei. 



sammensitzen und zu m erstenmal versuchen, in ihren gro­
ben Händen einen Ble istift zu halt en. Die jüngste in diesem 
Kreis ist die Lehrerin. Mana Herrera ist 24 J ahre alt und 
stammt aus einer bemittelten Familie der Stadt Ll'On. Sie 
habe nicht in der Befr eiungsfront mitgekämpft, sagt sie, 
aber jetzt wolle sie nicht m ehr abseits stehen. Sie hat ihr 
Jurastudium unterbrochen und sich beim Institut für Agrar­
reform (INRA) gemeldet, denn: "Zwei von dre i Nikaragua­
nern sind Analphabeten geblieb en, am schlimmsten ist es 
auf dem Land. Da ist es wie eine große Finsternis. Ich will 
helfe n, ein wenig Licht nach EI Chanal zu bringen." 
Das Institut flir Agrarreform hat Marta Herrera zur Unter­
stützung für d en 28jährigen Benito Berrios auf d ie Fi nca 
gesc hickt. Berr ios hat in der sandinistischen Studentenbewe­
gu ng gekämpft. Die Leute nennen in Jacinto. Das war sein 
Name in der Illegalität. ,Jacinto" hat Bestandsaufnahme ge­
macht. Er fa nd 306 Stück Vieh vor, darunter 40 Milc hkühe. 
Er ließ das Territorium neu vermessen und fa nd heraus, daß 
der ehrenwerte Minister Quintana seinen eigenen Staat be­
trogen hat: Auf der Steuerliste hatte er nur 206 ha Besi tz 
angegeben, in Wirklichkeit besaß er mehr a ls 600 ha. 
J acinto in ein junger Mann mit sanf ten Augen, aber einem 
feste n Willen. Er lacht spött isch, wenn man ihn fragt, ob er 
nic ht ein wenig zu jung sei für seine Aufgabe: Der Minister 
flir Agrarreform, Com manda nte J aime Wheelock, sei vom 
gleichen J ahrgang. Jacinto soll den Landarbeit ern die Bo­
denpolitik der Regieru ng des Nationalen Wiederaufbaus 
klarmachen und für die Lebensmittelproduktion sorgen, das 
dringendste aller wirtschaftlichen Probleme in Nikaragua. In 
EI Chanal, wo d urch die Kämpfe ein Teil der Felder nicht 
bestellt worden ist, kriegen sie Reis, Bohnen, Meld u nd Klei­
dung au f VorschuB . Das muB die Communidad Agrope­
waria "Benjamin Reyes" - so heißt die Genossenschaft, die 
auf der Finca gebildet worden ist - nach der nächsten Ernte 
zurückerstat ten. 
Sie sind 12 Familien mit lOS Arbeitskräften, aber noch 
nicht a lle verstehen, was eine Genossenschaft ist. And erswo 
hat man das Land aufgeteil t, da hat jed er seins und weiß, 

woran er ist. "Auf einer Finca mit großen ViehSlällen geht 
das nicht. Da würden zu große Verluste eintreten", sagt J a­
cinto. " Wir wollen in Nikaragua von Anfang an aus den 
Erfahrungen lernen, d ie andere Länder bei der Bodenreform 
gemacht haben, und Fehler nicht wiederho len. " 

Die 700.000 ha Boden, die enteignet worden sind, stam men 
ausna hmslos aus dem B~sitz Somozas und seiner Vasallen. 
Andere La ndbesitzer werden nicht enteignet. Sie sollen 
ohne Verzug weiterproduzieren, bei Beachtung der neuen 
Gesetze und Dekrete, die d ie Regierung erlassen hat. Sie 
werden von der neuen Staatsmacht vor illegalen Landbeset· 
zungen gesc hützt. 

Anfänge der Agrarreform 

Da kommt mancher dieser Landarbeiter, d ie eben erst ler· 
nen, ihren Na men zu schreiben, m it d em Eigentumsbegriff 
etW3$ d urcheina nder, Einer auf der Terra sse in EI Chanal 
meint sogar: " Das Land hier gehört jetzt dem Comman· 
dante Wheelock." Er hält den neuen Landwirtschaftsmini­
ster allerdings flir einen gu ten Herrn, der seine Leut e nicht 
um die Lö hne bet rügt. 
Manche nicken, andere lachen. Francisco, der Melker, fährt 
dazwischen: "Quatsch ! In einer Comunidad gibt es keine 
Herren und Knechte. Früher mußten wir d ie Milch zum dop­
pelten Preis bei Quinta na kaufen, heute leihen wir acht 
Kühe an d ie Nachbarfinca aus, weil dort 60 Kinder so nst 
keine Milch hätten. Frühei- waren wir h.ilflos, als Justina mit 
ihren zehn Kindern vertr ieben wurde; heute haben wir sie 
wieder aufgenommen. Das ist die Comunidad . Früher habe 
ich mit Hortensia in w ilder Ehe gelebt, jetzt aber werden wir 
endlich Hochzeit feiern - und ihr alle seid eingeladen. Auc h. 
das ist die Comunidad." 
Alvaros Worte machen Eindruck, 
Klugheit eines Analphabeten. 
(Quelle: Neue Berliner Illustrierte, 
12-14) 

Aus ihnen spricht die 
Schluß 
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Entwicklungsländer - UNO 

Rede Fidel Castros vor der UN·Voliversammlung 

Aufschrei der Völker der 
Entwicklungsländer (2. Teil) 

Unter "kollekt iver Eigenständigkeit" verstehen wir dennoch 
nicht etwas der Autarkie Ähnliches, sondern b etracht en dies 
als einen Faktor der internationalen Beziehungen, der a lle 
Möglichkeiten und Ressourcen dieses beachtlichen und 
wichtigen Teils der Menschheit, der Entwicklungsländer, 
zu m Tragen bringt und sie in d en Strom des Reichtums und 
der Wirtschaft sowohl des kapitalistischen Lagers als auch 
der sozialistischen Staaten einfließen läßt. 
Herr Präsident ! 
Die VI. Gipfelkonferenz w ies die Versuche einiger ent­
wickelter Länder zurück, das Energieproblcm dazu zu b t!­
nutzen, um die Entw ick lungsländer zu spa lten. 
Das Energieproblem muß in seinem historischen Zusammen­
hang gesehen werden, indem man 5ich einendts vergegen­
wärtigt, wie das Konsumdenken einiger entwickelter Länder 
ZUT Verschwendung von Erdöl, Erdgas, Kohle usw. geführt 
hat und andererseits auf d ie Rolle der tra nsnationa len Mo· 
nopole hingewiesen wird, d ie sich noch bis vor kurzer Zeit 
an d en Lieferungen von b illiger Energie in unverantwort li· 
eher Weise bereicherten. Die transnationalen Gesellschaften 
beuten sowohl die Produzenten a ls auch die Verbrauch(.'f 
aus, indem sie sich in beiden Fällen ungerechtfertigte Super· 
pro fit e aneignen und gleichzeitig versuchen, au f die erdölex­
portierenden Entw icklungsländer die Schuld an der gegen­
wärtigen Situation abzuwälzen. 

SpaItungsvehikei Energiefrage 

Erlauben Sie mir an dieser Ste lle, auf meine Worte anläßlich 
der Eröffnung der Konferenz zu verweisen, als ich auf die 
beängstigende Lage derjenigen Entwicklungsländer hinwies, 
die ke in Erdöl produzieren, besonders d er wenigL'f ent­
wickeh en Länder. Dabei brachte ich auch die G L'W ißheit 
:lmm Ausdruck, daß die nichtpaktgcbundenen crdölprodu­
zierenden Länder Lösungen finden werden, um d ie ungün­
stige Situation jener Länder, die von der weltweiten Infla· 
t ion und dem ungerechten Handelsaustausch betroffen sind , 
auf denen ho he Zahlungsbilanzdefiz ite last en und deren 
AusJandsverschuldu ng sich stark erhöht hat, abzuändern. 
Dies entbindet jedoch d ie entwickelten Länder, ihre Mono· 
po le und transnationalen Gesellschaften nicht von ihrer we­
sentlichen Verantwortung. 
Bci der Erörterung des Energieproblems unterstrichen die 
Staats- und Rcgierungsoberhäupter, daß d ieses Problem im 
Rahmen der gegenwärtig stattfindenden internationa len 
Verhandlungen in den Vereinten Nat io nen unter Bet eiligung 
a ller Länder diskut iert werden sollt e. Man müsse die Ener­
gierrage in Verbindung mit allen anderen Entwicklungspro­
blemen, mit der Finanz- und Währu ngsreform, dem Welt­
handel und den Rohstoffen untersuchen und e ine globale 
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Analyse aller mit der Schaffung einer Neuen lnu.'fnationalen 
Wirtschaftsordnung zusammenhällgenden Aspekte durch· 
fUhren. 
Bei dL'f Betrachtung der wichtigsten Probleme, denen sich 
die Entwicklungsländ er im wehwir tschaft lichen Rahmen ge· 
genübersehen, war es auch erforderlich, die Akt ivitäten der 
transnat iona len Unternehmen zu untersuchen. Erneut wur· 
den ihre Politik und ihre Praktiken zurückgL'Wiesen. Es wur· 
de die Anschuldigung erhoben, daß ihre profitorientierte Po· 
litik zur Erschöpfung der Ressourcen führt, die Wirtschaften 
zerrüttet, die Souveränität der Entw icklungsländer verle tzt, 
die Rechte der völkt.'T auf Selbstbestimmung beschneidt:l, 
die Prinzipien der Nichteinmischung in d ie innL'fen Angele­
genheiten anderer Staaten verletzt, u nd daß sie sich des öfte· 
ren Methoden wie Bestechung, Korruption und a nden:r zu 
verurteilender Praktiken bedienen. Damit versuchen sie, die 
Entwicklungsländer den IndustrieländL'fn zu untL'fW(.'ffen, 
was ihnen auch ta tsächlich. gelingt. 
Angesichts der unbefriedigenden Fortschritlc bei der Ausar· 
beiLU ng eines Verhalt enskodexes für d ie transnationalen Uno 
H.'fnehmcn in den Vereinten Natio nen, untl'Tstr ich die Kon­
ferenz erneut die Notwendigkeit, diese Arbeit schnelbtens 
zu Ende zu führ en, um der Gemeinschaft ein juri5tisches 
l\littei an die Hand zu geben, das ihr zumindest helfen kann, 
die Aktivitäten der transnationalen Gesellschaften in Über­
einstimmung mit den Zielen und Bestrebungen d L'f Entwiek· 
lungsländer zu überwachen und zu regeln. 
Bei der Darlegung a ll der negativen und bedrückenden A'i­
pekt e der wirtschaftlichen Lage dL'T Entwick lungsländL'T 
r ichtete die VI. Gipfelkonft.'fenz insbesondere die AufmL'Tk· 
sam keit auf die sic h häufenden Probleme der ärmeren Ent· 
wick lungsländL'f, die u nter ungünstigen BL-dingungen leben 
und keillcn Zugang zum MeL'T haben, sow ie der and<''fen 
iso licrten Binnenländer und fo rderte. so fortige und beson· 
dere Maßnahmen zur Uberwindung d ieser Situatio n zu er· 
greifen. 

Kernziel 
Beseitigung des ungleichen Handc1saus tausches 

Dies ist , Herr Präsident und werte Repräsenta nten, die kaum 
zum Optimismus Anlaß gebende oder vielmehr trost lose und 
entmutigende Situation. der sich d ie 1\-litgliedsländer der Be­
wL-gung der Nichtpaktgebu ndenen bei ihrer Zusammenkunft 
in Havan na gegenübersahen. 
Die nicht pak tgebundenen S taa lell ließen 5ic h jedoch nicht 
vo n einem Geruhl der Ohnmacht odlT VL'Tzweiflung hin. 
rci!lcn. Die Staats- u nd Rcgieru ngschefs erarbeiteten nicht 
nur strategisc he Konzeptionen zur Weiterführung ihres Kam. 
pfes, sondern wiederholten auch ihre Forderu ngen und 
steck ten d ie Positio nen ab. 



Das wic ht igste Ziel unseres Kampfes besteht in der VI!Tmin­
deru ng und schließlichen Beseit igu ng des ungleichen Han­
deJsaustausches, der gegenwärtig vorhCfTscht und den inter­
nationalen Handel in ein vorteilhaftes Instrument zur zu­
sätzlichen Ausbeutung unserer Reichtümer vo-wanddt. Heu­
te entspricht I Arbeitsstunde in den entw ickelten Ländern 
10 Arbeitntunden in den unterentwickelt en Ländern_ 
Die nicht paklgebundenen Länder fordern, daß dem G(~samt­

progra mm fUr Grundstoffe, da s bei den "Nord·SÜd"·Ver· 
handlungen zum Spielball vo n Manipu lat io nen und allerlei 
Praktiken gemacht wurde, ernsthafte Aufmerksamkdt ge­
schenkt wird. S ie fordern ebenfalls. daß dem Gemeinsamen 
Fo nds. der ein stabilisierendes Element darstellen und eine 
ständige Übereinstimmung zwischen den Preisen, d ie die 
Entwicklungsländer fUr ihre Erzeugnisse erhalten, und ihren 
Importen CfTeichen soll , «hle Impulse verm ittelt w(!Tden, 
da dieses Projekt immer noch in den Anfängen stec kt. FUr 
die nichtpaktgebundenen Länder ist diese Übereinst immung 
zwischen den Preisen ihrer Exportgüter und d en Prcis(~n der 
aus d en entwickelten Ländern importio..'I" ten Indus· 
tricerzcugn jssc, :Rohstoffe und T « hno logien ein we!;entli· 
ches Element künftiger Wirtsc haftsverhandlu ngen. 
Die Entwicklungsländer verlangen vo n den Ländern, die die 
Infla tion \· erur~(.'"ht haben lind sie mit ihrer Po lit ik schüren. 

die notwendigen Maßnahm en zu ergreifen, um diese einzu­
dämmen und damit weitere negative Folgen des nichtäquiva­
lenten Handels zu verhindern. 
Die Entwicklungsländer kämpfen nach wie vor daflir, daß 
die Erzeugnisse ihrer im Aufbau befindlichen Wirtschaft Zu­
gang zu den Märkten der Industriestaaten erhalten, und daß 
der Protekt ionismus, der sic h im internat ionalen Wirt­
schaftsleben wieder negativ bemerkbar ":lacht und uns er­
neut in e inen unheilvollen Wirtschaftskrieg zu stUrzen droht, 
abgeschafft wird. Sie fordern, daß die allgemeinen, nicht 
wechselseitigen Zollpräferenzen generell und ohne Täu· 
schungsmanöver angewa ndt werden, damit sie ihre neuauf· 
gebauten Industriezweige entwickeln können, o hne daß sie 
auf dem Weltmarkt von den überlegenen Technologien der 
hochentw ickelt en Länder konkurrenzunfähig gemacht wer· 
den. 

Schluß mit der Inflation und dem Währungschaos 

Nach Meinung der nichtpaktgebundenen Staaten dürfen die 
vor ihrem AbKhluß stehenden Verhandlungen über das See­
recht nic ht dazu benutzt werden - wie es gewisse entwickel· 
te Staaten beabsic h.tigen - , das Ungleichgew icht bezüglich 
der Meeresressourcen festz uKhreiben. sondern sie sollten 
vielmehr zu e iner a lle Seiten befriedigenden Korrektur 
fUhren. Die Seerechtskonferenz hat erneut bew iesen, daß 
gewisse Länder ihre technischen Mög lichkeiten anogant und 
in typisch imperialistischer Manier dem von den Entwick· 
lungsländern geforderten Verständnis und Entgegenkommen 
gegenüber ins Spiel bringen und e inseit ig die Meeresreich­
tümer auszubeuten drohen. 

Die Sc huld en der Entwicklungsländer belaufen sich-bereits 
auf 335 Mrd Do llar. Pro J ahr werden schätzungsweise mehr 
als 40 Mrd DoUar an Auslandsverschuldung gezahlt, das sind 
über 20% des jährlichen Export s dieser Länder. Andererseits 
1it.'g1 das durchschnittliche Prokopfeinkommen in den ent· 
wickelt en Staaten zur Zeit vicnehnmal höher als in d en 
unterentwickelten Ländern, was eine untragbare Situation 
ist. 
Die Entwicklungsländer benötigen ein neues Finanzierungs­
system , um die fUr die kontinuierliche und unabhängige Ent· 
wick lung ihrer Wir tschaften erforderlichen Gelder zu erhal· 
ten. Diese Millel sollten langfristig und zu niedrigen Zinsen 
gewährt werden. Ober sie münen die Entw icklungsländer 
voll verfUgen dürfen, damit sie die den Plänen ihrer indu­
striellen Entwicklung entsprechenden Prioritäten setzen 
können und diese Mitte l nicht, wie es heute geschieht, von 
den transnationalen Gesellschaften absorbiert werden. Diese 
bereichern .!l ieh zusätzlich, indem sie sic h die sog. Entwick· 
lungshilfe zunutze machen, um die Disproportionen ihrer 
Wirtsc haften noch zu verstärken und aus der Ausbeutung 
der Ressourcen die.!ler Länder Maximalprofit zu schlagen. 
Die Entwicklungsländer und _ in ihrem Namen - die Bewe­
gung dcr nichtpaktgebundenen Staaten fo rdern, daß ein be­
deutender Teil der enorm en Mittel, die die Menschheit heu­
te rür das Wettrüsten verschwendet, in die Entwicklung 
meßen. Das hätte zugle ich eine Verminderung der Kriegsge­
fahr und eine Verbesserung der internat ionalen Lage zur 
Folge. 

Die nichtpaktgebu ndenen Staa ten vertreten die Positionen 
a ller t: ntwick lungsländer und fordern die Schaffung eines 
neuen Weltwährungssyn ems, das d ie verhängnisvo llen 
Sc hwankungen verhindert, denen heute die in der Weltwirt­
schaft vorhCfT$chenden Währungen , insbesondere der Us.. 
Dollar, ausgesetzt sind. Das finanzie lle Chaos trifft darüber 
hinaus die Entwicklungsländer, die a ls Vertreter der größten 
Anzahl Länder der Erde und als Vertreter von mehr a ls 1,5 
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~1.rd Männern und Frauen über die Gestaltung d ieses neuen 
Systems mitent scheiden wollen. 
Herr Präsident, werte Repräsentanten ! 
Wir fordern: Schluß mit dem ungleichen Austausch, der un­
sere Völker zugrunde richtet! 
Schluß m it der Inflat ion, die in unsere Länder exportiert 
wird und unsere Völker zugru nde richtet! 
Schluß mit dem Protektionismus, der unsere Vö lker zugrun­
de richtet! 
Es besteht ein schreiendes Mißver hält nis bei der Ausnutzung 
der Meeresressourcen. Ihm muß ein Ende gesetz( werden. 
Die finan ziellen Mittel, die den Entwicklungslä.ndern zur 
Verfügung gestellt werden, reichen Il icht aus. Sie müssen 
erhöht werden! 
Die finanz iellen Mitte l, die den Entwicklungslä.ndern zur 
Verfügung gestell t werd en. reichen nicht aus. Sie müssen 
lThöht werden ! 
Die Rüstungsausgaben sind vernunftw idrig. Es ist erforder­
lich, die Rüstung einzustellen u nd die fre i werden.den Mittel 
f lir d ie Finanzierung der Entwicklung zu verwendl!n ! 
Das heute herrschende Welt währungssystem hat Bankrott 
gemacht. Es muß durch ein anderes ersetzt werden! 
Die Schulden der am schwächsten entwickelten und am mei­
sten benachteil igten Länder sind untragbar und stellen ein 
unlösbares Prob lem dar. Sie müssen erlassen werdl!n ! 
Die Verschuldung ist eine wirtschaftliche Belastu ng für d.ie 
übrigen Entwicklungsländer. Sie muß reduziert wu·den! 
Die Kluft zwischen d en Industriestaaten und den. nach Ent­
wicklung strebenden Ländern w ird nicht geringer. sondern 
immer größer. Sie muß verschwinden! 
Das sind die Forderungen d er unterentwickelten Länder. 
Herr Präsident ! Werte Repräsentanten! 
Die Berücksicht igung d ieser Forderungen. vo n dt:nen einige 
bereits vo n den Entwicklungsländern auf inter'nationa len 
Foren wiederho lt gestellt w urden, z. B. von der Gruppe der 
77 und von der Bewegung der nichtpaktgebundenen Länd er, 
würde zu einer Änderung der internat ionalen Wirt scha ft slage 
fü hren und den Entwicklungsländern die inst itut ionellen 
Voraussetzungen für die Aufstellung von Programmen bie­
t en, m it denen sie endgültig den Weg der Entwkklung e in­
schlagen könnten. 

Doch selbst wenn all diese Maßnahmen verw irkl.icht , wenn 
die Fehler und Mängel des jetzigen System s der internatio­
nalen Beziehu ngen beseit igt würden, so fehlte den Entwick­
lungsländern immer noch ein entscheidendes Mo ment, 
nämlich die Außenfinanzierung. 

Alte Anstrengungen, d ie unternommen werden, alle Opfer. 
die d ie Vö lker der Entwick lungsländer auf sich ßI~hmen und 
zu bringen bereit sind, alle Möglichkeiten für di e Stärk ung 
ihres Wirtschaftspotentials, die sich böten, wenn die Kluft 
zw ischen Export- und Importprcisen überwunden und d ie 
Bedingungen, unter denen sie ihren Außenhandel abwickeln, 
sich verbessern würden, sind unzureichend. Angesichts der 
gegenwärt igen realen Fina nzlage brauchen d iese Länder aus­
reichende Ressourcen, um ihre S~hulden abzahkn und zu­
gleich jene enormen Investitionen ,·ornehmen zu können, 
die der Spru ng zur Entwicklung übera ll in der 'Welt erfor­
dert. 

Auch hier sind die Zahlen hinreichend bekannt und brau­
chen nicht w iederholt zu werden. Die VI. Gipfelkonferenz 
stellte mit Besorgnis fest, daß die Verschuldung der unter­
entwickelten Länder nicht nur eine prakt isch untragbare 
Situat io n darstell t, sondern daß sie auch von j ahr zu jahr 
auf alarmierende Weise wächst. Die Daten des jüngsten Be­
richts der Weltbank, der "Z um gleichen Zeitpunkt herausge­
geben wurde, an dem wir d ie Konferenz von Havanna 
durchführten, bestät igen, daß sich d ie Situation von Tag zu 
Tag verschärft. Allein im j ahre 1978 erhö hte sic h die Aus-
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landsverschuldung von 96 Staaten um etwa 51 Mrd Dollar. 
Bei d iesem Tempo wird die Verschuldung die erwähnten 
astro nom ischen Zahlen erreichen. 
Herr Präsident ! Mit einer solch trostlosen Perspektive 
können wir uns nicht abfinden! Die namhaftesten Ökono­
men - sowohl westl iche als auch solche, die marxistische 
Konzeptionen vertreten - geben zu, daß das System der 
weltweit en Verschuldung vö llig irrational ist, und daß seine 
Beibehaltung zu einer plötzl ichen Störung führen könnte, 
die das prekäre, labile wirtschaftliche Gleichgewicht in der 
Welt gefährd et. 
Einige Leute versuchen die überraschende Ta tsache, daß die 
internationalen Bankkonsortien Ländern, d ie praktisch 
bankrott sind, weiterhin Mittel zur Verfügung stellen, so zu 
erklären. daß es sich um eine großzügige Unterstützung 
hand le, die diesen Ländern helfen soll, d ie wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten zu meistern. Doch das stimmt nicht. In 
Wirklichkeit soll mit solchen Operationen die kapita listische 
Ordnung erhalten werden. Im Ok tober 1978 gab die EG­
Kommission klar und deutlich zu: "Das gegenwärtige 
Gleichgew icht der Weltwirtschaft hängt weitestgehend da­
von ab, ob der Zufluß privater Anleihen in die nicht erdöl· 
produzierenden Entwicklungsländer in einem vor 1974 
nicht gekannten Maße anhält. Eine Behinderung dieses 
Strom s würde dieses Gleichgewicht stören." 

IrrationaJer Kreislauf der Verschuldung 

Der weltweite finanzieHe Ruin würde in erster Linie die un­
terentwickelten Länder und die Werktätigen der entwickel· 
ten kapitalist ischen Länder äußerst hart treffen. Er würde 
auch die stabilsten sozialistischen Volkswirtschaften in Mit­
leidenschaft ziehen, aber zweifellos würde das kapitalistische 
System eine solche Katastrophe nicht überleben. Es ist anzu­
nehmen, daß die dadurch hervorgerufene katastrophale 
Wirtschaftslage un\'ermeidlich zu einem neuen Weltbrand 
fUhren würde. Man spricht bereits von Eingreif truppen, die 
die Erdölfelder und d ie Rohstoffque tlen besetzen so llen. 
Niemanden darf diese düstere Perspekt ive gleichgültig lassen. 
am wenigsten diejenigen. die reich sind und einen hohen 
Lebensstandard erreicht haben. Uns Revo lutionäre stimmt 
letztl ich der Gedanke an e ine Welt ohne Kapitalismus nicht 
allzu traurig. 
Es wurde vorgeschlagen. den Geist der Konfrontatio n durc_h 
eine weltweite wirlSchaftliche Interdepedenz zu ersetzen, 
die es uns ermöglichen wird, d ie Kräfte aller Wirtschaft s­
systeme zum Nutzen aller zu koordinieren. Doch das Ko n­
zept der Interdependenz ist nur dann annehmbar, wenn man 
zugibt, daß d ie gegenwärtige Intt'Tdependenz ihrem Wesen 
nach ungerecht und brutal ist. Die Entwicklungsländer wer­
den es ab lehnen, daß ihnen als Form der " Interdependenz" 
ei ne ungerechte und willkür liche Arbeitsteilung vorgeschla­
gen wird. die ihnen vom Kolonialismus seit der industriellen 
Revolution in England aufgezwungen wurde und die der 
Imper ialismus noch vertieft hat. 
Will man Konfro ntation und Kampf - offensichtlich der 
einzige den Entwick lungsländern mögliche Weg, auf dem 
lange und komplizierte Sc hlachten von heut e noch nicht 
vorhersehbaren Ausmaßen auszutragen wären - vermeiden, 
so müssen wir nach Möglichkeiten der Zusammenarbeit 
suchen, um die großen Probleme zu lösen, vor denen unsere 
Völker stehen und die nur dann gemeistert werden können, 
wenn d ie entwickelten Länder in dieser oder jener Weise 
einbezogen werden. 

(Fortsetzung folgt) 

(Quelle: Bohemia, Havanna. NT. 42 /19.10. 1979. S.48.60) 



Rückblick 

20 Jahre Ma~;saker von Sharpeville 
Sowcto im Jahre 1976 war das größte bekannt gewordcnc Massaker 
des siidafrikaniso;hen Rassistcnregimes im 20. Jahrhundert bisher, je­
doch weder das einzige noch das bekannteste. Blutiger TClTor der 
Polizei und Streitkräfte Süddrikas war von jeher die Amwc,n auf 
Protest- und Widerstandsbewegungen. 
1921 wurden bei Bulhock 163 Mitglieder einer re ligiö5l!fl Sekte 
niedergemetzelt. 1946 erschoß die Poli:!;c; mindestens 6 Menschen im 
größten Dergarbcitcntrcik der Afrikanu. 1973 fielen unter Polizei· 
kugeln 12 Afrikaner, die Olm Streik der Bergarbeiter im Vaal Red­
Gebiet leilnahmcn. Die Liste lies.: sich fortsetze n. Auch die Ennor­
dung von weit über 100 politischen Gefangenen in den lct:ucn J ah ren 
sowie d ie Hinrichtung von jährlich um die 100 mein afrikanjs.;hen 
Opfern der yölkcrrcchuwidrigen Apartheid-Gesctze müssen in diesem 
Zusammenhang erwähn! werden. 
Der Name des Ortes Sharpeville bei Verec:niging in Transvaal, südlich 
von Johannesburg gelegen, wurde indeuen zum Symbol. Sharpc:ville 
wurde zum Synonym für die Brutalität des Unterdruckungssy.tems. 
aber auch für einen Wendepunkt in der Geschichte des Befrdungs­
umpfes in Südafrika. 
1960 war das ,Jahr Afrikas". Zahlreiche afrikanische National­
staaten errangen ihre Unabhängigkeit vom Kolonialismus. Die unter­
drück ten Völker Südafrikas erlebten, daß die unabhängig gewordenen 
Länder sich ihrer Sache annahmen. Der Afrikanische Nat ionalkon­
greß (ANC), die Befreiungsbewegung Siidafrikas, hatte auf se iner 
Jahreskonferenz am 16. Dezember 1959 eine Ma.ssenkampagne gegen 
die verhaßten Paßgesetze beschlossen, die am SI. März 1960 stattfin­
den sollte. Sie sollte anknüpfen an die erfolgreichen Massenaktionen 
des ANC in den 50er Jahren, die ihn zur unbestrittenen Avantgarde· 
organisation des Befreiungskampfes gemach t hatten. 
Am 18.Man 1960 rief die Führung der ein J ahr zuvor vOrn ANC 
abgespaltenen Gruppe Panafrikanischer Kongreß (PAC) zu eine:r eige­
nen Kampagne für den 2 1. März auf; zugleich selzte sie sich mit einer 
höheren Forderung nach einem täglichen Mindesliohn nochmaJs vom 
Haupulrom der Bewegung ab. Geplant war, daß die Demonst.ranten 
ihren Protest vor den jeweiligen Polizeistationen bekunden soll ten ­
ein Unterfangen, des$Cn Ausgang angesichts der notorischen Brutali· 
tät der Polizei vorhersehbar war. Der Aufruf wurde nur an dnigl:n 
Orten befolgt, darunte r in Sharpeville. Am 21. März 1960 um 1.40 
Uhr feuerte die Polizei 700 Schuß in die Mellgl:. 69 Mensche n star­
ben, 180 wurden verwundet. 

"Zeiten, da auc h Blut sprec hen darf! " 

Es war der ANC, der in dieser Situation reagierte und zU dem sich 
erhebenden weltweiten Protest beitrug. Oliver Tampo, der damalige 
Vizepräsident, wurde u.a. nach London und vor die Vereinten Natio­
nen entsandt. Das Echo war einhellig; auch der Deutsche Gewerk­
schaftsbund rief damals zU einem BoykoH südafrikanischer Waren 
auf. Im Lande rief der ANC zu einem Generalstreik am 28. Man 
1960 auf. Zwei Wochen lang enchüllenen Streiks und Ma:;sende­
monstralionen unter Führung des ANC das System. Es antwortete 
auf seine Weise mit der Ausrufung des Notstandes am SO. April; am 
8. April wurde der ANC (und der PAC) verboten, Massenverhaftun­
gen setzten ein. Am 9. April betrug die Zahl nicht·weißer Opfer be· 
reit, 83 Tote und Hundene Verwundete. 
Terro r und Inhaftierung der Führer der Bewegung vermochten sie 
nicht mundtot zu machen. Kurze Zeit, nachdem viele führer des 
ANC verhahet worden oder im EKil zu bleiben gezwungen waren 
(wie Oliver Tambo), hatten sich neue Gremien gebildet; an Häuser­
wänden erschienen Parolen: Uhuru, das ostafrikanische Wort für 
Freiheit; Flugblätter gegen die Paßgesetze wurden verteilt. 
Zugleich ging ein seit 1956 andauernder " Hochverratsprozcß" gegen 
fallt die gesamte Führung des ANC in seine letzte Phase. Am 29. Män 
1961 mußte das Gericht den Freispruch verkünden. Unter dem Jubel 
der Massen triumphiene dcr ANC öffentlich. obwohl verboten. 
Nelson Mandela und seine Genossen blieben keinen Augenbl iclk nach 
dem Freispruch untätig. Sie organisierten einen landesweiten Boy­
kott, eine .,slay·al-homc"-Kampagne, bei der alle Afrikaner und :tll­
deren Nicht·Weißen zU Hause bleiben sollten, um ihren Widerstand 
zu dokumentieren. Allen Eih&Chüchterungsv~rsuchcn der Polizei und 
des Militärs zum Trotz. ungeachtet der Gefahr. Arbdtsplatz und 
Wohnung zU verlie~n, blieben am 29 . Mai 196 1 Hunderttausend<: 
Afrikaner zu Hause; am 30. Mai stre ikten die afrikanischen A:rbeiter 

von Port Elizabeth zu 75"'", Es war der Höhepunkt der bisherigen 
Massenkampagnen und ihr Abschluß. Auf die blutige Unte rdriickung 
des Gegners beschloß der ANC seinerseits zum bewaffneten Wider­
stand überzugehen. 

Am 16. Dezember - dem ,,Dingaan's Day", an welchem 1837 die 
Zulu un te r ihrem Häuptling Dingaan der Obermachl der buris<:hen 
Landräuber am " Blut nuß" zum Opfer gefallen waren - begann der 
bewaffnete Arm der ANC, Umkhonto we Sizwe (Speer der Nation), 
mit militärischen Aktionen gegen Einrichtungen des Ran inenre­
gimes. 
Auch hierauf war die Reaktion der weißen Herrenmenschen typisch. 
John Balthazar Vorster, damalsjustizminister, gab am 3 1. Mai 1963, 
fast genau drei J ahre nach SharpeviUe, die Losung aus: "Wir erken­
nen mehr und mehr, daß C$ Zeiten in der Geschichte einer Nation 
gibt, da nicht al lein die Vernunft sprechen darf, sondern auch Blut _ 
diese Zeit ist jetzt." Am S.Juli 1963 meldete das Handelsblatt : 
"Deutsche Beobachter haben bereits einmütig ein besseres Investi­
tionsklima festgestellt." 
Es gelang dem Regime zeitweilig, den Widerstand weitgehend zu 
paralysieren, nicht zuletz t du rch d ie Verhaftung eines Großteils der 
ANC-Führung und ihre langjährige Inhaftierung auf der KZ-Inscl 
Robben bland. Vollständig zU unterdrücken war der Widerstand 
nicht. In den 70cr Jahtc:n lebte ~r unter t"ührung des ANC erneut 
auf. HeUle, zwei Jahrzehn te nach Sharpeville, mehren sich die Nach­
richten über Gefechte zwischen Umkhonto-Kämpfem und südafrika­
nischen Polizei- und Mililärcinheiten. 
Die unterdruckten Völker Südafrikas gedenken des 21. März 1960 als 
dnes Tages der Trauer, zugleich aber auch als eines Symbols für 
ventärkten Widerstand und fUr die Wende zu n~"Uen Kampffonnen. 
Für diese steht der 16. Dezember als ,"!ero's Day" des ANC, als Tag 
des Gedenken! an die Kämpfer des Umkhonlo, die gefallen sind 
oder. wie derzeit Jama Mange, vom Terrorappar.at des Regime~ mit 
dem Tode bedroht sind. aber auch _ ebenso wie Shargeville - als 
Tag der verstärkten Mobilisierung für deli Freihei tskampf. 

J . O,trowsky 

Adressenänderungen 
bitte rechtzeitig bei der Redaktion 

(AlB, Liebigstr. 46, 3550 Marburg 1), 
nicht bei der Post, bekanntgeben! 
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Rezensionen I Filme 

Chile-Filme 

War das chilcrUs<:h<: Filmwesen in da Zeit vor der Unid,ad-PopuLar­
Regierung Salvador Allendes im wesentlichen durch Hollywood-Pro­
duktionen bestimmt, so bildeten sich doch bereits untel: der Regie­
rung dei chriudemokratischcn Präsidenten EduaTdo Frei 
(1964-1970) Ansätze eines IoOzialrcvolutionären Kinos heraus. Erste 
Produktionen wurden auf den Festivals dei Latcinamc,rikanischcn 
Films L967 und 1969 in Vina del Mar ~eigt, doch kJ.m der fort­
schrittliche chilcnillC hc Film auch in diesen Jahren über isolierte An­
sätze kaum hinaus. 
Das änderte sich mit der Rcgicrungsübcma.hmc der Unidad Papillar 
(UP) im Jahr 1970. Die Fihm:macher der UP bckllndc~cn 1970 in 
einem Manif<:SI den Willen, mit ihn:m Schaffen zur natiornalcn Befrei­
ung und zum Aufbau dei So:tialismu5 beizutragen, sich f1.it die Wie­
dergewinnung der nation;Uen und pol it ischen Identität eiru:useuen 
und dem "Mißbl1luch der nat ionalen Werte als Stützen deo! kapitalisti· 
schen Regimes" ein Ende zu setzen. 
Trotz der rdativ bescheidenen Mittel, die anfangs für daB Filmwe5Cn 
zur Verfügung standen und der Schwierigkeiten, mit denen es kon­
frontiert war ~ die Bourgeoisie verfügte zunächst noch über die mei­
sten Massenmedien, insbesondere Radio und Fernsehen, das Verleih­
:system war fHt gäß1;lich in Händen US·amerikanischer Monopole ~ 
haben die chilenischen Filmschaffenden in den Jahren 1970.73 vor 
allem mit der Produktion von Wochenschauen und Dokumentar­
filmen einen beachtlichen ßeitl1lg zur Bewußtseinsbildutlg sowie zur 
WiedeTg(:winnung der kultu rellen Identität geleistet. Bis 1913 war die 
inländische Filmproduktion sprunghaft angestiegen, der Film war zu 
einem wichtigen Bestandteil gewerkschaftl icher Bildungsarbeit ge­
worden und konnte jetzt auch im Fernsehen und in zahlreichen 
Kinos gezeigt werden. 
Ocr Putsch vom 13. September 1973 setzte dem noch jungen demo­
kl1ltischen Film in Chile allerdings ein jähes Ende. Sämtliche Arbei­
ten mußten abgebrochen werden, einige Filmemacher wi:e t.B. Patri­
cio Guzman wurden verhaftet und in Konz.entl1ltionslag>cr gebrncht, 
anderen gelang die Flucht ins Ausland. Trotzdem ist jedO<:h der chile­
nische Film der UP heute nicht tot: Unter oft widrigsten Umständen 
gelang es nhlreichen Filmemachern, vor ihrer Flucht iru; Eiltil groBe 
Teile des Drehmateriah zu retten, ins Ausland tu K haffen und später 
dort die Montage von:unehmen. Heute leisten sie im Eiltil Aufklä­
rungsarbeit übe r den Charakter der faschistischen Militäljunta sowie 
wer den Widerstand des chilenischen Volkes. Der Chile-Film konnte 
somit zu einem festen Bestandteil der internationalen s<.lidaritätsar­
bei t werden. DH gilt auch für die Bundesl"Cpublik, wo u.a. die folgen­
den Chile-Filme bei Voruägen und bei Diskunionsvera.nstaltungen 
mit Erfolg eingesetzt werden. 

Die Schlacht um Chile: Der Kampf ein« unbewaffnete n Volkes, 
3 Teile 
Chile/Kuba 1913- 1978, Regie: Pattic io Guzman (VerleILh: Freunde 
der Deutschen Kinemat hek) 
In der Zeit von Januu bis zum 14. September 197 3 drt,hte P. Guz­
man mit seinem Team in den Stl1lßen und Arbeiterviertdn von San­
tiago, in den Kupferbergwerken und Salpcterminen Chiles. Daraus 
wurde eine umfasscnde Dokumentation über das letzte Regierungs­
jahr der UP, deren fertigstellung nach Gutmaru Freilassung das ku­
banischc Filmißllti tut ermöglichte. Der Film gibt Aufschluß über die 
Politik der Unidad Popular, über die Stimmung in der Albeiterklasse 
und dcn Volksrnassen aber auch uber die Methoden, mit denen es 
dem Im!)l:rialismus im Verbund mit der einheimischen Bourgeoisie 
schließlich gdang, der Volksregierong ein Ende zu se tzen. Die drei 
Teile können im Rahmen einer Veranstaltungsreihe im Zusammen· 
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hang gezeigt werden, sie können aber auch einzdn eingese tt t werden, 
da sie in sich rdativ geKhlo$sen sind. 
Teil I: Der Aubtand der Bourgeoisie (90 Minuten) behanddt die Zeil 
zwischen den Wahlen im März 1973, bei denen die UP 44% der 
abgegebenen Stimmen auf sich vereinigen kann und die bürgerlichen 
Oppositioßllparteien die zum Stun des Präsidenten notwendige 
2/3·Mehrhei t verfehlen, und dem 29. Juli 1973, an dem der Veuuch 
des Zweiten Panzelngiments, den Präsidenten palast ~u sturmen, ver­
eitelt werden kann. U.a. an der Frage der Regierungsbeteiligung der 
Militärs werden Differenzierungen innuhalb der Volkseinheiubewe­
gung deutlich gemacht. Und es wird gezeigt, mit welchen Mittdn die 
Opposition versuchte, d ie Wirtschaft des Landes lahmzulegen. 
Teil 11: Der Staatsstreich (90 Minuten) beginnt mit dem Aufstand 
des faschistischen PamerregimenU Olm 29.Juni, du noch einmal 
niedergeschlagen werden kann. Er zeigt, wie faKhistische OffIZiere 
immer häufIger die Armee gegen die Arbeiter eiruetun, wie die 
Rechte schließlich den Generalstreik der Händler und Transportun· 
temehmcr aru:ettdt, um mittels ökonomischer Paralysierung die Re­
gierung Allendes zu stiinen. Fast symbolisch machen die Aufnahmen 
von einer Demonstration anläßlich des 3. Jahrestages der UP-Regie· 
rung Olm 4.9., an der sich über eine Million Memchen beteiligen, noch 
einmal deutLich, auf wdche Massenbasis sich die Regierung immer 
noch stützen kann. Wenige Tage später, am 13.9. greifen die Faschi· 
sten dann zu ihrem Jetzten Mittd: sie stünnen den Präsidentenpalast. 
Teil 1II : Die Volksrnacht (83 Minuten) reicht von Januar bis Septem· 
ber 1913. Er veramchaulicht die Anstrengung des chilenischen Vol­
kes beim Aufbau des Sozi.aJ.i,mus, die Initiativen zu seiner Verteid i­
gung gegen die Angriffe der Reaktion und die Gründung von BHis· 
organisationen (Arbeiter- und Landarbeiterräte, Volksläden usw.), 
die diesem Zweck dienten. 

Ocr übergang 
DDR 1979, Regie: O rlando Lübben, 8 1 Minuten (Verleih: Unidoc) 
O. Lübbert, ein chilenischer Filmemacher, der bereits durch seine 
Dokumentation über die Geschichte der chilenischen Arbeiterbewe­
gung bis 1932 (Die Fäuste vor der Kanone) bekannt geworden ist, 
hat diesen K inen ersten Spielfilm tusammen mit anderen Eiltilchile­
nen in der DDR realisiert. 
Gemeinsam versuchen Culos, Loreß1;o und Juan aus Chile über die 
Anden nach Argentinien zu fliehen, wo sie um Asyl bitten wollen. 
Der "Obergang" ist außerordentlich schwierig, doch als die drei es 
schließlich gemeinsam geschafft haben, wird ihr Asylgesuch abge­
lehnt, sie werden der chileniKhen Grenzwache übergeben. Eindrucks· 
voll gibt O. Lübbert in der Darstellung der Charaktere auch verKhie· 
dene Strömungen innerhalb der Volkskräfte wieder. Während der 
eine eher zu besonnen und zaghaft erschein t, verkörpert ein anderer 
den Linksl1ldikalismus, der dritte Protagonist zeichnet sich durch 
werlegtes Handeln aus und deutet die organisierte Arbeiterklasse an. 
Dabei wird jedoch keine Schwarz-Weiß.Malerei betrieben, alle wer· 
den mit persönlichen Schwächen dargestellt. 

Die Toten schweigen nicht 
DDR 1918, Regie: Walter Heynowski und Gerhard Scheumann, ca. 
90 Minuten (Verleih: Unidoc) 
Während frühere Filme der bekannten DDR-Ookumentaristen (z.B. 
Krieg der Mumien und Der wdße Putsch) aufzeigten, in wessen In­
teresse: das faschistische System in Chile etabliert wurde, geht es in 
diesem Film eher um die Methoden, mit dCIlen es funktioniert. 
JOK Toha und Orlando Lc:tdier, die früheren Innen- bzw. Außenmi· 
nister der UP, wurden nachweislich im Auftrag der faschistischen 
Geheimpolizd DINA umgebracht. Ocr Film porträtie rt die Witwen 
der Ermordeten, d ie Pinochet aU5 jener Zdt kennen, als er sich noch 
als verfas$ungstreuer General gab. Die Aussagen der Frauen geben 
Aufschluß über den Charakte r dieses Genel1lb Pinochet, den der 
friihere Veneidigungsminister der UP, General Prall, mit den Wonen 
beschreibt: "Wie bei Duvalier verbinden sich auch bei ihm auf er­
staunliche Weise: eine ausnehmeode geistige Kleinheit mit einer 
groBen menschlichen Perversität." Zudem machen ihre Aussagen 
aber auch deutl ich, daß seit 1913 im chilenischen Militär beträchtli· 
ehe DifferenzierungsproZCSK stattgefunden haben. Die Morde an 
J. Toha und O. Lctelier legen heute Zeugnis ab gegen Pinoehet. 
Zum Einsatz bei DiskussLonsvera.nSlaitungen aber auch ah Vorfilm e 
eignen sich zudem zahlreiche KunfUme (Mitbürger, Gddsorgen, 
Psalm 18) von W. Heynowski und G. Scheumann, die ebenfalls bei 
Unidoc erhältlich sind. Bd den Verleihen bekommt man auch zusätz· 
liches Informalionsmaterial tu den dargestdlten wie zu weiteren 
Chile·Filmen. 
Verldhadreuen: Unidoc, Dantestr. 29,8000 München 19: Freunde 
der Deutschen Kinemathek, Wdserstr. 25, 1000 Berlin 30. J. Weber 



Kurzinformationen 
UNIDO 
Die 111 . Konferenz der UN-Organifat ion für Industrielle Entwick.lung 
(UNIDO 111 ) vom 21. 1.-9.2.1980 in Neu Dehli ging in offener Kon­
fronlalion ZwiSChen den kapitalistiilchcn Indu. tricländcm au f der ei­
nen Seite, den Entwicklung:dändcm untl den lO~ialistischcn Staaten 
auf der anderen Seite 'Zu Ende. Erstere stimmten geschlossen gegen 
die von der "Gruppe der 77" vorgelegte Ncu-Dchli-Dcklaration und 
ein dazugehörige. Aktionsprogramm. 
Ziel der in diesen Dokumenten vorgesehenen Maßnahmen ist es, ent­
sprechend der Forderung von UN LDO 11 (tima 1975) den Anteil der 
Dritten Weh an der Wcltindl,utricproduktion von jeut 9% Ilur 25" 
im J ahre 2000 zu ahöhen. Bis zum Konferenzende umsu iw:n waren 
insbesondere ein geforderter globaler Fonds zur Finanzierung von 
Indu$lrialilicrunlP'prognunmen in Enlwicklunplände.m mit einem 
Grundkapillll von 7!1- 100 Mrd Dollar sowie. die. auf einen Vorse.hlag 
Fidel CU!ros zuriickgehende Forderung, in den 8Ger Jahre.n einen 
zusät~l ich en Entwicklungshilfctrans{er von :500 Mrd Dollar bereitzu­
~tellen. Die Entwicklungsländer hatten sich bis zuletzt um einen poli­
tischen Kompro rn iß mit den kapital i. itise.hen Indunrieländ e.m be­
müht und waren deshalb in eine r Reihe von Punk len von ih ren ur­
$priinglichen forderungen abgeg:lngen. Ab ,ic;h jedoch abuichnete, 
daß die kapitalinise.hen Industridänder auch gegen d ie wenigen im 
~u.leUI vorliegenden Kompromißp~pier noch verbliebenen , ubstan­
tiellen M~ßnahmen, darunter den globalen Fonds, stimmen würden 
und es so zu vollkommen ent leerten Beschlüsscn zu kommen drohte , 
stellten d ie Emwicklungslinder ihren unpriinglichen Resolutionsent­
W\U'f 'l:ur Abuimmung. 
Die über den ,,Nord·Süd·Dialog" hin~usgehende politise.he Ikdeutung 
dicKS Konferenzausgan8l' liegt darin , daß sich die in den UNo-Ab-
51immu~n über Afghanistan und Kampuchea zu tage getrt:tenen 
fronl enverse.h iebungen damit loh K hr kunlebig herausgcste lJ t haben 
dürften und die neuc imperialistische Konfront!l tionspolitik den 
Blick auf die faktischen Inull:s»e:nsgegensätu in der weltweiten Aus­
rinander»e:t>:ung um EnTwidJung und sozialen Fo ruchritt an einem 
Punkt wieder freizugeben h~t, wo es ihre Urheber nach dem Ausgang 
von UNCTAD V (vgl. AlB, Nr. 7-8/1979) nicht erwartet hilten. 

Tuneslen 
Ende J anuar dJ . kam es zu bew~rrneten Auseiflilndenct>:ungen in 
<l cr tunesi»e:hcn Stadt Gafsa, bei denen rund 100 Per$Onen getötet 
wurden. Zu dieser Zeit jährt sich >:u m 'l:wei len Mal der Militärdnsatz 
>:ur Niedeuchlagung e ines dreimonat igcn Arbeitskampfes. Die gesam· 
te Gewerktchafuspitze der Gencr.l tvereinigung der Tunesischen Ar­
beiter (UGTT) wurde damals inhaftien, gegen den Führer de r Ge· 
werkse.haft lIabib AchoUJ' wurde e in Verfahren wegen "Gefa hrdung 
der Staatss icherheit " e ingeleitet. 
In der wel tlichen Welt wird gegenwärtig vcuucht, Libyen ode:r Alge­
rien die Schuld an den Au»e:inander»e:tzungc.n zu geben; eine will­
kommene Gelegenheit für Frank reich , sich als ll:IJionale Macht im 
wc!t liehen Millelmur einzuschalten. Drei französi»e:he Kriegsschiffe 
liden >:u Manövern in den Gewäncm um Kll:ta aus (Neue Zürcher 
Z6tung, 2.2. 1980). Aueh dic USA l ind auf den Plan get reten. durch 
ein eventuell lemciruames Vo~hen, um den angeblichen a1gcrischen 
und libyschen Einfluß auf Tunesien einzudämmen. Noch vo r Ende 
februar dJ. wollen die USA Kehs I-I ub»e:hrauber und 30 gcpacuerte 
Fahneuge an Tunis liefern. 

Iran 
Aus den Priisideß(Jc;hafuwahlcn vom 25.1. 1980 ging A. B~ ni-S~dr 
mit 7!1,7% der Stimmen vor General I-bdani mit 14,6% und B.evolu· 
t ionsratsprecher lIabibi mit 4,8" als überlegener Sieger hervor. Dies 
hatte u.a. JCi ne Ur.u.che darin, d~ß der Kandidat der halboffizidlcn 
Fanei der hlamischen Republik ah größter Partei dn Landes, Farsi. 
von einem Teil des Klerus nicht untentütu wurde und schließlich ah 
Kandidat >:uriicklnlt. 
Anderer»e:iU ist das Votum für Bani·Sadr wohl nicht zuletzt d eshalb 
erfolgt, weil er als einziger der Bewerber ein Progr.lmm vorwei»e:n 
konnte, um die ~nhaltende schwierige wirt»e:haftliche Situation des 
Iran in den Gri ff zu bekommen (vgl. auch Interview mit BaTli ,S~dr in 
AlB, Nr. 7·8/ 19 79, S. :56). Sofon nach tc inem Amtsantritt 'Verkün· 
dete Bani·Sadr, der inzwischen auch >:um Vorsitzenden des Revolu· 
tiomrates ernannt wurde, ein Programm ~ur Beschaffung von Ar­
bei tsplä t>:en und >:u r Durchführung von Preiuenku~n. 
AuBcnpoli tiJCh will der neue Priisident ein KOlUept der Dia;taru:ie­
rung von den "Supennächten" USA und Sowjetunion (die von ihm 
quu i gleiehJ{eKtzt werden) durchführen und die afghanische iJl~i­
sehe Reaktion un te rstützen. 

Guatemala 
Rund 40 indianische Landarbeiter fielen Ende J anuar in Guatemala· 
Stadt einem Massaker zum Opfer. ah Militär· und Polizeieinhei len 
die \'On den Campesinol friedlich besetzte spanische Botochaft 
IT Ürmten. Ebenfalls mit GewKlt antwortete <Ire Polizd zwd T"8e 
sp1i ter auf dcn Trauermarsch für die Ermordeten, dem sich 3000 
Men»e:hen ~nschlossen. 
Die Bauern waren aus der Provinz Quiche, der ärmsten Region des 
Landes gekommen, um du rch die BouchaflSbesclzung die Wc1töf· 
fen tl ichlteit auf die >:unehmenden gewaltsamen Obergriffe \'On Poli· 
'lei, Militär und Großgrondbesi t:.r. fO"ie auf die lo>:ialcn MiB,tände 
aufmerksam >:u machen. Schon in den \'ergangenen Jahren kam n l:U 

Mau enaJr.tionen gegen die Enteignung und Vertreibung von K1d n­
bauern sowie gegen die vom GroBgrundbe5itz unterhaltenen TelTOr­
banden (,-gI. auch AlB. Nr. 7·8 / 1979). Oie Provinz Quiche, in der die 
Guerillaarmee der Armen (EGP) unter der (indianischen) Landbe­
\'Ölkerung zunehmend an Einnuß gewinnt, gilt als Hauptangriffsziel 
militärischer Opera tionen. Oie rcv<'lutionären Ereignisse in den Nach· 
bar,taaten Nikar~gua und EI Salvador !asscn du Lucas-Regime "er­
stärkt zu Repress ionsmaßnahmeu greifen. 
Trotzdem wächst die Opposi tion gegen du Mil itärregime. Der Demo· 
krat illC hen front , gegründet im Män 1979 (Wort!;lUt ihres Grund· 
Jatzprognmmes in AlB, Nr. 11 ·12/ 1979), gehören mittlerweiil: 
150 ~erse.hiedene O rganisationen und Gewerkschaften an. 

Kuba 
Zur Beseitigung \'on Indfizienzen und Koordinationsmängeln wur· 
den am 10. 1.1980 folgende Veränderungen der kubanischen Exeku· 
tive eingeleitet: Auf institutioneller Ebene wurde die Zahl der zen tra· 
len Organe der Staatsmacht auf 35 reduziert. Penonell fand eine 
Leitu tlgsumbcsctzung von 12 der 35 :.r.entraJen S laat~organe statt, 
>:udem wurden drei Staatsminister ermmnt , d ie ih re Aufgaben \'om 
Staatsrat zugewie»e:n bekommen. 
Vor allem d ie im Zusammenh~ng mit dem kubani»e:hen System der 
Anleitung von Ministerien durch den Staatsrat ' 'Orgenommenen Per­
tOnalvcrinderungen haben hienulande wi lde Spekulationen ausge­
löst. U. a. War von einer Entmachtung Raul Castr05 und eine r Zusam· 
menballung 'der ~Iach t in den Winden Fidel CastrO!i die Rede. Dabei 
wurden faJschl icherweisc Mini5lerfunktioncn mit der Anleitung und 
Oriemierung \'On Ministerien durch Staatsraumitglieder, mit der kei­
nerlei weitere Kompetenzen verbunden sind. gleichgesetzt. ~1it der 
erfolgten Neu"erteilung sind jetzt elf sta tt bisher !iieben Mitglieder 
des Exckuti~komitees des Staa tsrats mit Anleitungskompetenzen be· 
tmut, womi t eine höhere St ufe der ko llektivcu Leitung des Staatsra ts 
gewiill rleiSlet i~t . Fidel Castro gab die Anleitung von fünf Institu­
lionen ab, ilbernahm die dn Gnundhdtsministeriums und " 'ird wie 
bisher bei der Anleitung du Verteid igungs- und des Innenministe ri· 
ums \'On seinem Bruder Raul unterstützt, der auch weiterhin Venei· 
digungsminister bleib t. Innerhalb der Kommunistischen Partei Kubas 
fa nden keinerlei organisatorische oder personelle Veränderungen 
naH. 

Korea 
Die 2. Seouler Palas tre\'ohe des J ahres 1979, bei der sich Mille Oe· 
~ember eine Offi.zicr~liquc um den bis dHto Gehdmdienuchd Lee 
tl i Seung durchsct>:te, führte >:u zwei im US·!n ter<:sse liegenden Er· 
gebnilSCll: Oie neue Regierung e rhöhte das Militärbudgct um 37% 
und probte mit der Annahme eines nordko re~nischen Verhandlungs· 
vOTKhJages die Pol itik des "Wandds durch Annäherung". 
Am 11.1.1 980 halten Nordkoreas Präsident Kim 1I Sung und Pre­
mierminister Li Jong Ok in Briefen an ~dkoreanische Spitzenpoliti· 
ker im )nterel»e: der Beend igung der .,herneTTeilknden Leiden der 
nat ionalen Teilung" (Pycongyang Tirnes, 19.1. 1980) Verhandlunv­
bcrei tschah signalisiert . Sie offerienen Gespräche zwischen süd- und 
nordkoreanischen Organisationen, Parteien und Pol itikern einschließ­
lich der Regierungschefs. 
Die $Üdkoreanische Regierung reagiene mit dem Gegenvorschlag 
d nes Treffens vO n Rcgienlßgsdc1egat ionen. welches am 5 . Februar 
1980 in Panmunjom stattfand. Dabei wurden wei te re Ge5präche und 
die Wiede raufnahme der sei t 1975 unterb rochenen Telefonverbin· 
dugen zwischen den Hauputäd ten beJChlossen. Oie weitert: Ent· 
wicklung de r bi lateralen Kontakte wi rd wescntl ich d~von abhingen, 
weleher der milit irise.hen fra ktionen Südkorc.as in einer weite rh in 
labilen innenpolitischen Situation d ie endgiiltige Machtusurpa tion ge­
lingen wird. 
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